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Ursachen des Klimawandels

Klimaschutz in Zahlen – kompakt

Verantwortung für den Klimawandel
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Klimawandelfolgen sind schon heute in Deutschland zu beobachten und werden in den kommenden Jahrzehnten stark 
zunehmen. Dazu zählen auch extreme Wetterereignisse wie Starkniederschläge und Hitzewellen.
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Internationaler Klimaschutz

Emissionstrends und -ziele in Deutschland

Wandel ist machbar
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Die internationale Staatengemeinschaft muss ihre Anstrengungen deutlich verstärken, um das Ziel des Pariser 
Abkommens zu erreichen, die globale Erwärmung auf 1,5 bis 2 °C zu begrenzen. 

+4,1 bis 4,8 °C Erwartete globale Erwärmung 
ohne Maßnahmen

+1,5 bis 2 °C Zielkorridor des Pariser Abkommens 

+1,9 bis 3,0 °C Erwartete globale Erwärmung bei 
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Im Jahr 2020 lieferten die erneuerbaren Energien erstmals mehr Strom als die fossilen Energieträger (Kohle, Öl, Erdgas).

Eine wachsende Wirtschaft und sinkende 
Treibhausgasemissionen sind kein 
Widerspruch. 
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Zusammenfassung

1. Warum setzt sich Deutschland für eine 
aktive Klimapolitik ein?

Ursachen: Seit der Industrialisierung werden durch menschliche Aktivitäten in zunehmendem Maße 
Treibhausgase freigesetzt. Diese reichern sich in der Atmosphäre an und verstärken den Treibhaus-
effekt. Die globale Durchschnittstemperatur steigt dadurch an. Kohlendioxid, das den bedeutendsten 
Teil des vom Menschen zusätzlich verursachten Treibhauseffekts ausmacht, wird nur sehr langsam 
abgebaut. Nach 1.000 Jahren sind davon noch etwa 15 bis 40 Prozent in der Atmosphäre übrig.

Folgen: Der Anstieg des Meeresspiegels sowie das vermehrte Auftreten von Extremwetter ereignissen 
wie Starkniederschläge und Hitzewellen sind Beispiele für Klimawandelfolgen, die bereits heute spür-
bar sind. Mit zunehmender globaler Erwärmung werden Klimawandelfolgen künftig stärker und eine 
noch akutere Bedrohung für Artenvielfalt und menschliche Existenzgrundlagen. 

Verantwortung: Deutschland hat mit 4,6 Prozent zu den globalen Treibhausgasemissionen seit 1850 
beigetragen und seine Pro-Kopf-CO2-Emissionen liegen deutlich über dem weltweiten Durchschnitt. Es 
trägt somit eine besondere Verantwortung bei der Bekämpfung des Klimawandels. Die Bundesregierung 
verfolgt deshalb das Ziel, bis 2045 treibhausgasneutral zu werden. Erst wenn die Menschheit treibhausgas-
neutral lebt und wirtschaftet, wird sich die Kohlendioxidkonzentration in der Atmosphäre stabilisieren.

Königsteich in Bennewitz, Sachsen, im Juli 2020
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1.1 Ursachen und Folgen 
des Klimawandels

Der menschengemachte Klimawandel ist real. Es ist 
wissenschaftlich erwiesen, dass der globale Tempe-
raturanstieg seit der Industrialisierung nicht mit 
natürlichen Ursachen zu erklären ist. Er ist auf die vom 
Menschen verursachte Verstärkung des Treibhaus-
effekts zurückzuführen (siehe Infobox auf Seite 4). 
Seit Mitte des 19. Jahrhunderts nimmt die Konzen-
tration von Kohlendioxid (CO2) in der Atmosphäre 
drastisch zu (Abbildung 01). Sie ist im Vergleich zu 
vorindus triellen Werten um 45 Prozent gestiegen (Ab-
bildung 01). Mit 412 Anteilen pro Millionen Teilchen 
Luft (Englisch: parts per million; ppm) war der Wert 
2020 der höchste seit mindestens 800.000 Jahren.1, 2 
Die Hauptursachen für diesen Anstieg sind die Ver-
brennung fossiler Energieträger wie Kohle, Erdöl und 
Erdgas, die Nutzung von Kalkstein für die Zement-
herstellung sowie großflächige Entwaldung. Auch die 
Konzentration weiterer klimarelevanter Treibhausgase 
(siehe auch Glossar) ist deutlich angestiegen. Hierzu 
zählen Methan (CH4) und Lachgas (N2O), die vor allem 
in der Landwirtschaft entstehen, sowie fluorierte 
Gase (HFKW, FKW, SF6 und NF3). Im Jahr 2020 lag die 
globale Durchschnittstemperatur rund 1,2 °C über 
dem vorindustriellen Niveau (1850 bis 1900).3 Der sehr 

schnelle Temperaturanstieg macht den Unterschied 
zwischen dem menschengemachten Klimawandel 
und vorherigen natürlichen Veränderungen wie den 
Eiszeit- Warmzeit-Zyklen deutlich.4

Die Folgen der globalen Erwärmung sind schon heute 
spürbar. In den letzten Jahren häuften sich Wärme-
rekorde. 2020 war nach 2016 weltweit das zweit wärmste 
Jahr seit Beginn der Wetteraufzeichnungen und mar-
kierte das 44. Jahr in Folge, in dem die Mitteltemperatur 
an der Erdoberfläche den Durchschnitt des 20. Jahrhun-
derts überschritt.5 Die Auswirkungen der globalen Er-
wärmung lassen sich beispielhaft an den gravierenden 
Veränderungen der Kryosphäre, also allen Formen von 
Eis und Schnee im Klimasystem, beschreiben: Seit Be-
ginn der Satellitenmessungen 1979 geht das Meereis in 
der Nordpolregion um durchschnittlich mehr als zehn 
Prozent pro Zehn-Jahres-Zeitraum zurück. Mit zuneh-
mender Geschwindigkeit schmelzen auch das Festland-
eis Grönlands sowie Teile des antarktischen Eispanzers. 
Das trägt zu dem beschleunigten Anstieg des durch-
schnittlichen globalen Meeresspiegels bei. Seit 1900 ist 
dieser bereits um 16 Zentimeter gestiegen. Seit 2006 
beträgt der jährliche Anstieg 3,6 Millimeter.6 Auch wenn 
es gelingen sollte, den Temperaturanstieg auf 1,5 °C 
zu begrenzen, wird mit einem weiteren Anstieg des 
Meeres spiegels über das Jahr 2100 hinaus gerechnet.7 
Dies ist eine Bedrohung vor allem für die Menschen, die 
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Abbildung 01: Atmosphärische Kohlendioxidkonzentration und globale Temperaturabweichung seit 1850

1850 1880 1910 1940 1970 2000 2020

*Die Temperatur-Nulllinie stellt den Temperaturdurchschnitt der Jahre 1850 bis 1900 dar.

Quelle: Met Of�ce (2021), Climate College (2016), NOAA (2020)
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an niedrig gelegenen Küsten und in kleinen Insel staaten 
leben. Das weitere Abschmelzen der grönländischen 
Eismassen könnte zudem zu einer Abschwächung 
des Golfstroms beitragen.8 Das hätte wiederum weit-
reichende Folgen für das Klimasystem als Ganzes.

Auch die globale Gesamtmasse der Gebirgsgletscher 
geht seit 1980 deutlich zurück. Rekordtemperaturen 
lassen Gletscher und Permafrost tauen. Hochgebirgs-
hänge werden dadurch destabilisiert. Das kann künftig 
zu gefährlichen Erdrutschen, Lawinen und Fluten 
mit verheerenden Folgen für in Hochgebirgsregionen 
lebende Menschen führen.9

Weltweit ist die Zunahme bestimmter Extremwetter­
ereignisse zu beobachten. Hierzu zählen Hitzewellen 
und Dürren mit steigender Häufigkeit, Intensität und 
Dauer. Ein aktuelles und dramatisches Beispiel hier-
für ist die Hitzewelle in Sibirien im ersten Halbjahr 
2020. Im Juni wurden in der Kleinstadt Werchojansk 
Rekordtemperaturen von bis zu 38 °C gemessen. Hohe 
Temperaturen und Trockenheit trugen laut der im Juli 
2020 erschienenen World-Weather-Attribution-Studie 

zur Ausbreitung schwerer Waldbrände bei. Diese verur-
sachten einen Ausstoß von 56 Megatonnen CO2, mehr 
als der jährliche Ausstoß der Schweiz. 

Auch in Deutschland steigt die Durchschnitts­
temperatur spürbar. Wird die Erwärmung pro Jahr-
zehnt betrachtet, wird deutlich, dass der letzte Zehn-
Jahres- Zeitraum sogar rund 2 °C wärmer war als der 
Referenz zeitraum von 1881 bis 1910 (Abbildung 02). 
Die Temperatur stieg in den vergangenen 50 Jahren 
deutlich schneller an als in den Jahrzehnten vor 1970. 
Mit einer Durchschnitts temperatur von 10,4 °C war das 
Jahr 2020 nach 2018 das bisher zweitwärmste Jahr in 
Deutschland.10 

Der Klimawandel verstärkt den Rückgang der 
Artenvielfalt. Die höhere Kohlendioxidkonzentration 
und die Folgen des Klimawandels haben direkte Aus-
wirkungen auf die Funktion von Ökosystemen und die 
Biodiversität. Der beobachtete Populationsrückgang 
und das Artensterben deuten darauf hin, dass viele Spe-
zies und Öko systeme nicht mit dem schnellen Tempo 
des Klimawandels mithalten können. Der Rückgang 
der Artenvielfalt kann wiederum Kaskadeneffekte auf 
weitere Elemente der Biodiversität haben. Die kontinu-
ierliche Erwärmung, der damit verbundene Rückgang 
des Sauerstoffgehalts sowie die Versauerung der Meere 
durch die vermehrte CO2-Aufnahme bedrohen zum 
Beispiel Korallen und andere kalkbildende Organismen. 
Geografische Verschiebungen des Artenvorkommens 
und damit Veränderungen mariner Ökosysteme werden 
bereits heute beobachtet. Dies wird Auswirkungen auf 
die Verbreitung und den Bestand von Fischarten haben 
und so die Existenzgrundlagen von Gemeinschaften be-
drohen, die vom Meerestierfang abhängig sind.11

Selbst bei einer Begrenzung der globalen Erwärmung 
auf 1,5 °C verstärken sich die Klimawandelfolgen 
deutlich. Der im Oktober 2018 erschienene Sonder-
bericht des Weltklimarats (Intergovernmental Panel on 
Climate Change, IPCC) zu den Folgen der globalen Er-
wärmung um 1,5 °C hat aufgezeigt, dass die Risiken für 
Mensch und Natur noch größer sind als bisher ange-
nommen. Die bislang von der Staaten gemeinschaft zu-
gesagten Anstrengungen zur Reduzierung ihres Treib-
hausgasausstoßes reichen jedoch bei Weitem nicht aus, 
um den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur 
auf 1,5 °C zu begrenzen. Laut IPCC-Sonderbericht wird 
dieser Wert bei gleichbleibendem Temperaturanstieg 
bereits zwischen 2030 und 2052 überschritten.
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Abbildung 02: Temperaturänderung der 
Zehn-Jahres-Zeiträume in Deutschland in 
Bezug auf die Jahre 1881 bis 1910

Quelle: DWD (2021)
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i

Störung des natürlichen Kohlenstoffkreislaufs

Durch die Verbrennung fossiler Energieträger und 
durch industrielle Prozesse (grauer Pfeil) sowie 
durch Landnutzung und Landnutzungsänderun-
gen (oranger Pfeil) verursachen Menschen Treib-
hausgasemissionen (Abbildung 03). Diese stören 
den natürlichen Kohlenstoffkreislauf, also die 
Zirkulation von großen Mengen an Kohlenstoff 
zwischen der Atmosphäre, dem Ozean und der 
terrestrischen Biosphäre. 

CO2-Emissionen werden zunächst vor allem von der 
Atmosphäre, dem oberen Ozean und der Vegetation 
aufgenommen. Über Zehn- bis Hunderttausende von 
Jahren führen geologische Prozesse zu einer Umver-
teilung zwischen den Speichern der Kohlenstoffvor-
räte (Kreise). Im Ozean wird Kohlenstoff vor allem in 
gelöster anorganischer Form – als Hydrogencarbonat- 
und Carbonat-Ionen – gebunden. Der menschlich 
verursachte Anstieg der CO2-Konzentration verändert 
natürliche Kohlenstoffflüsse und lässt sie aus dem 
Gleichgewicht geraten. 

Die atmosphärische CO2-Konzentration ist zwischen 
2010 und 2019 um durchschnittlich 5,1 Giga  tonnen 
Kohlenstoff pro Jahr angestiegen. In den 1960er 
Jahren lag dieser Wert mit 1,8 Gigatonnen Kohlen-
stoff pro Jahr noch auf einem deutlich niedrigeren 
Niveau.12

Die steigende atmosphärische CO2-Konzentration 
trägt zu einer Verstärkung des Treibhauseffekts bei. 
Durch die menschlichen Mehremissionen wird ein 
größerer Teil der Wärmeeinstrahlung auf die Erde 
absorbiert und nicht in Form von Infrarotstrahlung 
ins All reflektiert. So kommt es zu einer globalen 
Erwärmung. 

Diese Erwärmung löst wiederum Rückkopplungen 
zwischen dem globalen Kohlenstoffkreislauf und 
dem Klima aus. Ein Anstieg der Temperatur an 
Land führt zum Beispiel zu einer Intensivierung 
der Bodenatmung und so zu mehr Kohlendioxid, 
das aus dem Boden in die Atmosphäre gerät. 

i

Abbildung 03: Störung des natürlichen Kohlenstoffkreislaufs durch menschliche Aktivitäten
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manchen Gemeinden geführt. In der Land- und Forst-
wirtschaft macht sich der Rückgang des verfügbaren 
Wassers über die letzten 50 Jahre ebenfalls deutlich 
bemerkbar. So verursachte allein die extreme Hitze und 
Trockenheit im Jahr 2018 landwirtschaftliche Schäden 
in Höhe von 700 Millionen Euro. 

Auch weitere Extremwetterereignisse wie Stürme, 
Starkregen und Überschwemmungen drohen sich 
infolge der Erwärmung zu häufen. Sie beschädigen 
unter anderem Infrastrukturen wie Straßen, Häfen und 
Wasserwege und stellen damit auch ein wirtschaft-
liches Risiko dar. Zudem leidet der deutsche Wald zu-
nehmend unter den Folgen des Klimawandels. Stürme, 
lang anhaltende Dürre, überdurchschnittlich viele 
Waldbrände und Borkenkäferbefall haben den Wäl-
dern in Deutschland in den vergangenen Jahren stark 
zugesetzt. Rund 285.000 Hektar Wald müssen infolge 
von Schäden durch Klimawandelfolgen aufgeforstet 
werden, besonders mit Blick auf ihre wichtige Rolle als 
CO2-Senken und wichtiger Raum für die Vielfalt von 
Flora und Fauna. 

Die Erwärmung führt darüber hinaus zu einer Aus-
breitung von Tier- und Pflanzenarten aus wärmeren 
Regionen, wie zum Beispiel der Tigermücke, die bisher 

1.2 Klimawandelfolgen 
und Anpassung in Deutschland

Deutschland ist zunehmend von den Folgen des 
Klimawandels betroffen. Seit 1881 ist die Jahres-
durchschnittstemperatur in Deutschland um 1,6 °C 
angestiegen.13 Auch die Anzahl an heißen Tagen mit 
Temperaturen von über 30 °C hat deutlich zugenom-
men. Während im Jahr 1951 nur drei solcher Tage ver-
zeichnet wurden, lag diese Zahl im Jahr 2020 bereits bei 
elf.14 Der Anstieg der Hitzebelastung gilt in Deutsch-
land als das deutlichste und stärkste Klima signal und 
hat erhebliche Auswirkungen auf Gesundheit und 
Infrastrukturen, insbesondere in Ballungsräumen. 
Hitzewellen sind besonders für die jüngsten und ältere 
Bevölkerungsteile sowie für pflegebedürftige und vor-
erkrankte Menschen belastend und können zu zusätz-
lichen Todesfällen führen. Im Jahr 2003 starben 7.500 
Menschen mehr, als ohne Hitzeperiode zu erwarten ge-
wesen wäre. In den Jahren 2006 und 2015 gab es jeweils 
6.000 zusätzliche Todesfälle.15

Die zunehmende Trockenheit hat im vergangenen Jahr-
zehnt häufiger zu niedrigen Grundwasserständen und 
damit zu Problemen bei der Trinkwasserversorgung in 
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Abbildung 04: Ausgewählte Klimawandel folgen in Deutschland

Quellen: DWD (2021a), DWD (2021b), BSH (2021), Deutscher Dürremonitor Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) (2021)

Meeresspiegelanstieg
Pegel Cuxhaven

+42 cm seit 1843

Starkregen
Anzahl Tage ≥ 20 mm

+5 % seit 1951*

Schneetage
Anzahl Tage mit 24 h 

ausschließlich Schneefall
-49 % seit 1951*

Sonnenscheindauer
-11 % 1951 bis 1980
+17 % seit 1981

+9 %*

Hitze
Anzahl heißer Tage (≥ 30 °C)
+196 % seit 1951*

Vegetationsperiode
Bis zu drei Wochen 
früher seit 1961

Dürremagnitude**
+162 % seit 1952*

+1,6 °C
Temperatur-

anstieg
seit 1881

Jahresniederschläge
+8 % seit 1881*

*Verhältnis des linearen Trends von 1951 (oder 1881, 1952, 1981) bis 2020 zum Mittelwert der Referenzperiode 1961 bis 1990

Winter nieder schläge
+27 % seit 1881*

(einschließlich 2021)

Kälte
Anzahl Eistage (< 0 °C)
-49 % seit 1951*

**Die Dürremagnitude ist dimensionslos und wird berechnet aus Dürredauer, -�äche und täglicher Dürreintensität des 
Gesamtbodens (mittlere Tiefe über Deutschland etwa 180 cm) über die Vegetationsperiode April bis Oktober.
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in Deutschland nicht auftretende Krankheiten wie 
Chikungunya- oder Denguefieber mit sich bringt. 
Eine Untersuchung des Bundesamtes für Naturschutz 
stellte fest, dass der Klimawandel für 89 Prozent von 
500 ausgewählten heimischen Tierarten ein mittleres 
oder hohes Risiko bedeutet. Schmetterlinge, Käfer und 
Weichtiere zählen zu den am meisten bedrohten Arten 
hierzulande. Abbildung 04 gibt einen Überblick über 
zentrale in Deutschland beobachtbare Klimawandel-
folgen. 

Regionen sind aufgrund ihrer geografischen und 
strukturellen Gegebenheiten unterschiedlich vul­
nerabel. Die mit Blick auf den Klimawandel verwund-
barsten Regionen Deutschlands sind Landkreise mit 
strukturellem Defizit, die in Regionen mit warmem 
Klima liegen. Aufgrund des erwarteten Anstiegs der 
sommerlichen Starkregen und der Winternieder-
schläge sind auch strukturschwache Ballungsräume 
mit hohem Anteil an überschwemmungsgefährdeten 
Gebieten vulnerable Regionen. Vor allem Arten und 
Lebensräume, die an besonders empfindliche Regionen 
gebunden sind, werden langfristig durch den Tempe-
raturanstieg bedroht sein. Beispiele hierfür sind das 
Wattenmeer und das Hochgebirge. 

Im 2020 erschienenen Grünbuch zur öffentlichen 
Sicherheit beschreiben die Autor*innen angelehnt 
an den Bericht zur Risikoanalyse im Bevölkerungs-
schutz 2018 des Bundes, wie die zunehmenden Folgen 
des Klimawandels bereits im Jahr 2030 das alltägliche 
Leben beeinflussen könnten: Eine sechsjährige Dürre-
periode und der Höhepunkt einer neuen Hitzewelle bei 
45 °C im Schatten könnten die Trinkwasserversorgung 
stark beeinträchtigen. Durch hitzebedingte Fahrbahn-
schäden könnte auch die Lebensmittelversorgung ins 
Stocken geraten. Schienen könnten sich verformen und 
damit den Bahnverkehr stark einschränken. Steigende 
Zahlen von Hitzetoten könnten zu Ausgangssperren 
führen. Auch öffentliche Einrichtungen wie Schulen 
und Kindergärten müssten schließen. Die Autor*innen 
plädieren unter anderem dafür, Klimawandel und 
Klimaprojektionen in alle Bereiche der Katastrophen-
vorsorge mit einzubeziehen, um besser auf ein solches 
Krisenszenario vorbereitet zu sein.

Unvermeidbare Folgen des Klimawandels erfordern 
effektive Anpassungsmaßnahmen. Klimaschutzmaß-
nahmen zur Eindämmung des Klimawandels können 
das Eintreten weitreichender Folgen nicht gänzlich 
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„Angesichts des fortschreitenden Klima-
wandels müssen wir frühzeitig planen, 
langfristig handeln und strategisch 
koordinieren. Auf lokaler, regionaler und 
nationaler Ebene. Klimaanpassung ist 
eine Querschnittsaufgabe und es ist eine 
Gemeinschaftsaufgabe.“ Svenja Schulze, 
Bundesumweltministerin

verhindern. Klimapolitik bedeutet daher neben der 
Vermeidung von Treibhausgasemissionen auch die 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Ziel ist 
es hierbei, die durch den Klimawandel verursachten 
Auswirkungen auf den Menschen, insbesondere auf die 
vulnerablen Bevölkerungsgruppen, und die Schäden an 
Infrastrukturen und in allen Bereichen der Wirtschaft 
mithilfe angemessener Vor- und Nachsorge zu mindern 
oder wenn möglich zu vermeiden. Anpassungsmaßnah-
men haben zum Ziel, unsere von Klimawandelfolgen 
betroffene Gesellschaft in allen Bereichen widerstands- 
und wandlungsfähiger, also resilienter, zu machen. 
Der Fokus liegt auf vorbeugenden Maßnahmen und 
umfassenden Informationssystemen wie beispielsweise 
effektiven Warnsystemen vor Extremwetterereignissen.

Die Deutsche Anpassungsstrategie an den Klima­
wandel (DAS) setzt den politischen Rahmen für 
Klimawandelanpassung. Die DAS weist den möglichen 
Folgen des Klimawandels verschiedene Handlungs-
felder zu und stellt Handlungsoptionen vor. Damit 
bildet sie die Basis dafür, wie Deutschland widerstands-
fähiger gegenüber den Auswirkungen des Klima-
wandels werden soll. Die DAS wird durch regelmäßig 
veröffentlichte Aktionspläne und Fortschrittsberichte 
fortgeschrieben und mit konkreten Maßnahmen 
unterlegt. Im November 2020 wurde der zweite Fort-
schrittsbericht veröffentlicht, der den dritten Aktions-
plan Anpassung (APA III) enthält. Der APA III be-
schreibt mehr als 180 laufende und neue Maßnahmen 
aller Bundesressorts. Eine wichtige Grundlage für die 
Erstellung des APA III bildet die Vulnerabilitätsanalyse 
des Bundes, die 2021 aktualisiert vorgelegt wird. Diese 
fasst Handlungsfelder mit ähnlichen Klimawirkungen 
in sechs Clustern zusammen: Wasser, Land, Infrastruk-
turen, Wirtschaft, Gesundheit sowie Raum planung 
und Bevölkerungsschutz. Konkrete Maßnahmen 
und Instrumente reichen von der Renaturierung an 
Fließ gewässern und Auen bis zur Schaffung grüner 
Korridore in den Städten (Abbildung 05).
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Maßnahmen wie die Bereitstellung von Daten- und 
Informationsdiensten oder Förderaktivitäten wer-
den in dem Cluster „Übergreifend“ erfasst. Der APA 
III sieht beispielsweise vor, das Deutsche Klimavor-
sorgeportal (KliVO-Portal) weiterzuentwickeln. Dort 
werden meteo rologische und klimatologische Daten 
gesammelt und zur Verfügung gestellt. Zudem erhal-
ten Bundesländer, Landkreise und Kommunen, aber 
auch die Zivilgesellschaft und die Wirtschaft mithilfe 
von Anpassungsdiensten Unterstützung im Umgang 
mit Klima wandelfolgen. Der zweite Fortschrittsbericht 
strebt auch ein bundesweites Klimaschadenkataster an. 
Dort sollen künftig alle Daten zu klimatischen Schäden 
und Schadenskosten registriert werden, um eine bes-
sere kurz- und mittelfristige Planung benötigter Mittel 
auf nationaler Ebene zu ermöglichen. 

Für Kommunen ist Anpassung besonders wichtig, 
denn Klimawandelfolgen treten lokal auf. Viele An-
passungsmaßnahmen setzen auf kommunaler Ebene 
an, um auf die lokalen Auswirkungen zu reagieren. 
Klimawandelfolgen wie häufigere Fälle von Hochwas-
ser, Überflutungen, Hitzewellen und Dürreperioden 
bedrohen nicht nur die menschliche Gesundheit, 
sondern auch zentrale Bestandteile der Infrastruktur 
und Daseinsvorsorge, die oftmals in kommunaler Hand 

liegen. Beispiele sind die Trinkwasserversorgung und 
Verkehrsinfrastruktur. 

Um Klimaanpassung regional und kommunal zu 
unterstützen, hat das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) Förder-
programme geschaffen. Im Rahmen des Förderpro-
gramms „Maßnahmen zur Anpassung an den Klima-
wandel“ wurden seit 2011 rund 280 Einzelvorhaben 
unter drei Förderschwerpunkten mit einem Gesamt-
fördervolumen in Höhe von 37,3 Millionen Euro be-
willigt. Das 2020 neu eingeführte Programm „Klimaan-
passung in sozialen Einrichtungen“ unterstützt unter 
anderem kommunale und sonstige Träger von sozialen 
Einrichtungen wie Krankenhäusern, Pflege- und Alten-
heimen sowie Kindertagesstätten dabei, sich gegen 
die zunehmenden Belastungen durch Klimawandel-
folgen zu wappnen. Dafür stehen 150 Millionen Euro 
aus dem Konjunkturpaket der Bundesregierung bis 
2023 zur Verfügung. Des Weiteren sind Klimaschutz- 
und Klimaanpassungsmaßnahmen Voraussetzung für 
die Städtebauförderung der Bundesregierung. Allein 
im Jahr 2020 lag die hierfür vorgesehene Summe bei 
790 Millionen Euro.16 

Abbildung 05: Klimawandelfolgen und Anpassungsmaßnahmen

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Infrastrukturen, 
Wirtschaft. 

Anpassungsmaßnahmen: Weiterentwicklung von Klima-, 
Extremwetter- und Gewässervorhersagen, Erhöhung von 
Deichen, Errichtung von Sperrwerken, hochwassersicheres 
Bauen, Landgewinnung, Sandvorspülungen, Schaffung von 
Küstenräumen zur Über�utung.

Räumlicher Schwerpunkt: Küstengebiete. 

Beschleunigter Meeresspiegelanstieg, erhöhter 
Seegang, steigende Sturm�utgefahr

Betroffene Cluster: Vor allem Gesundheit, Land, Wasser.

Anpassungsmaßnahmen: Lebensraumoptimierung für 
gefährdete Arten, Aufforstung, systematische Beachtung 
der Klimaschutzfunktionen des Bodens.

Räumlicher Schwerpunkt: Meere und ländliche Räume.

Veränderung der Artenzusammensetzung und 
der natürlichen Entwicklungsphasen

Betroffene Cluster: Vor allem Land.

Anpassungsmaßnahmen: Schaffung standortgerechter 
Mischwälder, Waldbrandprävention, effektive Waldbrand-
bekämpfung.

Räumlicher Schwerpunkt: Regionen mit intensiver Wald- 
und Forstwirtschaft in Ostdeutschland und in Mittelgebir-
gen.

Erhöhtes Waldbrandrisiko

Quellen: BMU (2015a), BMU (2020a), UBA (2019b)

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Infrastrukturen, 
Wirtschaft. 

Anpassungsmaßnahmen: Renaturierung von Fließgewäs-
sern und Auen, Einrichtung von Wasserrückhaltebecken 
und Versickerungs�ächen.

Räumlicher Schwerpunkt: Ballungsräume in Flusstälern des 

Rheins und der Donau.
Norddeutschen Tie�andes, aber auch Einzugsgebiete des

Hochwasser und Flussüberschwemmungen

Betroffene Cluster: Vor allem Gesundheit und Infrastruktur.

Anpassungsmaßnahmen: Schaffung grüner Korridore in 
Städten, Hitzewarnsystem für vulnerable Gruppen, Verbesse-
rung des Trinkwasserangebots in Hitzeperioden.

Räumlicher Schwerpunkt: Ballungsgebiete in den wärmeren 
Regionen Deutschlands, die sich in Zukunft noch ausdehnen 
werden.

Erhöhte Hitzebelastung

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Land, Wirtschaft.

Anpassungsmaßnahmen: Angepasste landwirtschaftliche 
Bewirtschaftungsweisen, die Humus- und Wasservorrat im 
Boden fördern.

Räumlicher Schwerpunkt: Regionen mit warmem und 
trockenem Klima, landwirtschaftlich geprägte Regionen.

Dürreperioden

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Land, Infrastrukturen.

Anpassungsmaßnahmen: Reduzierte Wasserentnahme 
durch Energiewirtschaft und Industrie.

Räumlicher Schwerpunkt: Regionen mit warmem und 
trockenerem Klima in Ostdeutschland und dem Rhein-
einzugsgebiet.

Beeinträchtigung der Wassernutzung durch 
zunehmende Erwärmung

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Infrastrukturen, 
Wirtschaft. 

Anpassungsmaßnahmen: Klimawandelrobuste Infrastruktur, 
Optimierung von Talsperren, Speichern und Rückhaltebecken. 

Räumlicher Schwerpunkt: Ballungszentren im Nordwest-

deutschen Raum.
deutschen Tie�and, in Mittelgebirgen und im südwest-

Starkregen und Sturz�uten
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Klimaanpassung bedeutet eine gemeinschaftliche An­
strengung auf allen staatlichen Ebenen in Deutsch­
land und koordiniertes Handeln auch international 
und auf der Ebene der Europäischen Union (EU). Im 
Pariser Klimaabkommen werden Klimaanpassung 
und Klimaschutz als gleichwertige Säulen der inter-
nationalen Klimapolitik betrachtet. Die Vertragsstaaten 
haben sich erstmals auf das globale Ziel geeinigt, die 
Anpassungsfähigkeit zu verbessern, die Widerstands-
fähigkeit zu stärken und die Anfälligkeit gegenüber 
Klimaänderungen zu verringern. Außerdem wurde 
der Umgang mit Verlusten und Schäden in einem 
eigenständigen Artikel verankert. Auf euro päischer 
Ebene wurde im Jahr 2020 vor allem im Rahmen des 
Euro päischen Grünen Deals eine Reihe von Gesetzes-
vorhaben und Initiativen auf den Weg gebracht, die 
das Thema Klimaanpassung unmittelbar in den Blick 
nehmen. So verabschiedete die EU-Kommission im 
Februar 2021 bereits die neue Anpassungsstrategie an 
den Klimawandel. Sie soll Anpassung intelligenter, 
schneller und systemischer machen. Wissen über 
Klima auswirkungen und Lösungsansätze soll ver-
bessert werden. Gleichzeitig werden die Planung und 
Bewertung von Klimarisiken intensiviert und An-
passungsmaßnahmen beschleunigt. Auch der Aufbau 
von Klimaresilienz auf globaler Ebene ist Bestandteil 

der Strategie. Klima anpassung ist zudem ein Bestand-
teil des Vorschlags der EU-Kommission für ein Euro-
päisches Klimagesetz, der EU-Forschungsrahmen-
programme und des Finanz pakets InvestEU.

Abbildung 05: Klimawandelfolgen und Anpassungsmaßnahmen

„Die COVID-19-Pandemie hat stark daran 
erinnert, dass eine unzureichende Vor-
bereitung schwerwiegende Folgen haben 
kann. Es gibt keinen Impfstoff gegen die 
Klimakrise, aber wir können sie trotzdem 
bekämpfen und uns auf ihre unvermeid-
lichen Auswirkungen vorbereiten. Die Aus-
wirkungen des Klimawandels sind sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der Euro-
päischen Union bereits zu spüren. Die neue 
Strategie zur Klimaanpassung versetzt uns 
in die Lage, die Vorbereitungen zu be-
schleunigen und zu vertiefen. Wenn wir uns 
heute bereit machen, können wir noch ein 
klimaresilientes Morgen aufbauen.“ Frans 
Timmermans, geschäftsführender Vizepräsident 
der EU-Kommission

Fortsetzung Abbildung 05: Klimawandelfolgen und Anpassungsmaßnahmen

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Infrastrukturen, 
Wirtschaft. 

Anpassungsmaßnahmen: Weiterentwicklung von Klima-, 
Extremwetter- und Gewässervorhersagen, Erhöhung von 
Deichen, Errichtung von Sperrwerken, hochwassersicheres 
Bauen, Landgewinnung, Sandvorspülungen, Schaffung von 
Küstenräumen zur Überflutung.

Räumlicher Schwerpunkt: Küstengebiete. 

Beschleunigter Meeresspiegelanstieg, erhöhter 
Seegang, steigende Sturmflutgefahr

Betroffene Cluster: Vor allem Gesundheit, Land, Wasser.

Anpassungsmaßnahmen: Lebensraumoptimierung für 
gefährdete Arten, Aufforstung, systematische Beachtung 
der Klimaschutzfunktionen des Bodens.

Räumlicher Schwerpunkt: Meere und ländliche Räume.

Veränderung der Artenzusammensetzung und 
der natürlichen Entwicklungsphasen

Betroffene Cluster: Vor allem Land.

Anpassungsmaßnahmen: Schaffung standortgerechter 
Mischwälder, Waldbrandprävention, effektive Waldbrand-
bekämpfung.

Räumlicher Schwerpunkt: Regionen mit intensiver Wald-
und Forstwirtschaft in Ostdeutschland und in Mittelgebir-
gen.

Erhöhtes Waldbrandrisiko

Quellen: BMU (2015a), BMU (2020a), UBA (2019b)

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Infrastrukturen, 
Wirtschaft. 

Anpassungsmaßnahmen: Renaturierung von Fließgewäs-
sern und Auen, Einrichtung von Wasserrückhaltebecken 
und Versickerungsflächen.

Räumlicher Schwerpunkt: Ballungsräume in Flusstälern des 
Norddeutschen Tieflandes, aber auch Einzugsgebiete des 
Rheins und der Donau.

Hochwasser und Flussüberschwemmungen

Betroffene Cluster: Vor allem Gesundheit und Infrastruktur.

Anpassungsmaßnahmen: Schaffung grüner Korridore in 
Städten, Hitzewarnsystem für vulnerable Gruppen, Verbesse-
rung des Trinkwasserangebots in Hitzeperioden.

Räumlicher Schwerpunkt: Ballungsgebiete in den wärmeren 
Regionen Deutschlands, die sich in Zukunft noch ausdehnen 
werden.

Erhöhte Hitzebelastung

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Land, Wirtschaft.

Anpassungsmaßnahmen: Angepasste landwirtschaftliche 
Bewirtschaftungsweisen, die Humus- und Wasservorrat im 
Boden fördern.

Räumlicher Schwerpunkt: Regionen mit warmem und 
trockenem Klima, landwirtschaftlich geprägte Regionen.

Dürreperioden

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Land, Infrastrukturen.

Anpassungsmaßnahmen: Reduzierte Wasserentnahme 
durch Energiewirtschaft und Industrie.

Räumlicher Schwerpunkt: Regionen mit warmem und 
trockenerem Klima in Ostdeutschland und dem Rhein-
einzugsgebiet.

Beeinträchtigung der Wassernutzung durch 
zunehmende Erwärmung

Betroffene Cluster: Vor allem Wasser, Infrastrukturen, 
Wirtschaft. 

Anpassungsmaßnahmen: Klimawandelrobuste Infrastruktur, 
Optimierung von Talsperren, Speichern und Rückhaltebecken. 

Räumlicher Schwerpunkt: Ballungszentren im Nordwest-
deutschen Tiefland, in Mittelgebirgen und im südwest-
deutschen Raum.

Starkregen und Sturzfluten
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1.3 Globale Verantwortung und 
Engagement für eine nachhaltige 
Zukunft

Gemeinsam mit den anderen Industrieländern trägt 
Deutschland eine besondere Verantwortung für den 
Klimawandel. Seit Beginn der Industrialisierung wur-
den global insgesamt 2.482 Gigatonnen CO2-Äquiva-
lente an Treibhausgasemissionen ausgestoßen.17 Knapp 
die Hälfte dieser historischen Emissionen wurde von 
den Vereinigten Staaten von Amerika (United States of 
America, USA), Russland und der Europäischen Union 
verursacht. Dies spiegelt allerdings nicht ihren Anteil 
an der Weltbevölkerung wider, der deutlich niedriger 
liegt. Der Anteil Deutschlands an den Gesamtemissio-
nen von 1850 bis 2018 liegt bei 4,6 Prozent. Der Prozess 
der Industrialisierung setzte in Schwellenländern wie 
China und Indien später ein. Dort ist besonders in den 
letzten Jahrzehnten ein starker Anstieg der Treibhaus-

gasemissionen zu beobachten. Ähnlich wie in den 
Vorjahren zählten zu den größten Emittent*innen im 
Jahr 2018 China, die USA, die EU, Indien und Russland 
(Abbildung 06).

Die Pro-Kopf-Emissionen sind in wohlhabenden 
Ländern wie Deutschland nach wie vor höher als in den 
meisten Schwellen- und Entwicklungsländern. Im Jahr 
2019 wurden in Deutschland 8,5 Tonnen CO2 pro Kopf 
und damit deutlich mehr als im globalen Durchschnitt 
emittiert (Abbildung 07). Unter Einbeziehung aller Treib-
hausgase lag der Pro-Kopf-Ausstoß Deutschlands 2018 
bei 10,4 Tonnen CO2-Äquivalente. Zum Vergleich betrug 
dieser Wert in der EU im Durchschnitt 8,4 Tonnen CO2 
pro Kopf.18 Nicht berücksichtigt wird hierbei der Import 
und Export von Emissionen. Werden die Emissionen mit 
eingerechnet, die Deutsche durch den Konsum von im 
Ausland produzierten Produkten verursachen, liegt der 
Wert höher (siehe Kapitel 4.4). Die Pro-Kopf-Emissionen 
von Ländern wie China, wo viele Güter für den Export 
produziert werden, wären entsprechend niedriger.

Abbildung 06: Globale jährliche Treibhausgasemissionen

Quelle: PIK (2021)
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Die Bundesregierung erkennt ihre Verantwortung 
an. Neben der Verringerung der eigenen Emissionen 
unterstützt Deutschland auch andere Länder bei der 
Bekämpfung der Belastungen für Mensch und Umwelt 
durch den Klimawandel. In Einklang mit dem Ziel des 
Pariser Abkommens, in der zweiten Hälfte des Jahrhun-
derts weltweit einen Zustand der Treibhausgasneutrali-
tät zu erreichen, hat sich die deutsche Regierung auch 
national zu diesem Langfristziel bekannt. Mit dem 2016 
beschlossenen Klimaschutzplan 2050 hat Deutschland 
als eines der ersten Länder eine Klimaschutz-Lang-
friststrategie vorgelegt. Auch im Kontext zentraler 
internationaler Foren trägt Deutschland zum Klima-
schutz bei. So hat sich Deutschland beispielsweise zum 
Nachhaltigkeitsziel (Sustainable Development Goal) 13 
der Agenda 2030 der Vereinten Nationen und damit zur 
Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkun-
gen bekannt. 

Die nötige globale Transformation hin zu Klima­
neutralität kann nur gelingen, wenn alle Länder 
handeln. Die erfolgreiche Umsetzung der deutschen 
Klimaschutzziele kann eine wichtige Signalfunktion 
einnehmen. Gelingt es Deutschland als wirtschafts-
starkes und wohlhabendes Land, Klimaschutz weiterhin 
mit ökonomischen Chancen zu verknüpfen, kann es 
als Vorbild für andere Länder dienen. Die Bundes-
regierung bemüht sich bereits, wichtige Erfahrungen 
mit anderen Ländern zu teilen. So tauscht sie sich im 
Rahmen von Energiepartnerschaften und -dialogen mit 
über 20 Partnerländern zu Energiewendestrategien aus. 
Neben Deutschland kommt auch anderen Ländern der 
EU eine Vorbildfunktion zu. Schweden gilt aufgrund 
seiner niedrigen Treibhausgasemissionen als Vorreiter-
nation und hat sich zum Ziel gesetzt, der erste fossilfreie 
Sozialstaat zu werden. Treibhausgasneutralität soll bis 
spätestens 2045 erreicht werden.

Auch die Bewältigung der globalen Corona­Pande mie 
verknüpft die Bundesregierung mit internationaler 
Unterstützung für den Klimaschutz. Im Rahmen der 
Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) fördert das 
„Corona-Response-Paket“ ausgewählte laufende Projek-
te und Initiativen in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern. Der Fokus des Maßnahmenpakets im Umfang von 
68 Millionen Euro liegt dabei auf der Verbindung eines 
grünen wirtschaftlichen Neustarts mit der Prävention 
von Pandemien.19 Mehr Informationen zu Deutschlands 
Rolle im Rahmen der internationalen Klimafinan-
zierung finden sich in Kapitel 2.3. 

Abbildung 07: Pro-Kopf-CO2-Emissionen in 
ausgewählten Regionen (2019)
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*Ohne Saudi-Arabien

***Ohne China, Indien, Japan

Dargestellt sind die CO2-Emissionen innerhalb der Landes-
grenzen, geteilt durch die Anzahl der Einwohner*innen.

Quellen: EDGAR (2020), Weltbank (2021)
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Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz (im Folgenden 
Klimaschutzgesetz) hat sich Deutschland verpflichtet, 
bis 2045 treibhausgasneutral zu werden. Nach dem Jahr 
2050 sollen negative Treibhausgasemissionen erreicht 
werden. Für die einzelnen Sektoren sind Minderungs-
pfade bis 2030 vorgegeben, die 2024 für die Folgejahre 
fortgeschrieben werden.

Die EU will ihren Treibhausgasausstoß bis 2030 um 
mindestens 55 Prozent gegenüber 1990 senken. Mit dem 

Europäischen Grünen Deal zeigt sie auf, dass Klimaschutz 
auch eine Zukunftsstrategie für die Wirtschaft sein kann.

Im Dezember 2015 beschloss die internationale 
Staaten gemeinschaft mit dem Pariser Abkommen, die 
Erderwärmung auf deutlich unter 2 °C und möglichst 
auf 1,5 °C zu begrenzen. Die derzeit angekündigten 
Maßnahmen reichen jedoch nicht aus, um dieses Ziel 
zu erreichen. Die Staatengemeinschaft muss deshalb 
ihre Anstrengungen deutlich verstärken.

Zusammenfassung

2.  Klimaschutzziele und Instrumente

Klimaschutzziele Zentrale Strategien und Instrumente

Deutschland
2030: mindestens -65 %
2040: mindestens -88 %
2045: Treibhausgasneutralität

Klimaschutzgesetz,
Klimaschutzplan 2050,
Klimaschutzprogramm 2030

Europa
2030: mindestens -55 %
2050: Klimaneutralität

Europäisches Klimagesetz, Europäischer Grüner Deal, 
EU-Emissionshandel, Effort Sharing Regulation

International
Globale Erwärmung auf deutlich unter 
2 °C, möglichst auf 1,5 °C begrenzen

Pariser Klimaabkommen, national festgelegte Beiträge 
(NDCs), Grüner Klimafonds
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2.1 Deutsche Klimaschutzpolitik

Um seiner globalen Verantwortung nachzukommen, 
verfolgt Deutschland ambitionierte Klimaziele. Mit 
der Novellierung des Klimaschutzgesetzes im Juni 
2021 hat sich Deutschland verpflichtet, bis 2045 treib-
hausgasneutral zu werden. Dann dürfen nicht mehr 
klimaschädliche Emissionen ausgestoßen werden, als 
etwa durch Kohlenstoff senken wie Wälder und Moore 
absorbiert werden können. Bis zum Jahr 2030 soll der 
Ausstoß an Treibhausgasen um mindestens 65 Prozent 
gegenüber dem Niveau von 1990 gesenkt werden. Für 
das Jahr 2040 gilt ein neues nationales Klimaschutzziel 
von mindestens 88 Prozent Reduktion. Abbildung 08 
liefert einen Überblick über die klima- und energie-
politischen Ziele Deutschlands sowie den Stand der 
Zielerreichung. 

Die Novelle des Klimaschutzgesetzes gibt auch für 
die einzelnen Sektoren höhere, rechtsverbind liche 
Min derungsziele bis 2030 vor. Über die Definition 
von Jahres emissionsmengen, die die Sektoren nicht 
überschreiten dürfen, ist im Klimaschutzgesetz fest-
gelegt, welche Emissionsmin derungen die einzelnen 
Wirtschaftsbereiche jährlich beitragen müssen (siehe 
dazu auch Abbildung 15 in Kapitel 3.1). Bis 2030 soll 
der Treibhausgasausstoß in der Energiewirtschaft um 
77 Prozent, im Gebäudesektor um 68 Prozent, in der In-
dustrie um 58 Prozent, im Verkehrssektor um 48 Pro zent 
und in der Landwirtschaft um 36 Prozent gegenüber 
1990 gesenkt werden. Für die Jahre 2031 bis 2040 
sind sektorübergreifende jährliche Minderungsziele 
vorgegeben, auf deren Grundlage 2024 die jährlich 
zulässigen Jahresemissionsmengen für die einzelnen 
Sektoren in diesem Zeitraum festgelegt werden. Damit 
reagiert die Bundesregierung auf das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom März 2021. Zudem wurden 
erstmals auch für den Sektor Landnutzung, Land-
nutzungsänderung und Forstwirtschaft konkrete Ziele 
festgelegt. In den Jahren 2030, 2040 und 2045 soll dieser 
Sek tor eine Emissionsbilanz von minus 25, minus 35 be-
ziehungsweise minus 40 Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lente erreichen. Im Jahr 2045 trägt der Sektor damit zur 
Netto-Treibhausgasneutralität bei (siehe Kapitel 3.8).

Das Klimaschutzgesetz stellt sicher, dass Deutschland 
seine Klimaziele erreicht. Grundlage ist ein kon-
tinuierliches Monitoring, aufbauend auf den jährlichen 
Emissionsdaten des Umweltbundesamtes (UBA) zum 
Treibhausgasausstoß des Vorjahres. Neu hinzu kommt 

die Prüfung der Emissionsdaten durch einen unabhän-
gigen Expertenrat für Klimafragen (siehe auch Glossar). 
Überschreitet ein Sektor die jährlich zulässige Emis-
sionsmenge, muss das zuständige Bundesministerium 
ein Sofortprogramm mit zusätzlichen Klimaschutz-
maßnahmen erstellen und der Bundesregierung vorle-
gen. Auch diese werden durch den Expertenrat auf ihre 
Wirksamkeit geprüft. Eine Umverteilung von Emissions-
mengen zwischen Sektoren ist im Falle einer Zielver-
fehlung nur dann möglich, wenn die Änderung im 
Einklang mit der Erreichung der Klimaschutzziele des 
Klimaschutzgesetzes und mit den unionsrecht lichen 
Anforderungen – also insbesondere den verbindlichen 
Emissionsreduktionszielen im Rahmen der Effort 
Sharing Regulation (siehe Kapitel 2.2) – steht. Die 
Rolle des Expertenrats für Klimafragen wurde mit der 
Novellierung des Klimaschutzgesetzes weiter gestärkt.
Erstmals im Jahr 2022 und dann alle zwei Jahre wird er 
dem Deutschen Bundestag und der Bundesregierung 
ein Gutachten vorlegen, das die bisherigen Entwick-
lungen der Treibhausgasemissionen, Trends bezüglich 
der Jahresemissionsmengen und die Wirksamkeit von 
Maßnahmen mit Blick auf die Zielerreichung evaluiert.

Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 hat die Bundes­
regierung Maßnahmen auf den Weg gebracht, die – im 
Rahmen des Klimaschutzgesetzes – dazu beitragen, 
dass die deutschen Klimaschutzziele in jedem Sektor 
bis 2030 erreicht werden. Das Klimaschutz programm 
umfasst Maßnahmen für alle Wirtschaftszweige, 
darunter die Einführung einer CO2-Bepreisung in den 
Sektoren Wärme und Verkehr sowie eine Vielzahl an 
weiteren Klimaschutzmaßnahmen für die Sektoren 
Energiewirtschaft, Industrie, Gebäude, Verkehr, Land- 
und Forstwirtschaft sowie Abfallwirtschaft. Dazu 
gehören unter anderem der beschleunigte Ausbau 
erneuerbarer Energien, Investitionen in den öffentli-
chen Nahverkehr sowie die Förderung nachhaltiger 
Landwirtschaft und energie effizienter Gebäude. Zentrale 
Vorhaben des Klimaschutzprogramms wurden bereits 
umgesetzt. So wurde beispielsweise im Jahr 2020 das 
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„Mit dem novellierten Klimaschutzgesetz 
schaffen wir mehr Generationengerechtig-
keit, mehr Planungssicherheit und einen 
entschlossenen Klimaschutz, der die Wirt-
schaft nicht abwürgt, sondern umbaut und 
modernisiert.“ Svenja Schulze, Bundesumwelt-
ministerin
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Kohleausstiegsgesetz verabschiedet, das die schrittweise 
Beendigung der Kohleverstromung bis spätestens 2038 
regelt. Dadurch frei werdende Emissionszertifikate im 
Rahmen des EU-Emissionshandels werden gelöscht. Zum 
Kohleausstiegsgesetz gehört auch die Weiterentwick-
lung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, das Anreize 
schafft, um Kohlekraftwerke zügig klima freundlich 
umzurüsten. Dabei steht der Umstieg auf Energieträger 
mit einer besseren Klimabilanz wie Biomasse, Abfälle 
oder Erdgas im Vordergrund. Anlagen mit Kraft-Wärme-
Kopplung erzeugen gleichzeitig Strom oder mecha-
nische Energie und nutzbare Wärme. Dadurch sind sie 
effizienter und stoßen weniger Treibhausgase aus.

Ein ergänzendes Sofortprogramm 2022 wird mit sek-
torspezifischen und sektorübergreifenden Maßnahmen 
zusätzliche Klimaschutzbeiträge leisten. Diese sollen 
mit bis zu acht Milliarden Euro in den Jahren 2022 bis 
2025 finanziert werden. Ein großer Anteil der zusätz-
lichen Mittel ist für die „Bundesförderung für effiziente 
Gebäude“ vorgesehen.

Das nationale Emissionshandelssystem bietet einen 
Anreiz für den Umstieg auf klimafreundliche Alter­
nativen in den Sektoren Verkehr und Wärme. Im 
Rahmen dieses Brennstoffemissionshandels, der An-
fang 2021 gestartet ist, werden Treibhausgasemissio-
nen aus der Verbrennung von Heizöl, Erdgas, Benzin 
und Diesel mit einer jährlich ansteigenden CO2-Ab-
gabe versehen. Der Preis für ein Emissionszertifikat, 
das zu der Emission von einer Tonne Treibhausgase 
berechtigt, beträgt zunächst 25 Euro und wird bis 2025 
auf 55 Euro angehoben. Dadurch entsteht ein verläss-
licher Preispfad, der es Bürger*innen sowie Unterneh-
men ermöglicht, sich auf die Entwicklung einzustellen 
und den CO2-Fuß abdruck bei Kauf- und Investitions-
entscheidungen zu berücksichtigen. Im Gegenzug 
wurden neben vielfältigen Förderprogrammen meh-
rere Maßnahmen zur Entlastung der Bürger*innen 
verabschiedet. Beispielsweise wird die im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) festgeschriebene EEG-Umlage 
beim Strompreis schrittweise gesenkt. Ab dem Jahr 
2026 erfolgt die Ausgabe der Emissionszertifikate im 
Brennstoffemissionshandel nicht mehr nach einem 
Festpreis; stattdessen werden die Zertifikate innerhalb 
eines Preiskorridors von 55 bis 65 Euro versteigert.20 
Als Zertifikatehandel funktioniert das System dann 
nach den gleichen Grundprinzipien, wie sie im Zu-
sammenhang mit dem Emissionshandel auf EU-Ebene 
in Kapitel 2.2 näher beschrieben werden. 
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Abbildung 08: Energie- und Klimaziele der 
Bundesregierung

Quellen: Bundesregierung (2021), Bundesregierung (2019), 
Bundesregierung (2020a), BMWi (2010), BMWi (2019a) 
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Entwicklungspfade fest. Im Rahmen eines jährlichen 
Monitorings überprüft die Bundesregierung, ob die 
Ausbauziele erreicht werden, und kann, falls erforder-
lich, nachsteuern. Im Bereich Energieeffizienz verfolgt 
Deutschland das Ziel, den Primärenergieverbrauch 
bis 2050 gegenüber dem Basisjahr 2008 zu halbieren, 
bis 2030 soll er um 30 Prozent sinken. Dazu hat die 
Bundes regierung im Jahr 2019 die Energieeffizienz-
strategie 2050 verabschiedet, die auch eine Neuauflage 
des Nationalen Aktionsplans Energieeffizienz umfasst. 
Bis 2020 konnte der Primärenergieverbrauch gegen-
über 2008 um 18,1 Prozent gesenkt werden. Damit 
wurde das Ziel von 20 Prozent unterschritten.

Zur Vollendung der Energiewende soll grüner 
Wasser stoff als Energieträger etabliert werden. 
Dies sieht die natio nale Wasserstoffstrategie vor. 
Der Schwer punkt liegt auf Anwendungen in schwer 
zu dekarbonisierenden Sektoren wie der Stahl- und 
Chemie industrie und dem Flug- und Seeverkehr, 
da dort bislang nur unzureichende Alternativen zur 
Verfügung stehen, um die langfristigen Klimaziele zu 
erreichen. In diesen Bereichen soll grüner Wasserstoff 
fossile Energieträger ersetzen. Wasserstoff kann zudem 
als Speicher erneuerbar erzeugter Energie dienen und 
Sektorkopplung vorantreiben. Um seinen Beitrag zur 
Dekarbonisierung sicherzustellen, muss die gesamte 
Wertschöpfungskette – von Erzeugung bis zur Verwen-
dung – mitgedacht werden.
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Die Nationale Klimaschutzinitiative (NKI)

Klimaschutz benötigt Maßnahmen und Finan-
zierungshilfen vor Ort. Die NKI ist ein wichtiges 
Instrument, um lokale Klimaschutzprojekte zu 
fördern. Seit Einführung im Jahr 2008 hat die 
NKI bis Ende 2020 über 30 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente (brutto über die Wirkungs-
dauer) eingespart und mehr als 35.900 Vorha-
ben mit insgesamt rund 1,22 Milliarden Euro 
gefördert. Die Projekte decken eine große 
Bandbreite an Maßnahmen ab. Gemeinden 
und Landkreise werden beispielsweise bei der 
Erstellung von Klimaschutzkonzepten, der 
Sanierung von Außen-, Straßen- und Innen-
beleuchtung und dem Ausbau der Radinfra-
struktur unterstützt. Auch Unternehmen und 
Verbraucher*innen werden bei Kapazitätsauf-
bau, Erfahrungsaustausch und Qualifizierung 
gefördert.21

Im Rahmen des Corona-Konjunktur-
programms wurden die Förderbedingungen 
zudem erheblich verbessert. Förderquoten 
wurden erhöht, Eigenanteile gesenkt und die 
Förderbedingungen für finanzschwache Kom-
munen optimiert. Die verbesserten Förder-
bedingungen gelten bis Ende 2021.

45,4 % Im Jahr 2020 betrug 
der Anteil erneuer-
barer Energien 
am Bruttostrom-
verbrauch in 
Deutschland 
45,4 Prozent und lag 
damit 10,4 Prozent-
punkte über der Ziel-
vorgabe für 2020.

i

Erneuerbare Energien und Energieeffizienz sind 
zentrale Säulen zur Emissionsminderung. Die 
Bundes regierung verfolgt das Ziel, bis 2030 den Anteil 
erneuerbarer Energien am Bruttoendenergiever-
brauch auf 30 Prozent und am Bruttostromverbrauch 
auf 65 Prozent zu erhöhen. Bis zum Jahr 2020 sollte 
ihr Anteil am Bruttoendenergieverbrauch 18 Prozent 
betragen (Abbildung 08). Dieses Ziel wurde mit einem 
Anteil von 19,6 Prozent überschritten. Die Reform des 
EEG sieht vor, die Stromversorgung in Deutschland 
noch vor dem Jahr 2050 treibhausgasneutral zu ge-
stalten. Das im Jahr 2020 novellierte EEG enthält eine 
Reihe von Maßnahmen, um das Ausbauziel bis 2030 
zu erreichen. Dazu gehören zum Beispiel eine erleich-
terte Eigenversorgung und eine finanzielle Beteiligung 
von Kommunen beim Ausbau der Windenergie an 
Land. Für die einzelnen Technologien wie Windkraft 
und Photo voltaik legt das Gesetz erstmals spezifische 
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Das EU­ETS bleibt das zentrale Instrument der euro­
päischen Klimaschutzpolitik. Das EU-ETS deckt den 
Großteil der Emissionen im Energie- und Industriesek-
tor sowie den innereuropäischen Luftverkehr ab. Damit 
werden etwa 38 Prozent der Treibhausgasemissionen 
der 27 Mitgliedstaaten der EU (EU-27) abgedeckt.23 
Im Rahmen des EU-ETS müssen betroffene Markt-
beteiligte für jede Tonne ausgestoßenes Treibhausgas 
ein Emis sionszertifikat einreichen. Die Menge der am 
Markt verfügbaren Zertifikate ist begrenzt und orien-
tiert sich an den langfristigen Klima- und Energiezielen 
der EU. Das heißt, die verfügbare Menge an Emissions-
zertifikaten nimmt über die Zeit ab. Damit entsteht ein 
wirtschaftlicher Anreiz zur Emissionseinsparung. Die 
Zuteilung der Emissionsrechte erfolgt überwiegend in 
Form von Versteigerungen. Zertifikate sind zwischen 
den Marktteilnehmenden frei handelbar. Der Preis der 
Zertifikate bildet sich folglich abhängig von Angebot 
und Nachfrage. Dadurch können Emissionen dort 
vermieden werden, wo die Kosten der Vermeidung am 
geringsten sind. Die aktuelle vierte Handelsperiode 
erstreckt sich von 2021 bis 2030. Die Umsetzung wird 
in Deutschland von der Deutschen Emissionshandels-
stelle beaufsichtigt.

Bis zur Reform des EU-ETS im Jahr 2018 war der Preis 
für Emissionszertifikate sehr niedrig und konnte zu-
nächst kaum die erwünschte Wirkung erzielen, da er 
für die Marktbeteiligten nur einen geringen Anreiz bot, 
ihre Emissionen zu senken. Grund war ein erheblicher 
Überschuss an Emissionsrechten, der unter anderem 
durch die anfänglich zu großzügige Zuteilung von 
Zertifikaten und den Ankauf günstigerer Zertifikate 
aus dem Ausland entstand. Durch die Einführung einer 
sogenannten Marktstabilitätsreserve werden seit 2019 
schrittweise überschüssige Emissionsrechte in eine 
Reserve überführt. Ab dem Jahr 2023 wird das zulässige 
Volumen dieser Reserve begrenzt, sodass alle übrigen 
Zertifikate dem Markt dauerhaft entzogen werden. 
Seit der Ankündigung der Reform hat sich der Preis 
für Emissionsrechte von durchschnittlich 5 Euro je 
Tonne CO2 im Jahr 2017 auf rund 25 Euro zu Beginn 
des Jahres 2020 verfünffacht und stieg im Dezember 
2020 auf über 30 Euro.24 Das hat beispielsweise dazu 
geführt, dass moderne und emissionsarme Gas- und 
Dampfkraftwerke seit 2017 in vielen Fällen wieder 
wettbewerbsfähiger sind als emissionsintensive Stein-
kohlekraftwerke.

2.2 Europäische 
Klimaschutzpolitik

Klimaschutz ist ein politischer Schwerpunkt der 
Europäischen Union. Wichtige Fortschritte wur-
den während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
im zweiten Halbjahr 2020 erzielt. So haben sich die 
EU-Mitgliedstaaten darauf geeinigt, den Treibhaus-
gasausstoß der EU bis 2030 um mindestens 55 Prozent 
gegenüber 1990 zu senken. Einigen konnte sich der 
Rat auch auf ein Europäisches Klimagesetz, in dem das 
neue Klimaziel für 2030 und das 2019 beschlossene 
Ziel der Klimaneutralität bis 2050 gesetzlich verankert 
werden. Bis Mitte des 21. Jahrhunderts muss die EU 
ihre Treibhausgasemissionen verbindlich auf netto null 
reduzieren. Die verbleibenden Restemissionen sind 
dann durch Prozesse auszugleichen, die Treibhausgase 
aus der Atmosphäre entfernen. Dazu zählen insbeson-
dere nachhaltig bewirtschaftete Wälder und Böden.

Der 2019 von der EU-Kommission vorgestellte Euro-
päische Grüne Deal ist ein umfassender Aktionsplan, 
der zeigt, dass Klimaschutz auch eine Zukunftsstrategie 
für die Wirtschaft sein kann (weitere Informationen 
siehe Schlaglicht).

Die Klimaschutzinstrumente der EU müssen nun an 
das neue Klimaziel angepasst werden. Hierfür hat die 
Kommission mit dem sogenannten „Fit-for-55-Paket“ 
für 2021 Legislativvorschläge zur Überarbeitung fast 
aller relevanten Klimadossiers vorgelegt, darunter das 
EU-Emissionshandelssystem (EU Emissions Trading 
System, EU-ETS), die EU-Klimaschutz verordnung 
(Effort Sharing Regulation, ESR), die Erneuerbare-
Energien-Richtlinie und viele mehr.

Die Corona­Pandemie hat das Jahr 2020 geprägt. 
Die Mittel zur Bewältigung der Pandemie verknüpft 
die EU mit ambitioniertem Klimaschutz: Mindestens 
30 Prozent des Gesamtbetrags des beschlossenen Haus-
halts und der Mittel des Corona-Wiederaufbaufonds 
„Next Generation EU“ sollen auch zur Umsetzung der 
Klimaziele eingesetzt werden. Generell dürfen keine 
Projekte finanziert werden, die nicht im Einklang mit 
den Klimazielen stehen („do no harm principle“).22 Die 
Mitgliedstaaten sind dazu aufgerufen, die Mittel in 
erneuerbare Energien, Gebäudesanierung und Energie-
effizienz, nachhaltige Mobilität und weitere Moderni-
sierungsfelder zu investieren.
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Im Rahmen des Effort Sharing (siehe Glossar) hat 
jeder EU­Mitgliedstaat verbindliche Klimaziele für 
die Sektoren außerhalb des Emissionshandels. Dabei 
geht es um die Treibhausgasemissionen der Sektoren 
Gebäude, Verkehr, Land- und Abfallwirtschaft sowie 
aus kleinen Industrieanlagen. Diese Sektoren hatten 
im Jahr 2018 einen Anteil von 57 Prozent am gesamten 
Treibhausgasausstoß der EU-27. Bis 2020 galt die Effort 
Sharing Decision, nach der die Mitgliedstaaten zusam-
mengenommen ihre Emissionen in diesen Sektoren bis 

2020 um insgesamt 10 Prozent gegenüber 2005 redu-
zieren mussten. Für den Zeitraum 2021 bis 2030 sieht 
nun die EU-Klimaschutzverordnung eine Reduktion 
von insgesamt 30 Prozent vor. 

Die Höhe der nationalen Beiträge der bisherigen 
Klimaschutzverordnung hängt maßgeblich von der 
Wirtschaftskraft pro Kopf ab. Verfehlt ein Mitgliedstaat 
sein nationales Minderungsziel bis 2020 beziehungs-
weise 2030, kann er ungenutzte Emissionszuweisungen 

Treibhausgasemissionen
Änderung 1990 bis 2018 (%)*

Anteil erneuerbarer Energien am 
Endenergieverbrauch 2019 (%)

Endenergieverbrauch pro Kopf 
2019 (Gigajoule pro Person)

EU-28** -23 % 19 % 94

Belgien -17 % 10 % 133

Bulgarien -43 % 22 % 64

Dänemark -29 % 37 % 109

Deutschland -30 % 17 % 111

Estland -50 % 32 % 98

Finnland -19 % 43 % 197

Frankreich -17 % 17 % 94

Griechenland -9 % 20 % 63

Großbritannien -38 % 12 % 86

Irland 14 % 12 % 107

Italien -16 % 18 % 82

Kroatien -25 % 28 % 74

Lettland -54 % 41 % 93

Litauen -57 % 25 % 86

Luxemburg -6 % 7 % 302

Malta -4 % 8 % 61

Niederlande -11 % 9 % 123

Österreich 3 % 34 % 137

Polen -13 % 12 % 81

Portugal 19 % 31 % 72

Rumänien -53 % 24 % 54

Schweden -25 % 56 % 135

Slowakei -41 % 17 % 88

Slowenien -6 % 22 % 102

Spanien 20 % 18 % 79

Tschechien -35 % 16 % 105

Ungarn -32 % 13 % 82

Zypern 54 % 14 % 92

*Ohne Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft, mit internationalem Luftverkehr
**27 EU-Mitgliedstaaten und Großbritannien, das im Januar 2020 aus der EU austrat

Quellen: Europäische Kommission (2020a), Europäische Kommission (2020b), EEA (2020b)

Abbildung 09: Überblick zu Klima- und Energieindikatoren in den 27 EU-Mitgliedstaaten 
und Großbritannien
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aus früheren Jahren nutzen oder diese von anderen 
Mitgliedstaaten kaufen, die ihre Ziele übererfüllt haben. 
Mit der LULUCF-Verordnung wird ab 2021 auch die 
Klima bilanz von Wäldern und Böden in den europäi-
schen Klimaschutzrahmen integriert.

Vorgaben für erneuerbare Energien und Energie­
effizienz sind Schlüsselinstrumente für das Erreichen 
der Klimaziele. Mit der Erneuerbare-Energien-Richt-
linie wurde ein Rahmen geschaffen, um bis 2020 den 
Anteil der erneuerbaren Energien am Energieverbrauch 
der EU auf 20 Prozent zu erhöhen. Bis 2030 soll der 
Anteil auf mindestens 32 Prozent gesteigert werden. 
Vom Ausbau der erneuerbaren Energien wird, wie vom 
Kohleausstieg, ein maßgeblicher Beitrag auf dem Weg 
zu einer klimafreundlichen Energieerzeugung erwartet. 
Zur Steigerung der Energieeffizienz sieht die Energie-
effizienz-Richtlinie vor, den Endenergieverbrauch bis 
2030 EU-weit (EU-27) auf maximal 35.420 Petajoule 
zu senken. 2019 lag der Endenergieverbrauch noch 
bei 41.198 Petajoule.25 Darüber hinaus gibt es konkrete 
Vorgaben für verschiedene Sektoren, wie etwa für den 
Gebäudebereich mit der Richtlinie zur Gesamtenergie-
effizienz von Gebäuden. 

Die EU hat ihr Ziel, die Gesamtemissionen bis 2020 um 
20 Prozent gegenüber 1990 zu senken, voraussichtlich 
erreicht. Der Ausstoß an Treibhausgasen ist kontinuier-
lich zurückgegangen und lag 2018 für die EU-27 bereits 
21 Prozent unter dem Niveau von 1990 (23 Prozent 
bezogen auf die EU-28, siehe Abbildung 09). Allerdings 
überschritten nach Schätzungen auch elf Mitgliedstaa-
ten ihre zugeteilten Emissionsmengen im Jahr 2018. 
Zudem nahm die Aufnahmekapazität von Kohlenstoff-
senken wie zum Beispiel Wäldern im Laufe des letzten 
Jahrzehnts allmählich ab, etwa aufgrund alternder 
Waldbestände, stärkeren Holzabbaus und negativer 
Auswirkungen des Klimawandels wie vermehrter 
Dürreperioden.26

Die EU hat auch ihre Ziele für den Ausbau erneuer­
barer Energien und eine höhere Energieeffizienz 
für 2020 voraussichtlich erreicht. Nach vorläufigen 
Daten deckten erneuerbare Energien im Jahr 2019 
bereits 19,4 Prozent des Energieverbrauchs der EU-27 
ab (18,6 Prozent bezogen auf die EU-28). Eine Mehr-
heit der Mitgliedstaaten hat ihre nationalen Ausbau-
ziele für 2020 vorzeitig erreicht. Fortschritte gab es 
dabei insbesondere im Strom- sowie im Wärme- und 
Kältesektor, während der Verkehrsbereich weiter eine 

Herausforderung darstellt. Eine Übersicht zum Anteil 
der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch 
liefert Abbildung 09. 

Im Jahr 2019 erfüllten nur neun Mitgliedstaaten 
ihre nationalen Energieeffizienzziele, insgesamt lag 
die Lücke zum Erreichen des für 2020 angestrebten 
Primärenergieverbrauchs bei 3 Prozent.27 Vor dem 
Hintergrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie 
könnte allerdings das EU-weite Ziel einer Senkung des 
Energieverbrauchs um 20 Prozent gegenüber dem Aus-
gangsszenario bis 2020 erreicht worden sein.

Um die Gesamtemissionen bis 2030 auf mindestens 
55 Prozent gegenüber 1990 zu senken, bedarf es 
zusätzlicher Anstrengungen. Einerseits hat die EU 
bereits das Wirtschaftswachstum vom Emissions-
volumen entkoppelt. Während die Wirtschaft zwischen 
1990 und 2018 um 61 Prozent wuchs, sanken die 
Treibhausgasemissionen um 23 Prozent.28 Andererseits 
müssen künftig durchschnittlich deutlich höhere jähr-
liche Einsparungen erzielt werden als zwischen 1990 
und 2018. Auf Grundlage der eingereichten Energie- 
und Klimapläne der Mitgliedstaaten würde die EU bis 
2030 nur 41 Prozent des Emissionsausstoßes von 1990 
einsparen und bliebe damit deutlich unter der ange-
strebten Einsparung von mindestens 55 Prozent.29 

Für die Transformation hin zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft soll Wasserstoff eine wichtige Rolle ein­
nehmen. Mit ihrer Wasserstoffstrategie für ein klima-
neutrales Europa setzt sich die EU zum Ziel, bis zu einer 
Million Tonnen Wasserstoff aus erneuerbaren Energien 
bis 2030 herstellen zu können. Wasserstoff soll ins-
besondere in den Sektoren Industrie und Verkehr 
eingesetzt werden. Auch will die EU eine nachhaltige 
industrielle Wertschöpfungskette aufbauen. Die Förde-
rung von Investitionen in nachhaltige Wasserstofftech-
nologien ist auch eine Priorität des Corona-Wiederauf-
bauplans „Next Generation EU“. 

Die Europäische Klimaschutzinitiative unterstützt 
lokale Projekte für ambitionierten Klimaschutz. 
Seit Einführung im Jahr 2017 wurden durch die Ini-
tiative des BMU insgesamt 128 Projekte finanziert. Die 
Vorhaben engagieren sich beispielsweise für klima-
freundliche und lebenswerte Städte, einen sozial-
verträglichen Strukturwandel in Kohleregionen und 
praktische Energie effizienz bemühungen an europäi-
schen Schulen.
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SCHLAGLICHT 2021: 
Der Europäische Grüne Deal

Der Europäische Grüne Deal (European Green Deal, 
EGD) ist eine umfassende Transformationsstrategie, die 
den Übergang in eine klimaneutrale EU ermöglichen 
soll. Dabei wird die Umgestaltung der Wirtschaft eng mit 
Klima-, Umwelt- und Biodiversitätsschutz verknüpft und 
der Fokus auf ressourcenschonendes Wachstum gelegt. 
Die Maßnahmen des EGD sind vielseitig und reichen 
von den Bereichen Mobilität und Indus trie bis hin zu 
Vorgaben in der Energie-, Agrar-, Gebäude und Verbrau-
cherschutzpolitik (siehe Abbildung 10).

 y Im Energiebereich liegt der Fokus auf einer Steige-
rung der Energieeffizienz und dem Ausbau erneuer-
barer Energiequellen bei gleichzeitig sicherer und 
erschwinglicher Energieversorgung sowie der 
Schaffung eines vollständig integrierten, vernetzten 
und digitalisierten europäischen Energiemarktes.

 y Im Gebäudesektor strebt die EU mit einer Renovie-
rungswelle an, die Sanierungsrate bis 2030 mindes-
tens zu verdoppeln. Durch energetische Sanierung 
privater und öffentlicher Gebäude werden gleich-
zeitig neue Arbeitsplätze im Baugewerbe geschaffen 
und Energiearmut reduziert.

 y Im Verkehrssektor sollen die Treibhausgasemissio-
nen bis 2050 um 90 Prozent sinken. Bis 2030 sollen 
laut der Strategie für nachhaltige und intelligente 
Mobilität beispielsweise 30 Millionen Personen-

kraftwagen (Pkw) emissionsfrei sein. Außerdem sol-
len Güter vermehrt auf der Schiene oder per Schiff 
befördert werden. 

 y Im Bereich der Industrie verfolgt der Aktionsplan 
für die Kreislaufwirtschaft das Ziel, den Material-
verbrauch zu reduzieren, Wiederverwendung und 
Recycling von Produkten zu steigern und Abfall zu 
vermeiden. Die Rolle der Verbraucher*innen soll mit 
einem „Recht auf Reparatur“ gestärkt werden. 

 y Die „Vom Hof auf den Tisch“-Strategie unterstützt 
Verbraucher*innen darin, eine gesunde und nach­
haltige Ernährung zu wählen und weniger Lebens-
mittel zu verschwenden. Dazu sollen Informationen 
wie Nährstoffwerte, Ursprungsort und ökologischer 
Fußabdruck zugänglicher gemacht werden. Außer-
dem sollen Landwirt*innen eine bessere Stellung in 
der Wertschöpfungskette erhalten. 

 y Die Biodiversitätsstrategie 2030 soll den Mitglied-
staaten dabei helfen, den Zustand geschädigter Öko-
systeme zu verbessern, und schlägt konkrete Schritte 
vor, um mindestens 30 Prozent der europäischen 
Ländereien und Seen in Schutzgebiete umzuwandeln.

Die EU hat zudem einen Mechanismus für einen ge­
rechten Übergang für die am stärksten betroffenen 
Regionen eingerichtet. Finanzielle Unterstützung 
erfolgt dabei über den neuen Fonds für einen gerech-
ten Übergang, die Mobilisierung von Investitionen im 
Rahmen des InvestEU-Programms sowie durch Dar-
lehen der Europäischen Investitionsbank zum Anreiz 
von Investitionen.30

Abbildung 10: Hauptelemente des Europäischen Grünen Deals

Der 
Europäische 
Grüne Deal

Quelle: Europäische Kommission (2019)
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gegangene Regierung das Abkommen verlassen hatte. 
Über die Industriestaaten hinaus haben im Rahmen des 
Abkommens erstmals alle unterzeichnenden Staaten 
zugesichert, einen Beitrag zu den globalen Klimazielen 
zu leisten. Anders als das Kyoto-Protokoll definiert das 
Pariser Abkommen keine Ziele zur Emissionsminde-
rung für die einzelnen Vertragsstaaten. Dagegen hat 
das Übereinkommen alle Vertragsparteien verpflichtet, 
bis zum Jahr 2020 eigenständig nationale Ziele und 
Maßnahmen (Nationally Determined Contributions, 
NDCs) zur Treibhausgasminderung vorzulegen. Alle 
190 Vertragsparteien, die das Abkommen ratifiziert ha-
ben, haben ihr erstes NDC eingereicht. Der Ambitions-
mechanismus des Pariser Abkommens sieht vor, dass 
die NDCs ab 2020 alle fünf Jahre aktualisiert werden. 
Die neuen NDCs sollen dabei ambitionierter als die 
vorangegangenen sein. Daher bilden die NDCs das 
Herzstück für die Umsetzung des Pariser Abkommens. 
Sie spiegeln die Ambitionen der Vertragsstaaten wider, 
die zusammengenommen schrittweise dem globalen 
Ziel des Abkommens näherkommen müssen.

Die ersten Vertragsparteien haben bereits ihr zweites, 
überarbeitetes NDC eingereicht, darunter auch die EU 

2.3 Internationale 
Klimaschutzpolitik

Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Natio­
nen bildet den Rahmen für internationale Klima­
politik. Die Klimarahmenkonvention (United Nations 
Framework Convention on Climate Change, UNFCCC) 
wurde 1992 in Rio de Janeiro ins Leben gerufen und 
ist mittlerweile von 197 Staaten und Vertragsparteien, 
darunter die EU, ratifiziert. Ihr Ziel ist es eine ge-
fährliche anthropogene – also eine vom Menschen 
verursachte – Störung des Klimasystems zu verhin-
dern. Hierfür finden seit 1995 jährliche Konferenzen, 
die sogenannten „Conferences of the Parties“ oder 
„Weltklima konferenzen“, statt.

Im Kyoto­Protokoll wurden erstmals völkerrechtlich 
verbindliche Ziele zur Treibhausgasminderung für 
die Industrieländer vereinbart. Das 1997 beschlosse-
ne Zusatzprotokoll zur Klimarahmenkonvention trat 
im Februar 2005 in Kraft. In Phase I verpflichtete sich 
Deutschland, seine Treibhausgasemissionen bis 2012 um 
21 Prozent gegenüber 1990 zu verringern. Viele Schwel-
lenländer wie Indien und China mussten im Rahmen 
des Kyoto-Protokolls allerdings keine völkerrechtlich 
verbindlichen Emissionsreduktionsziele angeben. Auf 
der Weltklimakonferenz in Doha 2012 einigten sich 
144 Länder auf die Fortführung des Abkommens in einer 
zweiten Phase. Die in einem Vertragszusatz vereinbarten 
Klimaziele erlangten allerdings erst Ende 2020 verbind-
lichen Charakter, nachdem die erforderliche Anzahl von 
Vertragsstaaten den Zusatz ratifiziert hatte. Deutschland 
verfolgte daher freiwillig das Ziel, seine Emissionen bis 
2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 zu senken.

Mit dem Pariser Abkommen hat sich die internatio­
nale Gemeinschaft verpflichtet, die globale Erwär­
mung auf deutlich unter 2 °C zu begrenzen. Von den 
Vertragsparteien sind darüber hinaus Anstrengungen 
zu unternehmen, um den Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur bis Ende des Jahrhunderts auf 
maximal 1,5 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen. Das Pariser Abkommen wurde auf der 
21. Weltklimakonferenz der Klimarahmenkonvention 
im Dezember 2015 beschlossen und trat ein Jahr später 
in Kraft. Unterzeichnet wurde das Übereinkommen 
von 195 Staaten und der EU, 190 Parteien haben es rati-
fiziert. Für die Vereinigten Staaten hat Präsident Biden 
den Wiederbeitritt eingeleitet, nachdem die voraus-

Abbildung 11: Ambitionslücke zwischen 
Pariser Abkommen und aktuellen NDCs

 

Quellen: Climate Analytics, NewClimate Institute (2021)
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während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im 
Jahr 2020. Darin verpflichtet sich die EU, ihre Treib-
hausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55 Prozent 
statt wie vorher geplant um 40 Prozent gegenüber 1990 
zu senken (siehe auch Abschnitt 2.2 Europäische Klima-
politik). Zum fünften Jahrestag des Pariser Abkommens 
haben 44 weitere Staaten beim Climate Ambition 
Summit ehrgeizigere Ziele zur Emissionsminderung bis 
2030 und entsprechend überarbeitete NDCs angekün-
digt. Im Pariser Abkommen haben sich die Vertrags-
parteien zudem darauf geeinigt, im Jahr 2020 Langfrist-
strategien für den Klimaschutz vorzulegen. Diese sollen 
sicherstellen, dass sich politische Entscheidungen an 
langfristigen Klimazielen orientieren. Mit dem Ziel der 
Klimaneutralität bis 2050 hat die EU im März 2021 ihre 
Langfriststrategie vorgelegt. Damit hat sie international 
ein wichtiges Zeichen gesetzt. In der Folge haben sich 
weitere große Volkswirtschaften ebenfalls zum Ziel ge-
setzt, bis 2050 klimaneutral zu werden, darunter Japan, 
Südkorea, Kanada und Großbritannien. China hat sich 
zur Klimaneutralität bis 2060 bekannt. Über die Kon-
ferenzen der UNFCCC hinaus ist Klimaschutz auch ein 
wiederkehrendes Thema und Schwerpunkt interna-
tionaler Dialogforen, etwa im Rahmen der Gruppe der 
Zwanzig (G20) oder des Petersberger Klimadialogs.

Die Staatengemeinschaft muss ihre Anstrengungen 
deutlich verstärken, um das Ziel des Pariser Ab­
kommens zu erreichen. Trotz eines vorübergehenden 
Rückgangs klimaschädlicher Emissionen im Zuge der 
Corona-Pandemie befindet sich die Welt weiterhin auf 
einem Pfad zu einer globalen Erwärmung von über 
3 °C und ist damit noch weit entfernt vom Ziel des 
Pariser Abkommens. Daher müssen die Treibhausgas-
emissionen noch deutlich stärker gesenkt werden, als 
dies von den bisher bekannten Maßnahmen erwartet 
wird (Abbildung 11). Besonderes Einsparpotenzial 
liegt in der klimafreundlichen Ausgestaltung der 
Konjunkturmaßnahmen nach der Corona-Pandemie. 
Damit könnte der für 2030 erwartete Emissionsausstoß 
weltweit um 25 Prozent gesenkt werden – und die Welt 
käme wieder nah an den notwendigen Pfad, der eine 
Begrenzung der globalen Erwärmung auf 2 °C ermög-
lichen würde.31

Für die Umsetzung des Pariser Abkommens spielt 
die Klimafinanzierung eine zentrale Rolle. Die 
Industrieländer haben zugesagt, von 2020 bis 2025 
jährlich 100 Milliarden US-Dollar für die Umsetzung 
von Klima schutzmaßnahmen in Entwicklungs- und 

Schwellenländern aus öffentlichen und privaten Quel-
len zu mobilisieren. Insgesamt stellte Deutschland 2019 
über 7,5 Milliarden Euro für die Klimafinanzierung 
bereit. Davon wurden mehr als 3,2 Milliarden Euro 
von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der 
Deutschen Entwicklungsgesellschaft zur Verfügung ge-
stellt, wobei 770 Millionen Euro aus der Mobilisierung 
privater Mittel zur Klimafinanzierung stammten. Die 
verbleibenden mehr als 4,3 Milliarden Euro wurden aus 
dem Bundeshaushalt finanziert. Damit hat die Bundes-
regierung ihre Klimafinanzierung aus Haushaltsmitteln 
zwischen 2005 und 2019 verneunfacht.32 Die Mittel 
werden für die Finanzierung zum Beispiel der Globalen 
Umweltfazilität, des Grünen Klimafonds sowie des An-
passungsfonds verwendet.

Über die IKI fördert das BMU außerdem gezielt 
Projekte in Entwicklungs- und Schwellenländern. Die 
Initiative unterstützt Projekte zur Senkung von Treib-
hausgasemissionen, zur Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels, zum Erhalt natürlicher Kohlenstoff-
senken sowie zum Schutz der biologischen Vielfalt. 
Zwischen 2008 und 2019 hat die IKI über 730 Projekte 
und Programme in mehr als 60 Ländern mit einem 
Fördervolumen von insgesamt 3,9 Milliarden Euro 
unterstützt.33 Zusätzlich engagiert sich Deutschland 
für internationale Initiativen wie den Mechanismus 
„Reducing Emissions from Deforestation and Forest 
Degradation“ oder die Bonn Challenge sowie Initiati-
ven zur Aufforstung und Wiederherstellung von Wald-
ökosystemen.

Die Bundesregierung ist Mitglied der globalen NDC-
Partnerschaft. In diesem Rahmen unterstützt sie 
Entwicklungs- und Schwellenländer, ihre NDCs umzu-
setzen und zu aktualisieren. Seit Bestehen der Partner-
schaft haben das Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und das 
BMU Zuschüsse im Umfang von etwa 500 Millionen 
Euro bereitgestellt.34 Das neue Instrument des Climate 
Action Enhancement Package zur Unterstützung bei 
der Überarbeitung der NDCs wird mit knapp 17 Millio-
nen Euro unterstützt. Zudem finanzieren sowohl das 
BMZ als auch das BMU große Mehrländervorhaben zur 
NDC-Umsetzung, die sich im Rahmen der NDC-Part-
nerschaft flexibel nach dem Unterstützungsbedarf der 
Partnerländer richten können.
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In Deutschland wurden im Jahr 2020 rund 739 Millio-
nen Tonnen Treibhausgase freigesetzt. Das sind etwa 
70 Millionen Tonnen oder 8,7 Prozent weniger als 2019. 
Damit setzt sich der positive Trend der Vorjahre fort.

Zusammenfassung

3.  Emissionstrends und Handlungsfelder 
in den Sektoren

 

Abbildung 12: Treibhausgasemissionen in 
Deutschland nach Sektoren (2020)

Quelle: UBA (2021a)
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Abbildung 13: Treibhausgasemissionen in 
Deutschland nach Treibhausgasen (2020)

Quelle: UBA (2021a)
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3.1 Emissionen in Deutschland – 
gestern, heute und morgen

Die Treibhausgasemissionen sind in Deutschland von 
1990 bis 2020 um 40,8 Prozent gesunken (von 1990 
bis 2019: ­35,1 Prozent). Die absoluten Emissionen 
Deutschlands haben sich von 1.249 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente im Jahr 1990 auf rund 739 Millio-
nen Tonnen CO2-Äquivalente im Jahr 2020 verringert 
(Abbildung 14).

Der langfristige Rückgang der Emissionen ist auf einen 
Erfolg der klima- und energiepolitischen Maßnahmen 
der Bundesregierung und der Europäischen Union zu-
rückzuführen. Der jährliche Treibhausgasausstoß unter-
liegt zudem witterungsbedingten und konjunkturellen 
Schwankungen. Witterungsbedingte Schwankungen 
führen vor allem zu einem von Jahr zu Jahr unterschied-
lich hohen Heizbedarf. Konjunkturell bedingte Rück-
gänge der Treibhausgasemissionen waren zum Beispiel 

infolge des wirtschaftlichen Umbruchs in den neuen 
Bundesländern zu Beginn der 1990er Jahre, während der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2009 und zuletzt infolge 
der Auswirkungen der Corona-Pandemie zu beobachten.

Im Jahr 2020 gingen die Emissionen erneut deutlich 
zurück. Gegenüber dem Vorjahr sanken die Treibhaus-
gasemissionen um 8,7 Prozent, was rund 70 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente entspricht. Der Rückgang 
der Emissionen im Jahr 2020 ist auf unterschiedliche 
Faktoren zurückzuführen. Einen bedeutenden An-
teil hatten die gesamtwirtschaftlichen und sektoralen 
Auswirkungen der Corona-Pandemie. So sank etwa 
der Energieverbrauch auf ein historisches Tief und 
lag acht Prozent unter dem Wert des Vorjahres.35 Die 
rückläufige Emissionsentwicklung im Jahr 2020 lag 
aber nicht nur an der Corona-Pandemie. Wichtige Bei-
träge lieferte etwa die Energiewirtschaft. Hier kam es 
zu einem deutlichen Rückgang der Kohleverstromung 
und einem weiteren Anstieg der Energiebereitstellung 
aus erneuerbaren Quellen.
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Abbildung 14: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland nach Sektoren (ohne LULUCF)

Quelle: UBA (2021a)
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Im Klimaschutzgesetz sind ab dem Jahr 2020 jährliche 
Minderungsziele durch die Vorgabe von Jahresemis-
sionsmengen für die Sektoren festgelegt. Die Emissio-
nen der Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, 
Landwirtschaft und Abfall- und Kreislaufwirtschaft 
lagen im Rahmen der zulässigen Jahresemissionsmen-
gen für das Jahr 2020. Insbesondere die Energiewirt-
schaft blieb deutlich – um knapp 60 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente – unter der für den Sektor zulässigen 
Jahresemissionsmenge. Um 2 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalente überschritten wurde der Zielwert dagegen 
im Gebäudebereich (Abbildung 15). 

Der Expertenrat für Klimafragen hat die vom Umwelt-
bundesamt ermittelten Emissionsdaten geprüft, wie es 
im Mechanismus des Klimaschutzgesetzes vorgesehen 
ist (siehe dazu auch Kapitel 2.1). Der Rat schätzt die 
Daten und die komplexe Methodik zu ihrer Ermittlung 
als konsistent ein. Damit wurde auch die ermittelte 
Überschreitung der Jahresemissionsmenge des Gebäude-
bereichs bestätigt. Für diesen Sektor erarbeitet das zu-
ständige Bundesministerium nun ein Sofortprogramm, 

um die Einhaltung der Jahresemissions mengen für die 
folgenden Jahre sicherzustellen.

Der Bericht des Expertenrats enthält neben der 
Prüfung und Bewertung der Emissionsdaten auch 
weiterführende Betrachtungen und Vorschläge, etwa 
zu den deutschen Minderungszielen im Kontext der 
europäischen Zielverschärfung und Sondereffekten im 
Jahr 2020. Basierend auf einer Dekompositionsanalyse 
stellt der Expertenrat fest, dass mehr als die Hälfte der 
Emissionsreduktion im Jahr 2020 gegenüber dem Vor-
jahr dem Faktor einer verringerten Wirtschaftsleistung 
zugeschrieben werden kann.36

Die Treibhausgasemissionen werden in dieser Bro-
schüre nach dem Quellprinzip dargestellt. Emissionen 
werden dabei dem Sektor angerechnet, in dem sie ur-
sprünglich anfallen. Beispielsweise werden der Ener-
giewirtschaft sämtliche Emissionen aus der öffent-
lichen Strom- und Fernwärmeproduktion zugerechnet, 
auch wenn der Strom oder die Wärme etwa im Gebäu-
debereich genutzt wird.

 

Abbildung 15: Entwicklung der Treibhausgasemissionen und beschlossene zulässige Jahresemissions-
mengen nach Sektoren bis 2030

Quellen: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)

Eine Übersicht mit detaillierten Werten je Sektor und Jahr be�ndet sich im Datenanhang.
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3.2 Energiewirtschaft

Emissionsentwicklung

Die Energiewirtschaft ist mit 30 Prozent für den 
größten Anteil der Emissionen in Deutschland 
verantwortlich. Im Jahr 2020 betrug ihr Treibhaus-
gasausstoß 221 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. 
Gegenüber dem Niveau von 1990 entspricht das einer 
Reduktion um 53 Prozent (Abbildung 16).

Die Emissionen aus der Energiewirtschaft entstehen 
bei der Verbrennung fossiler Energieträger in Kraft-
werken der öffentlichen Versorgung zur Bereitstellung 
von Strom und Wärme (Abbildung 17). Zudem werden 
der Energiewirtschaft Emissionen zugerechnet, die in 
Raffinerien und im Pipelinetransport fossiler Energie-
träger anfallen, sowie sogenannte diffuse Emissionen. 
Diese entstehen zum Beispiel durch die Freisetzung 
von Grubengas aus stillgelegten Bergwerken.

Der Treibhausgasausstoß der Energiewirtschaft ging 
im Jahr 2020 stark zurück. Im Vergleich zum Vorjahr 
sanken die Emissionen des Sektors um 38 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente; das entspricht einer Re-
duktion um 15 Prozent. Den größten Effekt hatte ein 
deutlicher Rückgang der Energienachfrage infolge der 
Corona-Pandemie. Der Bruttostromverbrauch sank 
gegenüber dem Vorjahr um vier Prozent auf 552 Tera-
wattstunden, den niedrigsten Stand seit 1997. Zudem 
setzte sich der positive Trend der emissionsärmeren 
Strom erzeugung fort. So wurde auch im Jahr 2020 mehr 
Strom aus erneuerbaren Energien und Erdgas erzeugt 
und gleichzeitig wurden weniger Braun- und Stein-
kohlekraftwerke eingesetzt. Grund hierfür sind mehrere 
ineinandergreifende Faktoren. Neben dem geringen 
Strombedarf war diese Entwicklung auch auf den nach 
wie vor geringen Gaspreis, höhere Preise im EU-Emis-
sionshandel, rückläufige Stromexporte und günstige 
Bedingungen für Wind- und Sonnenenergie zurückzu-
führen.

Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequel­
len hat seit 1990 stark zugenommen (Abbildung 18). 
Einen besonders starken Zubau der Photovoltaik gab 
es zwischen den Jahren 2010 und 2012. Die installierten 
Kapazitäten von Windenergie an Land stiegen zwi-
schen 2014 und 2017 am stärksten. Auch die Wind-
energie auf See konnte in den letzten Jahren deutliche 
Zuwächse verzeichnen.

Im Jahr 2020 lieferten erneuerbare Energien mit 
251 Terawattstunden erstmals mehr Strom als die 
fossilen Energieträger Erdgas, Öl, Braun- und Steinkoh-
le zusammen (rund 230 Terawattstunden). Der Anteil 
der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch 
stieg, auch aufgrund der gesunkenen Nachfrage, damit 
auf einen neuen Höchstwert von 45,4 Prozent.

 

Abbildung 16: Emissionsentwicklung 
Energiewirtschaft

Abbildung 17: Emissionsquellen Energiewirt-
schaft ohne CO2 aus Biomasse (2019)

*Schätzung  **Minderungsziel gegenüber 1990

Quelle: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)
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durch ansteigende Zertifikatspreise im EU-Emissions-
handel und anhaltend geringe Gaspreise zurückzuführen.

So hat die Bedeutung von Erdgas in den letzten Jahren 
zugenommen. Seit dem Jahr 2014 ist die Stromerzeu-
gung aus Erdgas um 52 Prozent gestiegen. Erdgas dient 
als Brückentechnologie bei der Umstellung des Ener-
giesystems auf erneuerbare Energien. Im Vergleich zu 
Kohle- und Kernkraftwerken sind Gaskraftwerke deut-
lich flexibler einsetzbar und daher gut geeignet, um als 
Übergangstechnologie die natürlichen Schwankungen 
in der Stromerzeugung erneuerbarer Energien aus-
zugleichen. Die Nutzung von Erdgas zur Stromerzeu-
gung verursacht im Vergleich zu den anderen fossilen 
Energieträgern Braunkohle, Steinkohle und Öl zudem 
geringere Treibhausgasemissionen. 

Der Anteil der Kernenergie an der Stromerzeugung 
sinkt seit den 2000er Jahren. Nachdem der Ausstieg 
aus der Kernenergie im Jahr 2000 eingeleitet und 2011 
endgültig beschlossen wurde, werden die deutschen 
Kern kraftwerke nach und nach vom Netz genommen. 
Die Stromerzeugung aus Kernkraft lag im Jahr 2020 
etwa 14 Prozent unter dem Niveau des Vorjahres. Der 
Rückgang ist auf die Abschaltung des Kernkraftwerks 

Windenergie an Land lieferte im Jahr 2020 erstmals den 
größten Beitrag aller Technologien zur Strom erzeugung 
und löste damit Braunkohle ab. Windenergie an Land und 
auf See machten gemeinsam mehr als die Hälfte des er-
neuerbaren Stroms und 23 Prozent der Stromerzeugung 
insgesamt aus. Photovoltaik und Biomasse trugen mit 
Anteilen von 9 und 8 Prozent zur Stromerzeugung bei.

Die Stromerzeugung aus Braun­ und Steinkohle hat 
sich in den vergangenen fünf Jahren halbiert. Während 
Kohlekraftwerke im Jahr 2015 noch 272 Terawattstunden 
Strom bereitstellten, waren es 2020 nur rund 135 Tera-
wattstunden. Dabei war der Rückgang von 2018 bis 2020 
mit minus 41 Prozent (93 Terawattstunden) besonders 
stark. Die Stromerzeugung aus Steinkohle verringerte 
sich allein im Jahr 2020 um mehr als ein Viertel, bei 
Braunkohle war es etwa ein Fünftel. Neben der zuneh-
menden Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien ist 
dies auch auf den wachsenden wirtschaftlichen Druck 

-53 % Die Emissionen der 
Energiewirtschaft 
sanken von 1990 bis 
2020 um 53 Prozent.

Abbildung 18: Entwicklung der Bruttostromerzeugung nach Energieträgern

Anteile der Energieträger an den
Erneuerbaren im Jahr 2020

Quelle: BMWi (2021a)
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Philippsburg 2 Ende 2019 zurückzuführen. Von den 
übrigen sechs deutschen Kernreaktoren werden drei 
Blöcke bis Ende 2021 und die letzten drei Blöcke bis 
Ende 2022 vom Netz gehen.

Handlungsfelder und Maßnahmen

Für das Ziel der Treibhausgasneutralität gilt es, gerade 
die Energieversorgung frühzeitig und vollständig zu 
dekarbonisieren. So wurde mit dem EEG 2021 be-
schlossen, dass noch vor dem Jahr 2050 und somit im 
Laufe der 2040er Jahre der gesamte Strom in Deutsch-
land treibhausgasneutral erzeugt werden soll. Mit der 
Novellierung des Klimaschutzgesetzes soll Treibhausgas-
neutralität bereits 2045 erreicht werden. Die vollständige 
Dekarbonisierung des Strombereichs wird dafür früher 
abgeschlossen werden müssen, um die wachsende 
Stromnachfrage in den anderen Sektoren möglichst 
klimafreundlich zu bedienen.

Als Zwischenziel sollen die Treibhausgasemissionen des 
gesamten Energiesektors bis 2030 auf 108 Millionen 

Tonnen CO2-Äquivalente sinken. Allerdings ist mit der 
Klimazielerhöhung auf EU-Ebene und der Novellierung 
des Klimaschutzgesetzes auch klar, dass die bisherigen 
Ausbauziele für die erneuerbaren Energien nicht ausrei-
chen werden. Da die neuen Klimaziele eine noch schnel-
lere Dekarbonisierung des Energiesektors erfordern und 
durch beschleunigte Sektorkopplung auch zu einem 
insgesamt höheren Strombedarf führen, müssen auch 
die Ausbaumengen von Wind- und Solarenergie damit 
konsistent sein. Die Bundesregierung wird im Lichte der 
ausstehenden Beschlüsse auf EU-Ebene zur Umsetzung 
des Green Deal in der nächsten Legislaturperiode die 
Ausbaupfade für die erneuerbaren Energien entspre-
chend anpassen. Weitere zentrale Handlungsfelder sind 
eine deutliche Steigerung der Energieeffizienz sowie der 
Ausstieg aus der Verstromung von Kohle und perspekti-
visch auch von Erdgas. Zusätzlich muss das Energiever-
sorgungssystem modernisiert werden. Eine besondere 
Bedeutung kommt dabei dem Ausbau der Stromnetze zu.

Das zentrale Handlungsfeld der Energiewirtschaft 
ist ein zielstrebiger Ausbau der erneuerbaren Ener­
gien. Sie bilden die Basis eines treibhausgasneutralen 

Abbildung 19: Bisheriger und bisher geplanter Ausbau erneuerbarer Energien in Deutschland

Installierte Leistung
Stand: Ende 2020

Quellen: BMWi (2021b), Bundesregierung (2020a), Bundesregierung (2020b)
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Energiesystems. Strom aus erneuerbaren Energien wird 
perspektivisch über die Energiewirtschaft hinaus zum 
wichtigsten Energieträger der gesamten Energiever-
sorgung werden. Die größten Beiträge werden dabei 
Wind- und Sonnenenergie liefern.

Bis zum Jahr 2030 soll nach der bisherigen Planung der 
Bundesregierung der Anteil erneuerbarer Energien auf 
65 Prozent des Bruttostromverbrauchs steigen. Um dies 
zu erreichen, hat die Bundesregierung Ausbau pfade 
für die einzelnen Technologien definiert (Abbildung 
19). Die installierte Leistung von Solaranlagen (Photo-
voltaik) soll bis 2030 auf 100 Gigawatt anwachsen. 
Für Windenergieanlagen an Land ist eine Steigerung 
auf 71 Gigawatt vorgesehen. Die installierte Leistung 
von Windenergie auf See soll auf 20 Gigawatt erhöht 
werden, während Biomasseanlagen auf einem Niveau 
von 8,4 Gigawatt fortbestehen sollen. Als Sofortmaß-
nahme zum EEG 2021 wurden zudem die Ausschrei-
bungsmengen für das Jahr 2022 bei Wind an Land um 
1,1 Gigawatt auf 4 Gigawatt und bei Photovoltaik um 
4,1 Gigawatt auf 6 Gigawatt angehoben.

Um die neuen Klimaziele zu erreichen, muss der Aus-
bau der erneuerbaren Energien weiter gestärkt werden. 
Die hohen Stromerzeugungsmengen der vergangenen 
wind- und sonnenreichen Jahre verdecken die Tatsache, 
dass der Ausbau der erneuerbaren Energien ins Stocken 
geraten ist. Besonders die Windenergie an Land steht 
vor Herausforderungen. Ihr Ausbau ist unter anderem 
durch eine eingeschränkte Flächenkulisse, Akzeptanz-
probleme sowie langwierige Genehmigungsverfahren 
und Klagen seit 2018 stark zurückgegangen. Im letzten 
Jahr wurde die Möglichkeit der finanziellen Teilhabe 
für betroffene Gemeinden eingeführt und weiter aus-
gebaut, um die Akzeptanz zu stärken. Im Rahmen eines 
Bund-Länder- Kooperationsausschusses wird die Frage 
der hinreichend verfügbaren Flächen betrachtet. Im 
Jahr 2020 verbesserte sich die Situation bei der Wind-
energie an Land mit einem Netto-Zubau von etwa 
1,2 Gigawatt im Vergleich zum Vorjahr (0,9 Gigawatt) 
bereits. Der Zubau liegt damit aber weiterhin deutlich 
hinter den Mengen der Vorjahre.

Auch der Ausbau der Solarenergie war zwischenzeitlich 
stark zurückgegangen. Belief sich der Zuwachs bei Solar-
anlagen im Jahr 2012 auf 8,2 Gigawatt, waren es im Jahr 
2014 nur noch 1,2 Gigawatt. Seitdem ist der jährliche Zu-
bau von Photovoltaikanlagen aber wieder kontinuierlich 
angestiegen. Im Jahr 2020 betrug er 4,6 Gigawatt. 

Der Kohleausstieg hat begonnen. Mit dem Kohleaus-
stiegsgesetz hat die Bundesregierung den schrittweisen 
Ausstieg aus der Kohleverstromung festgelegt. Die 
installierte Erzeugungskapazität aus Kohlekraftwer-
ken im Markt (Ende 2019: 43,6 Gigawatt) wird bis 2022 
zunächst auf 30 Gigawatt und bis 2030 auf 17 Gigawatt 
reduziert. Spätestens Ende 2038, gegebenenfalls schon 
2035, sollen keine Kohlekraftwerke mehr am Netz sein. 

Im Jahr 2020 ging bereits ein Braunkohleblock vom Netz. 
Die Stilllegungszeitpunkte der weiteren Braunkohle-
kraftwerke sind im Kohleverstromungs beendigungs-
gesetz festgehalten und in Abbildung 20 skizziert. Bis 
Ende 2025 werden acht Braunkohlekraftwerke mit einer 
kumulierten Leistung von 2,9 Gigawatt abgeschaltet. 
Dabei handelt es sich um die ältesten und emissions-
intensivsten Kraftwerke. Sie stoßen heute noch rund 20 
bis 25 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente pro Jahr aus.37

Die Stilllegung von Steinkohlekraftwerken wird bis 
2026 über Ausschreibungen ermittelt und ab dem Jahr 
2024 mit ordnungsrechtlichen Maßnahmen flankiert. 
Von 2027 an werden die verbleibenden Steinkohle-
kapazitäten dann ausschließlich ordnungsrechtlich 
stillgelegt. Im September 2020 fand die erste Ausschrei-
bungsrunde statt. Insgesamt erhielten Kraftwerke mit 
einer kumulierten Leistung von 4,7 Gigawatt einen 
Zuschlag. Sie müssen bis Mitte 2021 stillgelegt werden.

 

Abbildung 20: Fahrplan für die Stilllegung 
der deutschen Braunkohlekraftwerke bis 
spätestens 2038

Eine detaillierte Übersicht zu den geplanten Stilllegungen 
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3.3 Industrie

Emissionsentwicklung

Der Industriesektor war im Jahr 2020 für rund 
24 Prozent der Gesamtemissionen verantwortlich. 
Das entspricht einer Höhe von 178 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente (Abbildung 21). Die Industrie ist 
damit der zweitgrößte Verursacher von Treibhaus-
gasemissionen nach der Energiewirtschaft. Zwischen 
1990 und 2020 gingen die Emissionen des Sektors 
um 37 Prozent zurück. Ein Großteil dieser Reduktion 
erfolgte in den 1990er Jahren, unter anderem bedingt 
durch den wirtschaftlichen Umbruch in den neuen 
Bundesländern.

Die Industrieemissionen sanken im Jahr 2020 deut­
lich. Im Vergleich zum Vorjahr wurden fünf Prozent 
beziehungsweise neun Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lente weniger Treibhausgase durch die Industrie aus-
gestoßen. Hauptgrund hierfür war ein Rückgang der 
Produktionsmengen aufgrund der Corona-Pandemie. 

Die Treibhausgasemissionen des Industriesektors ent-
stehen vor allem in den energieintensiven Branchen 
Stahl, Chemie, Nichteisenmetalle, Zement, Kalk, Glas 
und Papier sowie bei der industriellen Eigenstromver-
sorgung. Dabei haben die Emissionen unterschiedliche 

Ursachen. Rund zwei Drittel entstehen durch direkte 
Energiebereitstellung in der Industrie (Industriefeue-
rung im verarbeitenden Gewerbe), während ein Drittel 
der Industrieemissionen prozessbedingt ist (Abbildung 
22). Die prozessbedingten Emissionen entstehen bei der 
Produktion, vor allem von Grundstoffen wie Roheisen 
und Zement sowie in der Grundstoffchemie.

Neben den direkten Treibhausgasemissionen verur-
sacht der Industriesektor auch indirekte Emissionen. 
Diese entstehen durch Fremdstrom- und Fernwärme-
bezug und werden gemäß Quellprinzip der Energie-
wirtschaft zugeordnet. Eine Verbesserung der Ener-
gieeffizienz in der Industrie hat daher auch positive 
Auswirkungen auf die Emissionsbilanz der Energie-
wirtschaft. Aus der selbst produzierten und fremdbezo-
genen Energie ergibt sich der in Abbildung 23 aufge-
schlüsselte Endenergieverbrauch des Industriesektors.

Handlungsfelder und Maßnahmen

Zur Erreichung der Treibhausgasneutralität bis 
2045 sind Änderungen in der Industrieproduktion 
notwendig. Neben der Herausforderung, den hohen 
Energiebedarf der Industrie mit erneuerbaren Energien 
abzudecken, gilt es, die prozessbedingten Emissionen 
der industriellen Produktion zu vermeiden.

Als Zwischenziel sollen die Treibhausgasemissionen 
in der Industrie bis zum Jahr 2030 auf 118 Millio-
nen Tonnen CO2-Äquivalente sinken. Das entspricht 
einer weiteren Reduktion um 34 Prozent gegenüber 
dem Jahr 2020. Im Klimaschutzprogramm 2030 hat 
die Bundesregierung umfassende sektorspezifische 
Maßnahmen gebündelt, die ergänzend zum EU-Emis-
sionshandelssystem und den bereits bestehenden 
nationalen Maßnahmen eine weitere Reduktion der 
Industrieemissionen bewirken sollen. 

In Bezug auf die Energiebereitstellung sind die zentra-
len Handlungsfelder in der Industrie, analog zur Ener-
giewirtschaft, eine weitere Verbesserung der Energie-
effizienz sowie eine verstärkte Nutzung erneuerbarer 

-37 % Die Emissionen der 
Industrie sanken von 
1990 bis 2020 um 
37 Prozent.

 

Abbildung 21: Emissionsentwicklung 
Industrie

*Schätzung  **Minderungsziel gegenüber 1990

Quelle: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)
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Die zentrale Herausforderung in der Industrie ist 
die Umstellung auf klimafreundliche Produktions­
prozesse. Zur Vermeidung der prozessbedingten Emis-
sionen müssen die branchenspezifischen Produktions-
verfahren einzeln analysiert und umgestellt werden. 
Für alle Industriebranchen gibt es bereits technische 
Lösungsansätze, die prozessbedingte Emissionen 
reduzieren. Zentrale Elemente der Lösungen sind dabei 
folgende Themenfelder (siehe auch Abbildung 24):

 y Erneuerbare Energien: Der beschleunigte Aus-
bau der erneuerbaren Stromerzeugung und des 
Stromnetzes ist auch für den Industriesektor eine 
zentrale Grundvoraussetzung für die Erreichung der 
Treibhausgasneutralität. Nur so kann der steigende 
Strombedarf des Sektors, der etwa durch die Elektri-
fizierung von Produktionsprozessen und die Her-
stellung von klimaneutralem Wasserstoff entsteht, 
gedeckt werden.

 y Elektrifizierung und Effizienzsteigerung: Elek-
trifizierung wird auch in der Industrie eine 
entschei dende Rolle spielen. Relevant sind hierbei 
insbesondere die strombasierte Wärme- und Dampf-
produktion, der Einsatz von Hochtemperatur-
wärmepumpen und die Elektrifizierung einer 
Vielzahl industrieller Produktionsprozesse. Weitere 
Steigerungen der Energieeffizienz von konven-
tionellen und neuen Anlagen sind essenziell, um 
dem steigenden Strombedarf entgegenzuwirken.

 y Wasserstoff: Einige Industrieprozesse lassen sich 
allerdings nur durch den Einsatz von Wasserstoff 
klimafreundlich gestalten. So können etwa bei der 
Stahlerzeugung erhebliche Emissionen eingespart 
werden, indem anstelle des Einsatzes von Kohle in 
der Hochofenroute auf eine Direktreduktion des 
Eisenerzes mit Wasserstoff umgestellt wird. Dabei 
fällt als Oxidationsprodukt anstelle von Kohlen-
dioxid lediglich Wasser an.

 y Kreislaufwirtschaft: Prozessbedingte Emissionen 
können auch durch eine stärkere Kreislaufführung 
und einen optimierten Ressourceneinsatz reduziert 
werden. So kann durch höhere Recyclingraten etwa 
der Bedarf an Primärmaterial deutlich gemindert 
werden. Da die Aufbereitung von recycelten Materi-
alien in vielen Fällen auch deutlich weniger Energie 
erfordert, werden dadurch sowohl prozessbedingte 
als auch energiebedingte Emissionen vermieden.

Energien und CO2-armer Energiequellen wie Abwärme 
für den Strom- und Wärmebedarf. 

Investitionen in hocheffiziente, bereits verfügba-
re Technologien und erneuerbare Energieanlagen 
werden dafür mit dem zentralen Förderprogramm 
„Energieeffizienz und Prozesswärme aus erneuerbaren 
Energien in der Wirtschaft“ unterstützt. Neben Einzel-
investitionen unterstützt das Programm systemische 
Optimierungen ganzer Produktionsstandorte. Weitere 
Programme fördern beispielsweise den Einsatz neuer 
Konstruktionstechniken und Werkstoffe sowie Projek-
te und Maßnahmen im Bereich Ressourceneffizienz 
und -substitution. 

 

Abbildung 22: Emissionsquellen Industrie 
(2019)

Abbildung 23: Endenergieverbrauch 
nach Energieträgern Industrie (2019)

Quelle: UBA (2021a)
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 y CCU/CCS: Für Industrieprozesse, bei denen aktuell 
und perspektivisch keine klimaneutralen Schlüssel-
technologien verfügbar sind, ist die Abscheidung 
von Kohlendioxid ein Lösungsansatz. Durch 
Carbon-Capture-and-Storage(CCS)- beziehungs-
weise Carbon-Capture-and-Use(CCU)-Technologien 
können Emissionen vermieden und Kohlenstoff 
gespeichert oder weitergenutzt werden. Dies ist vor 
allem für die Zementbranche relevant.

Für die Forschung, Entwicklung und breite Marktein­
führung innovativer Klimaschutztechnologien gibt 
es umfangreiche Förderprogramme. Denn die für die 
Industrietransformation benötigten Technologien sind 
noch teurer als die etablierten Produktionsprozesse 
und teilweise auch noch nicht marktreif. Sie benötigen 
daher Unterstützung durch politische Maßnahmen. 
Mit dem Programm „Dekarbonisierung in der Indus-
trie“ unterstützt das BMU großtechnische Projekte in 
energieintensiven Branchen wie Stahl, Zement, Kalk 
und Chemie. Gefördert werden Projekte mit dem 
Ziel, jene prozessbedingten Treibhausgasemissionen 
möglichst weitgehend und dauerhaft zu reduzieren, 
die nach heutigem Stand der Technik nicht oder nur 
schwer vermeidbar sind. Im Dezember 2020 wurde der 
erste Förderbescheid an ein Projekt zur klimafreund-
lichen Stahlproduktion übergeben. Die Anlage soll 
innerhalb der nächsten zwei Jahre in Betrieb gehen 
und zeigen, wie die sukzessive Umstellung eines inte-
grierten Hochofenwerks auf CO2-arme Stahlerzeugung 
erfolgen kann. Bei dem Verfahren wird die konven-

Abbildung 24: Zentrale Elemente der Industrietransformation hin zu Klimaneutralität

tionelle Roheisengewinnung im Hochofen auf die 
emissionsarme Direktreduktion um gestellt. 

Im Rahmen des Klimaschutz-Sofortprogramms 2022 
wird das Förderprogramm „Dekarbonisierung in der 
Indus trie“ um 650 Millionen Euro aufgestockt. Mit den 
zusätzlichen Mitteln wird das Programm ab 2022 um eine 
weitere Förderrichtlinie für Klimaschutzverträge nach 
dem Konzept „Carbon Contracts for Difference“ ergänzt.

Neben dem Förderprogramm „Dekarbonisierung in 
der Industrie“ sieht das Klimaschutzprogramm 2030 
weitere Forschungsprogramme etwa zur stofflichen 
Nutzung von CO2 vor. Zudem geben die nationale Was-
serstoffstrategie, das Aktionsprogramm PtX und der 
Innovationspakt Klimaschutz in der Industrie zusätz-
liche Impulse für die Transformation der Industrie. 

Auch auf europäischer Ebene ist die Neuausrichtung der 
Industrie ein wichtiges Thema. Mit dem Europäischen 
Grünen Deal hat die Europäische Kommission Klima-
schutz in der Industrie zu einem Arbeitsschwerpunkt 
erklärt. Aufbauend auf der im März 2020 vorgestellten In-
dustriestrategie und dem Aktionsplan Kreislaufwirtschaft 
wird sie im Laufe des Jahres 2021 konkrete Maßnahmen 
für eine klimaneutrale euro päische Industrie vorstellen. 

Mit dem EU-Innovationsfonds werden auch auf 
europäischer Ebene klimaschonende Industrieprojekte 
gefördert. Dafür stellt die Europäische Kommission bis 
zum Jahr 2030 insgesamt zehn Milliarden Euro bereit. 
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3.4 Verkehr

Emissionsentwicklung

Im Jahr 2020 emittierte der Verkehrssektor 146 Mil­
lionen Tonnen CO2­Äquivalente Treibhausgase. Bezo-
gen auf das Basisjahr 1990 bedeutet das eine Emissions-
minderung um 11 Prozent (Abbildung 25). 

Der Emissionsrückgang im Jahr 2020 ist größtenteils 
auf die Corona-Pandemie zurückzuführen. Im Frühjahr 
wurde, vor allem auf langen Strecken, deutlich weni-
ger Auto gefahren. Der inländische Flugverkehr nahm 
zeitweise stark ab und verursachte über das gesamte 
Jahr 2020 so 60 Prozent weniger CO2-Emissionen als 
im Vorjahr.38 Die rasche Erholung der Verkehrsnach-
frage nach dem ersten Lockdown und die grundsätz-
lich unveränderten Raum- und Wirtschaftsstrukturen 
lassen vermuten, dass sich ohne weitere Maßnahmen 
allenfalls eine temporäre Emissionsminderung ergeben 
dürfte. 

Im Jahr 2019 verursachte der motorisierte Straßen­
verkehr mit 96 Prozent den eindeutig größten Anteil 
der Emissionen. Auf Pkw und Lastkraftwagen (Lkw) 
sowie andere Nutzfahrzeuge entfielen davon jeweils 
61 und 36 Prozent (Abbildung 26). Der internationale 
Luft- und Schiffsverkehr wird bei der Berechnung der 
nationalen Treibhausgasemissionen des Verkehrs-
sektors nicht berücksichtigt. Auch die Emissionen aus 
dem Stromverbrauch im Verkehr werden hier nicht ab-
gebildet, sondern nach dem Quellprinzip dem Energie-
sektor zugerechnet.

Die Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor ent-
stehen fast ausschließlich in Form von CO2 und hängen 
stark von der Antriebsart, der Form und dem Gewicht 
der Fahrzeuge ab. Die CO2-Emissionen pro Personen-
kilometer des Pkw-Bestandes in Deutschland sind seit 
1995 um knapp fünf Prozent gesunken. Die Zunahme 
der Fahrleistung im Personenverkehr, also der pro Jahr 
in Pkw zurückgelegten Kilometer, hebt den positiven 
Effekt der Effizienzsteigerung jedoch auf.39

Insgesamt stieg die Verkehrsleistung im Personen­
verkehr zwischen 1990 und 2018 um 58 Prozent. Bei 
der Verkehrsmittelwahl dominiert der motorisierte 
Individualverkehr. Sein Anteil an der Verkehrsleistung 
belief sich im Jahr 2018 auf 74 Prozent (Abbildung 28) 
und ist damit seit 1990 um nur drei Prozentpunkte 

 

Abbildung 25: Emissionsentwicklung Verkehr

Abbildung 26: Emissionsquellen Verkehr 
ohne CO2 aus Biokraftstoffen (2019)

Abbildung 27: Endenergieverbrauch nach 
Energieträgern Verkehr (2019)

*Schätzung  **Minderungsziel gegenüber 1990

Quelle: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)
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zurück gegangen. Der nicht motorisierte Individual-
verkehr hält sich konstant. Im Durchschnitt wird 
jeder dritte Weg mit dem Fahrrad oder zu Fuß zurück-
gelegt.40 Diese Wege sind jedoch relativ kurz, daher 
entfallen auf den Fuß- und Radverkehr nur jeweils drei 
Prozent der Verkehrsleistung. Der Anteil der Eisen-
bahn ist im Vergleich zu 1990 nur leicht von sechs auf 
acht Prozent angestiegen. Der Anteil des Luftverkehrs 
hingegen hat sich verglichen mit 1990 knapp verdrei-
facht. 

Die Verkehrsleistung im innerdeutschen Güterverkehr 
stieg zwischen 1991 und 2019 um 75 Prozent. Das ist 
vor allem auf eine Verdoppelung des Straßengüterver-
kehrs (hauptsächlich schwere Lkw, Last- und Sattelzüge) 
zurückzuführen. Während die umweltfreundlicheren 
Verkehrsträger Bahn und Binnenschifffahrt 1991 noch 
einen Anteil von knapp 35 Prozent an der Güterverkehrs-
leistung hatten, ging dieser auf rund 26 Prozent im Jahr 
2019 zurück.41 Zwei Milliarden Tonnenkilometer und 
damit 0,2 Prozent der Güter wurden 2019 über den 
Luftverkehr transportiert. Das bedeutete allerdings eine 
Verdoppelung seines Anteils gegenüber dem Jahr 1991 
(Abbildung 29).

Neuzulassungen von batterieelektrischen Fahrzeu­
gen stiegen im Jahresverlauf stark an. Im Januar 2020 
wurden 7.492 Elektroautos neu zugelassen, was einem 
Anteil von drei Prozent an Neuzulassungen in diesem 
Monat entspricht. Im Dezember machten 43.671 Neu-
zulassungen von Elektroautos einen Anteil von 14 Pro-
zent aus (Abbildungen 30 und 31). Schon heute liegen 
die Treibhausgasemissionen eines Elektrofahrzeugs 
der Kompaktklasse über den gesamten Lebensweg 
betrachtet 30 beziehungsweise 23 Prozent niedriger 
als bei vergleichbaren Fahrzeugen, die mit Benzin 
oder Diesel betrieben werden. Bei dieser Berechnung 
werden unter anderem auch Herstellung, Wartung, 
Entsorgung und Recycling berücksichtigt. Außerdem 
wird von einer durchschnittlichen Lebensfahrleistung 
von 150.000 Kilometern ausgegangen. Hinsichtlich 
ihres Strombedarfs sind Elektromotoren auch deutlich 
effizienter als Antriebe mit synthetischen Kraftstoffen. 
Ein Elektrofahrzeug der Kompaktklasse benötigt in 
etwa 18 Kilowattstunden, um 100 Kilometer zurück-
zulegen. Synthetisch betrieben verbraucht das gleiche 
Fahrzeug 115 Kilowattstunden für diese Strecke. Grund 
hierfür sind zusätzliche Umwandlungsverluste bei der 
Herstellung der synthetischen Kraftstoffe aus Strom.42 
Seit 1995 werden im Straßenverkehr auch vermehrt 

biogene Kraftstoffe wie Biodiesel, Pflanzenöl und Bio-
ethanol eingesetzt, um Emissionen zu vermeiden. Im 
Jahr 2020 betrug deren Anteil 6,4 Prozent.

Abbildung 28: Anteile an der Verkehrsleistung 
im Personenverkehr nach Verkehrsmitteln 
(2018)

Abbildung 29: Güterverkehrsleistung nach 
Verkehrsträgern

Quelle: BMVI (2020)
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Bund und die Deutsche Bahn bis 2030 erreichen, die An-
zahl der im Schienenfernverkehr beförderten Personen 
zu verdoppeln. Durch die Erweiterung des elektrifizier-
ten Netzes und die Digitalisierung der Leit- und Sicher-
heitstechnik werden die dafür nötigen Kapazitäts- und 
Effizienzsteigerungen erzielt. Zusätzlich erhält die Bahn 
von 2020 bis 2030 jährlich eine Milliarde Euro für Inves-
titionen in das Bahnsystem. Das Absenken der Mehr-
wertsteuer auf Fernbahntickets auf den ermäßigten Satz 
von sieben Prozent seit Anfang 2020 macht Bahnfahren 
für die Endverbraucher*innen günstiger und damit 
attraktiver. Im Gegenzug wurde die Luftverkehrsabgabe 
seit April 2020 erhöht, um Dumpingpreise bei Flug-
tickets zu verhindern. Der Flugverkehr hat die stärkste 
Klimawirkung der Antriebsarten im Personenverkehr.

Investitionen in den ÖPNV sollen für noch mehr 
Klimaverträglichkeit im Personennahverkehr sorgen. 
Zum Jahr 2021 wurden die Bundesmittel für den 
öffentlichen Nahverkehr auf eine Milliarde Euro pro 
Jahr erhöht. Der Ausbau kommunaler Nahverkehrs-
netze soll dazu führen, dass sich öfter für den ÖPNV 
statt den privaten Pkw entschieden wird. Ab 2025 soll 
der Bundesanteil weiter auf zwei Milliarden Euro jähr-
lich steigen. Die Bundesregierung will erreichen, dass 
bis 2030 die Hälfte aller Stadtbusse elektrisch betrieben 
wird. Daher werden Busflotten mit elektrischen, aber 
auch mit wasserstoff- und biogasbasierten Antrieben 
ab 2025 zusätzlich gefördert. Des Weiteren wird der 
Bund zehn Modell projekte unterstützen, wie beispiels-
weise die Einführung von Jahrestickets für den ÖPNV 
für 365 Euro.

Die klimafreundlichsten Arten, sich fortzubewegen, 
sind mit dem Fahrrad und zu Fuß. Daher sieht das 
Klimaschutzprogramm 2030 auch den Ausbau von 
Radwegen und -parkmöglichkeiten vor. Zudem sollen 
fahrradfreundlichere Rahmenbedingungen geschaffen 
werden – beispielsweise durch ein generelles Halte-
verbot von Kraftfahrzeugen (Kfz) auf Fahrradstreifen. 
Die Sonderprogramme „Stadt“ und „Land“ sollen für 
mehr Chancengleichheit für den Radverkehr sorgen, 
indem unter anderem der Ausbau der Infrastruktur für 
Lasten räder gefördert wird.

Die Emissionen des motorisierten Individualverkehrs 
sollen unter anderem durch Förderung beim Kauf 
von Elektrofahrzeugen und alternativen Kraftstoffen 
reduziert werden. Bis 2030 sollen zwischen sieben und 
zehn Millionen Elektrofahrzeuge in Deutschland zu-

Handlungsfelder und Maßnahmen

Im Vergleich zu 1990 sollen die Treibhausgasemissio­
nen des Verkehrssektors bis 2030 um 48 Prozent auf 
85 Millionen Tonnen CO2­Äquivalente sinken. Die 
Bundesregierung setzt unter anderem auf die Einfüh-
rung einer CO2-Bepreisung, die Stärkung der Bahn und 
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV), den 
Ausbau von Radwegen und die Förderung der Elektro-
mobilität.

Der im Januar 2021 gestartete nationale Emissionshan­
del umfasst auch die Emissionen des Verkehrssektors. 
Wie im Klimaschutzprogramm 2030 festgelegt, wurde 
eine CO2-Bepreisung eingeführt, die fossile Kraftstoffe 
zunächst um drei Cent je Liter verteuert. Die jährliche 
Anhebung des CO2-Preises sorgt dafür, dass klimaschäd-
liche Antriebsarten wie Benzin, Diesel und auch Erdgas 
perspektivisch teurer werden und somit ein höherer 
Anreiz für eine Verbrauchsreduktion und den Einsatz 
emissionsarmer Alternativen besteht. Nach einem Ein-
stiegspreis von 25 Euro pro Tonne steigt der CO2-Preis 
schrittweise auf bis zu 55 Euro im Jahr 2025 an. 

Eisenbahnen und Fernbusse sind die klimafreund­
lichsten Verkehrsträger im Personenfernverkehr. Mit 
einer Investition von 86 Milliarden Euro wollen der 

 

Abbildung 30: Monatliche Pkw-Zulassungen 
im Jahr 2020

Quellen: KBA (2020), KBA (2021)
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gelassen sein. Hierfür wurde der bis zum 31. Dezember 
2025 gültige „Umweltbonus“ für Elektro- oder Brenn-
stoffzellantriebe auf bis zu 6.000 Euro pro Pkw erhöht. 
Im Fall von aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen ist 
eine Kaufprämie von bis zu 4.500 Euro möglich. Bis 
Ende 2021 gilt beim Kauf reiner Elektrofahrzeuge eine 
zusätzliche Innovationsprämie von bis zu 9.000 Euro. 
Zusätzlich gibt es seit Anfang 2020 weitere steuerliche 
Anreize für Elektrofahrzeuge. Auch die Ladeinfra-
struktur soll weiter ausgebaut werden. Bis 2030 sollen 
insgesamt eine Million Ladepunkte zur Verfügung 
stehen (siehe Kapitel 4.3). Private Lademöglichkeiten 
und Ladepunkte an Kundenparkplätzen wurden 2020 
erstmals gefördert. Hierfür wurde 2019 der „Masterplan 
Ladesäuleninfrastruktur“ beschlossen.

Mit einer Reform der Kfz-Steuer wird bei Neuzulas-
sungen ab 2021 die Klimakomponente verschärft. Vor 
dem Hubraum ist sie künftig Hauptgrundlage bei der 
Berechnung der Kfz-Steuer.

Auch im Güterverkehr fördert die Bundesregierung 
emissionsarme Antriebe. Schienenverkehr gefolgt von 
Binnenschifffahrt sind die klimafreundlichsten Güter-
transportmittel. Die Modernisierung des Schienen-
netzes soll auch dem Güterverkehr zugutekommen. 
So sollen künftig mehr Güter mit Zügen anstelle von 
Lkw transportiert werden. Der „Masterplan Binnen-
schifffahrt“ des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) sieht die Modernisierung 
und Digitalisierung der Wasserstraßeninfrastruktur vor. 

Eine Umstellung auf elektrische Antriebe oder strom­
basierte Kraftstoffe soll den Straßengüterverkehr 
klimaverträglicher gestalten. Bis 2030 soll deren Anteil 
etwa ein Drittel der Fahrleistung betragen. Dafür sollen 
die Beschaffung von Lkw mit alternativen, klimascho-
nenden Antrieben einschließlich Wasserstofftechno-
logien und der Ausbau der dafür nötigen Tank- und 
Lade infrastruktur gefördert werden. Das BMU unter-
stützt zudem drei Pilotversuche zur Prüfung der 
Praxistauglichkeit von Oberleitungs-Lkw. 

Auch auf europäischer Ebene wirken Ziele und 
Richtlinien für den Anteil erneuerbarer Energien 
und die CO2­Intensität im Verkehrssektor. So gelten 
beispielsweise Flottenziele für Autofirmen hinsichtlich 
der durchschnittlichen CO2-Emissionen ihrer Neu-
zulassungen. Bis 2021 müssen die CO2-Emissionen 
neuer Pkw auf 95 Gramm CO2 pro Kilometer reduziert 

werden. Zwischen 2021 und 2030 ist eine Senkung um 
weitere 37,5 Prozent vorgeschrieben. Im Schnitt lag 
der Wert im Jahr 2018 in Deutschland bei 130, in der 
EU bei 120 Gramm CO2 pro Kilometer.43 Für leichte 
Nutzfahrzeuge wie Transporter gilt seit 2020 ein Grenz-
wert von 147 Gramm CO2 pro Kilometer. Zwischen 
2021 und 2030 muss der Wert um weitere 31 Prozent 
reduziert werden. Auch Lkw-Firmen sind ab 2025 
erstmals von den Flottenzielen betroffen. Der durch-
schnittliche CO2-Ausstoß muss bis dahin um 15 Pro-
zent und bis 2030 um 30 Prozent sinken (verglichen mit 
der Referenzperiode von Juli 2019 bis Juni 2020). Die 
Flottenziele können über Effizienzsteigerung und über 
einen wachsenden Anteil von Elektrofahrzeugen an der 
Flotte erreicht werden. Werden die Zielwerte nicht ein-
gehalten, kommen Strafzahlungen zum Tragen. 

Die EU-Verkehrsminister*innen konnten sich im 
Dezember 2020 auf eine Reform der Eurovignetten-
Richtlinie einigen. Die Höhe der Lkw-Maut auf euro-
päischen Fernstraßen soll sich ab 2023 am CO2-Ausstoß 
orientieren.

-11 % Die Emissionen des 
Verkehrssektors 
sanken von 1990 bis 
2020 um elf Prozent.

 

Abbildung 31: Monatliche Zulassungen 
von Elektrofahrzeugen im Jahr 2020

Quellen: KBA (2020), KBA (2021)
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3.5 Gebäude

Emissionsentwicklung

Der Gebäudebereich hatte im Jahr 2020 einen Anteil 
von 16 Prozent an den Gesamtemissionen in Deutsch­
land. Der Gebäudebereich umfasst sowohl private 
Haushalte als auch die Emissionen aus Gewerbe, Han-
del und Dienstleistungen. Die Emissionen des Sektors 
sanken von 2019 bis 2020 um knapp drei Prozent auf 
120 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Gegenüber 
dem Basisjahr 1990 entspricht das einer Reduktion von 
43 Prozent (Abbildung 32).

Ein Großteil der Emissionen im Gebäudebereich ent-
steht durch die Verbrennung von fossilen Energieträ-
gern, vorwiegend Gas, zur Bereitstellung von Raum-
wärme und Warmwasser (Abbildungen 33 und 34). 
Nach dem Quellprinzip werden Emissionen, die bei der 
Versorgung des Gebäudesektors mit Strom und Wärme 
durch Unternehmen der öffentlichen Versorgung 
entstehen (also insbesondere Fernwärme), der Energie-
wirtschaft zugeordnet und als indirekte Emissionen 
bezeichnet. Berücksichtigt man neben den direkten 
Emissionen des Gebäudebereichs auch diese indirekten 
Emissionen, die in der Energiewirtschaft anfallen, ist 
der Anteil des Gebäudebereichs an den Emissionen 
etwa doppelt so hoch und macht fast ein Drittel der 
Gesamtemissionen in Deutschland aus. 

Das Wetter beeinflusst den Energieverbrauch und 
damit die Emissionen. Bei höheren Temperaturen 
wird weniger geheizt. Dies ist besonders relevant, da die 
Bereitstellung von Raumwärme zu etwa zwei Dritteln 
für die Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor ver-
antwortlich ist. Der Treibhausgasausstoß des Gebäude-
bereichs schwankt aufgrund unterschiedlicher Witte-
rungsbedingungen von Jahr zu Jahr stärker, als dies in 
anderen Sektoren der Fall ist (Abbildung 15). 

Wärmere Winter sind sogar eine Hauptursache für 
den Emissionsrückgang im Gebäudesektor. Seit dem 
Jahr 2010 sind die Treibhausgasemissionen im Wohn-
gebäudesektor um rund 21 Prozent gesunken. Jedoch 
ist dieser Rückgang zum größten Teil auf die wärme-
ren Winter zurückzuführen. Temperatur- und witte-
rungsbereinigt sind die Emissionen im vergangenen 
Jahrzehnt lediglich um knapp drei Prozent zurückge-
gangen.44

 

 Abbildung 32: Emissionsentwicklung Gebäude

Abbildung 33: Endenergieverbrauch nach 
Energieträgern Gebäude (2019)

Abbildung 34: Endenergieverbrauch nach 
Anwendungsbereichen Gebäude (2019)

*Schätzung  **Minderungsziel gegenüber 1990

Quelle: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)
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Handlungsfelder und Maßnahmen

Für die Erreichung der Treibhausgasneutralität bis 
zum Jahr 2045 sind im Gebäudebestand umfassende 
Anstrengungen nötig. Zentrale Handlungsfelder sind 
Energieeffizienzmaßnahmen zur Verringerung des 
Energieverbrauchs sowie die Deckung des verbleiben-
den Energiebedarfs aus erneuerbaren Energien. 

Energetische Sanierungen senken den Endenergie­
verbrauch eines Gebäudes erheblich. Neubauten und 
vollsanierte Gebäude weisen einen deutlich gerin-
geren Energieverbrauch auf als un- oder teilsanierte 
Gebäude (Abbildung 35). Zu Sanierungsmaßnahmen 
zählen Dämmmaßnahmen bei Dächern, Wänden und 
Fenstern, die Erneuerung der Wärmeerzeuger und die 
Umstellung auf erneuerbare Energien wie elektrische 
Wärmepumpen, Erdwärme und Solarthermie sowie die 
Einbindung unvermeidbarer Abwärme. 

Die Wärmewende kam bisher zu langsam voran. Grund 
dafür waren unter anderem fehlende Anreizstrukturen 
für tiefgreifende Sanierungsmaßnahmen. Mit dem 
Klima schutzprogramm 2030 hat die Bundes regierung 
hier eine Kehrtwende eingeläutet und einen starken 
Impuls für Klimaschutz im Gebäudebereich gegeben. 
Der seit Januar 2021 geltende CO2-Preis des nationalen 
Emissionshandels setzt auch für den Gebäudesektor 
Anreize für Effizienzmaßnahmen und einen Wechsel 

zu emissionsärmeren Heizungen. Die Förderung 
im Gebäudebereich wurde als „Bundesförderung 
für effiziente Gebäude“ gebündelt, vereinfacht und 
deutlich aufgestockt. Allein im ersten Halbjahr 2020 
wurden hierdurch Investitionen im Umfang von 
bis zu 38,5 Milliarden Euro ausgelöst.45 Energetische 
Sanierungen werden nun zudem auch steuerlich 
gefördert und die Energieberatung wird ausgeweitet. 

Dennoch wird mit den bisher beschlossenen Maßnah-
men das Sektorziel im Jahr 2030 voraussichtlich 
um rund 8 bis 17 Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lente verfehlt.46 Es sind also weitere Maßnahmen 
nötig, um die gesetzten Ziele zu erreichen. In einem 
Positionspapier empfiehlt das Umweltbundesamt 
beispielsweise konkrete ergänzende Instrumente 
in einem Dreiklang aus Fordern, Fördern und In-
formieren, die als Diskussionsgrundlage für weitere 
Klimaschutzprogramme dienen können. Das Sofort-
programm 2022 setzt hier an. Mit 4,5 Milliarden Euro 
soll mehr als die Hälfte des Programms als zusätzliche 
Förderung für die energetische Gebäudesanierung 
eingesetzt werden.

-43 % Die Emissionen des 
Gebäudesektors 
sanken von 1990 bis 
2020 um 43 Prozent.

Abbildung 35: Wohngebäude und ihr Heizenergieverbrauch nach Sanierungsstand

Quelle: co2online (2020)
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3.6 Landwirtschaft

Emissionsentwicklung

Der Landwirtschaftssektor hatte 2020 mit 66 Millio­
nen Tonnen CO2­Äquivalente einen Anteil von neun 
Prozent an den deutschen Gesamtemissionen. Im 
Vergleich zum Vorjahr gingen die landwirtschaftlichen 
Emissionen um rund zwei Prozent zurück. Bezogen auf 
das Basisjahr 1990 konnten die Emissionen des Sektors 
um 24 Prozent reduziert werden (Abbildung 36). 

Der bislang deutlichste Rückgang der Emissionen 
erfolgte direkt nach 1990. Er ist im Wesentlichen auf 
die Abnahme der Tierbestände in den neuen Bundes-
ländern unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
zurückzuführen. Zusätzliche Emissionsminderung 
leisteten Flächenstilllegungen und Verbesserungen des 
Düngemittelmanagements. In den letzten 25 Jahren 
haben sich die jährlichen Emissionen der Landwirt-
schaft jedoch nur geringfügig verändert. 

Im Gegensatz zu anderen Sektoren hat CO2 nur einen 
geringen Anteil an den Treibhausgasemissionen der 
Landwirtschaft (13 Prozent im Jahr 2020). Der Groß-
teil der Emissionen tritt hier in Form von Methan 
und Lachgas auf (46 und 42 Prozent im Jahr 2020). Die 
Landwirtschaft allein verursacht rund 63 Prozent der 
gesamten Methan- und 81 Prozent der Lachgasemissio-
nen in Deutschland. Methan ist rund 25-, Lachgas etwa 
300-mal klimaschädlicher als CO2.

Die meisten Emissionen entstanden 2019 durch die 
landwirtschaftliche Nutzung von Böden (Abbildung 37). 
Die Bewirtschaftung organischer Böden sowie der Ein-
satz von mineralischen Düngemitteln und organischem 
Wirtschaftsdünger setzen Lachgas frei. Methan wird 
hauptsächlich bei Verdauungsvorgängen von Wieder-
käuern, vor allem von Rindern und Milchkühen, aber 
auch bei der Lagerung und Ausbringung von tierischem 
Wirtschaftsdünger wie etwa Gülle und Festmist frei-
gesetzt. Ein Großteil der genannten Emissionen ist 
auf Tierhaltung zurückzuführen. Die Tierhaltung 
verursacht damit insgesamt über 60 Prozent der 

-24 % Die Emissionen der 
Landwirtschaft 
sanken von 1990 bis 
2020 um 24 Prozent.

landwirtschaftlichen Emissionen und etwa fünf Prozent 
der Gesamtemissionen Deutschlands.47

Handlungsfelder und Maßnahmen

Die Landwirtschaft ist von den Folgen des Klima­
wandels besonders betroffen. Mancherorts bedrohen 
Wassermangel und Hitzestress bereits die Existenzen von 
Landwirt*innen. In den Jahren 2018 und 2019 machten 
sich die Folgen extremer Dürre bemerkbar. Neben Ernte-
ertragseinbußen entstanden Engpässe in der Futterver-
sorgung. Dies könnte ein Grund für die Reduzierung der 
Tierbestände, vor allem in der Rinderhaltung, gewesen 
sein.48 Auch der Rückgang der durchschnittlichen 
Bodenfeuchte stellt die Landwirtschaft vor besondere 
Herausforderungen (Abbildung 38). Sie muss nachhaltige 
und widerstandsfähige Pflanzenbausysteme entwickeln. 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels spielt daher 
auch im Landwirtschaftssektor eine zentrale Rolle.

Im Jahr 2030 sollen die jährlichen Treibhausgasemis­
sionen gemäß Klimaschutzgesetz bei maximal 56 Mil­
lionen Tonnen CO2­Äquivalente liegen. Das bedeutet 
ein Reduktionsziel von 36 Prozent gegenüber 1990. Für 
das Klimaschutzprogramm 2030 wurde ein Maßnah-
menpaket entwickelt, das unter anderem auf eine er-
höhte Stickstoffeffizienz, die Vergärung von tierischen 

 

Abbildung 36: Emissionsentwicklung Land-
wirtschaft

*Schätzung  **Minderungsziel gegenüber 1990

Quelle: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)
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Wirtschaftsdüngern und landwirtschaftlichen Rest-
stoffen, den Ausbau des Ökolandbaus, emissions ärmere 
Tierhaltung und erhöhte Energieeffizienz abzielt. Das 
Paket enthält zusätzlich Maßnahmen zum Erhalt der 
Kohlenstoffspeicherfunktion landwirtschaftlicher 
Böden (siehe Kapitel 3.8). 

Indem Stickstoffüberschüsse gesenkt und die Stick-
stoffverwertung weiter verbessert werden, kann die 
Düngeeffizienz erhöht werden. Im Mai 2020 trat die 
überarbeitete Düngeverordnung in Kraft, eine weitere 
Novellierung des Düngerechts ist für 2021 geplant. In 
Zukunft sollen damit Nährstoffe effizienter eingesetzt 
und die Nitratgehalte im Grundwasser reduziert wer-

den. Zusätzlich sollen Ammoniak- und Lachgasemis-
sionen weiter gemindert werden.

Der ökologische Landbau ist auf die Fläche bezogen 
emissionsärmer, da hier keine Mineraldünger verwendet 
werden, deren Erzeugung Treibhausgase verursachen. 
Auch die Humusgehalte sind in ökologisch bewirtschaf-
teten Böden häufig höher. Ziel der Bunderegierung ist 
es, bis 2030 den Anteil des Ökolandbaus an der gesamten 
landwirtschaftlich genutzten Fläche von derzeit acht 
Prozent (Stand 2019) auf 20 Prozent zu steigern.49

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU hat erheb­
lichen Einfluss auf Klimaschutz in der Landwirtschaft. 
Auch in der neuen Förderperiode wird die Zwei-Säulen-
Struktur der GAP beibehalten. Die erste Säule sieht 
vornehmlich an die Fläche gebundene Direktzahlungen 
für Landwirt*innen vor. Mit erhöhten verpflichtenden 
Mindeststandards und dem neuen Instrument der Öko-
regelungen soll dem Schutz des Klimas und der Umwelt 
künftig stärker Rechnung getragen werden. Die Mitglied-
staaten werden für die Jahre 2023 bis 2027 mindestens 
25 Prozent der Mittel der Direktzahlungen in Umwelt- 
und Klimaschutzmaßnahmen investieren müssen, wobei 
in den ersten beiden „Lernjahren“ eine Untergrenze 
von 20 Prozent gilt. Über die zweite Säule, die länd-
liche Entwicklungspolitik, wird aber auch in der neuen 
Förderperiode der Großteil der über die GAP finanzierten 
Klimaschutzmaßnahmen, zum Beispiel Wiedervernäs-
sungsmaßnahmen, gefördert werden. Die nationale Um-
setzung der GAP erfolgt über nationale Strategiepläne, 
die der EU-Kommission zur Genehmigung vorzulegen 
sind. Entscheidend ist nun, diese ambitioniert im Sinne 
von Umwelt- und Klimaschutz auszugestalten. 

Abbildung 37: Emissionsquellen Landwirt-
schaft ohne CO2 aus Biomasse (2019)

 

 

Abbildung 38: Bodenfeuchte bei Winterweizen auf leichten Böden in Deutschland

Quelle: UBA (2021a)

36,7 %

34,9 %

12,9 %

9,0 %

3,4 %

3,1 %

Landwirtschaftlicher
Boden

Verdauung bei
Wiederkäuern

Düngewirtschaft

Stationäre & mobile 
Feuerung (Stallungen,
Gewächshäuser etc.)
sowie landwirtschaft-
licher Verkehr

Sonstige

Kalkung

Quelle: DWD (2020b)

Bo
de

nf
eu

ch
te

 in
 P

ro
ze

nt
 

in
 n

ut
zb

ar
er

 F
el

dk
ap

az
itä

t 90

80

70

60

50

1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020

Vieljähriger Mittelwert (1961 bis 1990): 72,7 % nutzbare Feldkapazität
Linearer Trend (1961 bis 2020): -15,9 % nutzbare Feldkapazität

Gebietsmittel



44 KLIMASCHUTZ IN ZAHLEN | 3.7 Abfall- und Kreislaufwirtschaft

3.7 Abfall- und Kreislaufwirtschaft

Emissionsentwicklung

Die Treibhausgasemissionen der Abfall­ und Kreis­
laufwirtschaft lagen im Jahr 2020 bei neun Millionen 
Tonnen CO2­Äquivalente (Abbildung 39). Im Vergleich 
zum Vorjahr sanken die Emissionen um vier Prozent. 
Insgesamt emittiert der Sektor nur 1,2 Prozent der 
klimarelevanten Treibhausgase in Deutschland. Dabei 
ist der Großteil der sektorspezifischen Emissionen auf 
Deponiegase und die Abwasserbehandlung zurückzu-
führen (Abbildung 40).

In den vergangenen 30 Jahren sind die Emissionen 
in der Abfall- und Kreislaufwirtschaft um 77 Prozent 
gesunken. Dafür verantwortlich sind vor allem der Aus-
stieg aus der Deponierung unbehandelter Siedlungs-
abfälle sowie die verstärkte stoffliche und energetische 
Nutzung der Abfälle. 

In Deutschland fällt heute nur noch halb so viel 
Restmüll an wie noch vor 35 Jahren. Dadurch werden 
natürliche Rohstoffe geschont. Dies schützt auch das 
Klima, da beim Recycling weniger Energie benötigt 
wird als bei der Neugewinnung von Rohstoffen. Die 
effiziente energetische Nutzung der verbleibenden 
Restabfallmengen in Kraftwerken trägt ebenfalls zum 
Klimaschutz bei, weil dadurch fossile Brennstoffe zur 
Energieerzeugung ersetzt werden. Diese Einsparun-
gen werden jedoch aufgrund des Quellprinzips den 
Industrie- und Energiesektoren gutgeschrieben und 
nicht der Abfallwirtschaft. 

Die Reduktion von Methanemissionen aus Deponien 
leistet den größten Beitrag zum Klimaschutz im Ab­
fallsektor. Insbesondere das Verbot der Deponierung 
von unbehandelten organischen Siedlungsabfällen 
im Jahr 2005 spielte eine zentrale Rolle. Einen weite-
ren Beitrag liefern Deponiebetriebe, die einen Teil des 
Deponiegases, dessen Hauptbestandteil Methan ist, 
auffangen und energetisch nutzen.

Handlungsfelder und Maßnahmen

Die Abfallwirtschaft ist der erste Wirtschaftssektor, 
für den eine konkrete Strategie zur Emissions­
minderung vorliegt. Die deutschen Deponiebetriebe 
haben sich dazu verpflichtet, die Treibhausgasemissio-
nen aus Deponien deutlich zu senken. Damit sollen die 
Ziele des Klimaschutzprogramms 2030 erreicht werden. 
Bis zum Jahr 2027 soll der Austritt des klimaschäd-
lichen Methans schrittweise um eine Million Tonnen 
CO2-Äquivalente gemindert werden. Insgesamt würde 

-77 % Die Emissionen der 
Abfall- und Kreis-
lauf wirt schaft sanken 
von 1990 bis 2020 um 
77 Prozent.

 

Abbildung 40: Emissionsquellen Abfall- und 
Kreislaufwirtschaft ohne CO2 aus Biomasse 
(2019)

Abbildung 39: Emissionsentwicklung Abfall- 
und Kreislaufwirtschaft

*Schätzung  **Minderungsziel gegenüber 1990

Quelle: UBA (2021a), Bundesregierung (2021)
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Bei den meisten Verpackungsabfällen liegen die stoff-
lichen Verwertungsquoten bei über 80 Prozent (Abbil-
dung 41). Bei Kunststoff und Holz müssen die Quoten 
bis Ende 2030 auf 55 beziehungsweise 30 Prozent gestei-
gert werden, um die Zielvorgaben der EU-Verpackungs-
richtlinie zu erreichen.

Die EU­Ökodesign­Richtlinie stellt Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung von Produk­
ten. Die bereits 2005 eingeführte Richtlinie reguliert 
22 Produktgruppen, darunter Waschmaschinen, 
Kühlschränke, Monitore und Beleuchtung. Für diese 
Produktgruppen werden im Rahmen einzelner Durch-
führungsmaßnahmen Mindestanforderungen an die 
Energie- und Ressourceneffizienz gestellt. Werden diese 
Anforderungen nicht erfüllt, dürfen die Produkte nicht 
in der EU verkauft werden. 

Zunehmend steht auch die Recyclingfähigkeit und 
Reparierbarkeit von Produkten im Fokus. Beispiels-
weise müssen einige Produktgruppen zukünftig auch 
mit herkömmlichen Werkzeugen auseinanderzubauen 
sein. Damit wird sichergestellt, dass sie nicht nur von 
professionellen Reparaturbetrieben oder den Herstel-
ler*innen repariert werden können, sondern auch von 
Verbraucher*innen. 

die Abfallwirtschaft so ihre Treibhausgasemissionen 
gegenüber 1990 um die angestrebten 90 Prozent bis 
2030 senken. 

Das BMU unterstützt die Maßnahmen zur Emissions­
minderung in der Abfallwirtschaft im Rahmen der 
NKI. Seit dem 1. Juli 2019 fördert die NKI Maßnahmen, 
die zu einer optimierten Gasfassung auf Deponien 
beitragen. So kann ein größerer Anteil der Deponiegase 
zur nachhaltigen Energiegewinnung genutzt werden. 
Zudem werden für ältere Deponien, die nur noch eine 
geringe Gasbildung aufweisen, Deponiebelüftungs-
projekte gefördert. Damit kann die Methanbildung 
unterbunden werden. Das BMU unterstützt diese Maß-
nahmen mit 27 Millionen Euro.

Im Oktober 2020 trat das novellierte Kreislaufwirt­
schaftsgesetz in Kraft. Damit wurde die Abfallrahmen-
richtlinie der Europäischen Union umgesetzt. Bei-
spielsweise werden Recyclingquoten für bestimmte 
Abfallarten erhöht und die Deponierung von Abfällen 
reduziert. Zudem werden die Getrenntsammlungs-
pflichten, insbesondere für Bioabfälle, verschärft und 
ausgedehnt. Künftig sollen außerdem Sperrmüll und 
gefährliche Abfälle sowie ab 2025 auch Textilien aus 
privaten Haushalten konsequent getrennt gesammelt 
werden. 

Als wichtigen Baustein des Europäischen Grünen 
Deals hat die Europäische Kommission den Aktions­
plan für die Kreislaufwirtschaft auf den Weg ge­
bracht. Dabei wird ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt, 
der den gesamten Lebenszyklus von der Produkt-
gestaltung über Produktionsprozesse und nachhaltigen 
Konsum bis hin zur Abfallwirtschaft und der erweiter-
ten Herstellerverantwortung berücksichtigt. Effektive 
Kreislaufwirtschaft verringert den Druck auf natürliche 
Ressourcen und ist damit eine Voraussetzung, um das 
Ziel der Klima neutralität bis 2045 zu erreichen. 

Die Maßnahmen des Aktionsplans konzentrieren sich 
auf die Bereiche, in denen die meisten Ressourcen ge-
nutzt werden. Dazu zählen Elektronik, Batterien und 
Fahrzeuge, Verpackungen und Kunststoffe, Textilien, 
Lebensmittel sowie Bauwesen und Gebäude. Dort 
besteht das höchste Kreislaufpotenzial. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt auf der Vermeidung von Abfall und 
seiner Umwandlung und Weiternutzung als hochwerti-
ger Sekundärrohstoff. 

 

Abbildung 41: Verwertung von Verpackungs-
abfällen in Deutschland (2018)

%

Quelle: UBA (2020g)
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3.8 Landnutzung, Landnutzungs-
änderung und Forstwirtschaft 
(LULUCF)

Emissionsentwicklung

Der LULUCF­Sektor wirkt insgesamt als Senke für 
Treibhausgase in Deutschland. Während bestimmte 
Landnutzungsformen derzeit mehr Treibhausgase aus-
stoßen als einbinden und als sogenannte Netto-Quel-
len wirken, sorgen andere für mehr Einbindung als 
Ausstoß von Treibhausgasen und wirken dadurch als 
sogenannte Netto-Senken (Abbildung 42). Die Differenz 
aus freigesetzten und eingebundenen Treibhausgasen 
ergibt die Emissionsbilanz des Sektors. Im Jahr 2020 
lag die Emissionsbilanz des LULUCF-Sektors bei minus 
16,5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente (Abbildung 
43). Die Waldschäden der vergangenen Jahre sind hierin 
bereits teilweise über Holzeinschlagsstatistiken berück-
sichtigt. Eine abschließende Verifizierung wird erst mit 
der nächsten Bundeswaldinventur möglich sein.

Die meisten Landnutzungsformen setzen derzeit 
mehr Emissionen frei als durch sie eingebunden wer­
den. Kohlendioxidemissionen entstehen zum Beispiel 
durch die landwirtschaftliche Nutzung von Böden, im 
Wesentlichen auf entwässerten Moorstand orten (siehe 
Infobox) sowie bei Abholzung.50 Die größten Senken 
sind Wälder (Abbildung 42). 2017 waren insgesamt 
1,23 Milliarden Tonnen Kohlenstoff in deutschen 
Wäldern gebunden.51 Prognosen zufolge könnte die 
Senkenleistung der Wälder aufgrund der Altersstruktur 
der Waldbestände und witterungsbedingter Waldschä-
den sowie infolge von Änderungen in der Holznutzung 
zurückgehen.

Möglicherweise verstärkend wirken sich dabei die 
sturm­ und dürrebedingten Störungen in deutschen 
Wäldern seit 2018 aus. Kräftige Stürme im Herbst 2017 
und Frühjahr 2018 sowie die trockenen Jahre 2018 bis 
2020 waren unter anderem ursächlich für eine Massen-
vermehrung von Schadinsekten und haben zu massi-
ven ökonomischen Waldschäden geführt. Expert*in-
nen gingen Ende Juni 2020 von einem Schadholzanfall 
in Höhe von 178 Millionen Kubikmeter aus und schätz-
ten die gestörte Waldfläche auf 285.000 Hektar.52

Handlungsfelder und Maßnahmen

Die LULUCF­Ziele leisten einen zusätzlichen Beitrag 
zum Klimaschutz. So kann ab dem Jahr 2045 Treib­
hausgasneutralität erreicht werden. Im Jahr 2030 soll 

 

Abbildung 42: Emissionsquellen und -senken 
LULUCF (2019)

Abbildung 43: Emissionsentwicklung LULUCF

Quelle: UBA (2021a)
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der LULUCF-Sektor eine Emissionsbilanz von min-
destens minus 25 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente 
aufweisen. Im Jahr 2040 soll dieser Wert bei mindestens 
minus 35 und im Jahr 2045 bei mindestens minus 40 
Millionen Tonnen CO2-Äquivalente liegen. Maßnah-
men zur Zielerreichung sind vor allem die Wiederver-
nässung von Moorböden und die Stabilisierung der 
Waldsenke auf dem Niveau der letzten Jahre. 

Die LULUCF­Verordnung der EU schafft Anreize, die 
Klimawirkung des Sektors zu verbessern. Jeder EU-
Mitgliedstaat vergleicht die reale Kohlendioxid-Einbin-
dung von Wäldern und Böden mit in der Verordnung 
definierten Vergleichsmaßstäben. Eine Abnahme der 
Kohlendioxid-Einbindung gegenüber dem Vergleichs-
maßstab resultiert in Lastschriften, eine Zunahme in 

Gutschriften. Lastschriften müssen durch zusätzlichen 
Klimaschutz ausgeglichen werden. 

Aufgrund seiner zentralen Bedeutung für den Klima­
schutz wird der Schutz des Waldes besonders geför­
dert. Der durch das BMU und das Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) eingerichte-
te Waldklima fonds fördert den Erhalt und Ausbau des 
Waldes als Kohlenstoffsenke und unterstützt Maßnah-
men zur Anpassung der Wälder an den Klimawandel. 
Aufgrund vieler Waldbrände in den vergangenen Jah-
ren werden seit Mai 2020 beispielsweise 22 Forschungs- 
und Modellvorhaben im Bereich Waldbrandprävention 
und -bewältigung umgesetzt und mit 11,3 Millionen 
Euro finanziert. 

Moore und Klimaschutz

Global gesehen wirken Moore als Kohlenstoff-
senken. Sie nehmen jährlich zwischen 150 und 
250 Millionen Tonnen CO2 auf. Moore machen 
nur drei Prozent der von Land bedeckten Erd-
oberfläche aus, in ihren Torfschichten ist jedoch 
ein Drittel des landgebundenen Kohlenstoffvor-
rats gespeichert. Damit speichern sie weltweit un-
gefähr doppelt so viel Kohlenstoff wie Wälder.53

Ob Moore Emissionen speichern oder freigeben, 
hängt von ihrem Wasserstand ab (Abbildung 44). 
Natürliche Moore wirken als CO2-Senken. Wird der 
aus abgestorbenen Pflanzenteilen bestehende Torf 
jedoch durch Entwässerung freigesetzt, zersetzt er 
sich und stößt CO2 und zu geringen Anteilen auch 
Lachgas aus. Eine Senkung des durchschnittlichen 
Wasserstands um nur zehn Zentimeter führt zu 
einer Steigerung der CO2-Emissionen um rund 
fünf Tonnen CO2 pro Hektar und Jahr.54

Landwirtschaftlich genutzte Moore zählen zu 
Hotspots für Treibhausgase. Sie machen nur 
7 Prozent der Fläche landwirtschaftlicher Böden 
aus. Auf ihnen entstehen aber ungefähr 90 Pro-
zent der Bruttotreibhausgasemissionen land-
wirtschaftlicher Böden.55

Durch das Anheben des Wasserstands können die 
Treibhausgasemissionen reduziert werden. Die 
Höhe der Emissionsminderung durch Wieder-
vernässung hängt jedoch von der vorherigen Nut-
zungsart ab. Als Acker genutzte entwässerte Moore 
stoßen nach Wiedervernässung 26 Tonnen CO2-
Äquivalente pro Hektar und Jahr weniger aus.56

i

Abbildung 44: Einfluss des Wasserstands auf 
die Treibhausgasemissionen aus Moorböden

Quelle: BMEL (2011) nach Drösler et al. (2008)
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Deutschland stellt die Weichen für den Weg in eine treibhausgasneutrale Gesellschaft. Dieser Wandel ist bereits heute 
technisch möglich. Es kommt darauf an, ihn ohne gesellschaftliche und wirtschaftliche Brüche gemeinsam zu gestalten.

Zusammenfassung

4. Auf dem Weg in die treibhausgasneutrale 
Wirtschaft und Gesellschaft

Die Transformation zu einer treibhausgasneutralen Gesellschaft ist Chance und Treiber für wirtschaft­
liche Innovationen. Der globale Markt für Umwelt- und Klimatechnologien wächst Prognosen zufolge 
bis zum Jahr 2030 um 7,3 Prozent pro Jahr.

Klimaschutz schafft Arbeitsplätze. Derzeit sind etwa 1,5 Millionen der rund 45 Millionen Erwerbstätigen 
in Deutschland unmittelbar im Klimaschutz tätig. Die Beschäftigtenzahl in den betreffenden Branchen 
soll in den kommenden Jahren um jährlich 6,8 Prozent ansteigen.

Um den Wandel zu ermöglichen, werden nachhaltige Infrastrukturen geschaffen. So wird etwa der 
Ausbau von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge vorangetrieben und das Stromnetz an den weiteren Aus-
bau von erneuerbaren Energien angepasst.

Bürger*innen können ihren ökologischen Fußabdruck durch nachhaltige Konsumentscheidungen ver-
ringern. Die reichsten zehn Prozent der Weltbevölkerung verursachen die Hälfte der weltweiten Treibhaus-
gasemissionen und tragen damit eine besondere gesellschaftliche Verantwortung für den Klimaschutz.

Auch Investitionen müssen an Kriterien gekoppelt werden, die sicherstellen, dass sie im Einklang mit den 
Klimazielen stehen. Im Jahr 2020 stieg der Anteil des nachhaltigen Anlagevolumens weiter an.
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4.1 Wirtschaft und Innovation
Der Wandel zur treibhausgasneutralen Gesellschaft ist 
machbar und bringt Vorteile für Wirtschaft und Ge­
sellschaft. Eine aktive Klimapolitik hat positive Effekte 
über das Klima und die Gesellschaft hinaus. Klima-
schutz bietet auch die Möglichkeit, neue, nachhaltige 
Wertschöpfungsketten und Arbeitsplätze zu schaffen 
sowie neue Exportmärkte zu erschließen. Klimaschutz 
und Wirtschaftswachstum sind kein Widerspruch, son-
dern unterstützen und verstärken sich gegenseitig.

Ein Indikator für das Gelingen des Wandels zu einer 
treibhausgasneutralen Gesellschaft ist die Entkopplung 
des Wirtschaftswachstums, gemessen am Brutto-
inlandsprodukt, von den Treibhausgasemissionen. 
Deutschland ist hier bereits auf einem guten Weg. 
Seit 1990 ist die deutsche Wirtschaft um 48 Prozent 
gewachsen, während die Treibhausgasemissionen im 
gleichen Zeitraum um 41 Prozent gefallen sind (Abbil-
dung 45). Dieser Trend zeigt sich auch in der Energie-
produktivität, die das Verhältnis von Bruttoinlands-
produkt zu Energieverbrauch misst. Seit 1990 ist die 
Energieproduktivität um 89 Prozent gestiegen. 

Klimaschutz schafft Zukunftsmärkte. Für den not-
wendigen Wandel spielen innovative Technologien eine 
Schlüsselrolle. Die zur Erreichung der internationalen 
Klimaziele nötige Transformation ist mit heute verfüg-
baren Technologien zu großen Teilen bereits umsetzbar. 
Die Einführung dieser Technologien benötigt jedoch 
wirksame Anreize und gezielte Investitionen. 

Umwelt­ und Klimatechnologien (GreenTech) sind 
bereits heute ein wichtiges Standbein der deutschen 
Wirtschaft. GreenTech-Märkte werden künftig weiter 
an Bedeutung gewinnen und ihr Volumen bis zum 
Jahr 2030 voraussichtlich verdoppeln. Die GreenTech-
Branche profitiert dabei von günstigen Rahmenbe-
dingungen. Neben der EU erklären eine zunehmende 
Anzahl an bedeutenden Volkswirtschaften wie China, 
Japan und Südkorea Klimaneutralität zu ihrem Ziel. 
Die entsprechenden politischen Strategien wie der 
Europäische Grüne Deal läuten somit eine Ära der öko-
logischen Modernisierung ein. 

Für den globalen GreenTech-Markt wird bis zum 
Jahr 2030 ein jährliches Wachstum von 7,3 Prozent 
prognostiziert. Das deutsche Marktvolumen soll mit 
8,1 Prozent pro Jahr sogar noch stärker wachsen und 

bis 2030 auf 856 Milliarden Euro ansteigen (Abbildung 
46). Die Energieeffizienz ist nach wie vor sowohl global 
als auch national der größte grüne Leitmarkt und wird 
es den Prognosen zufolge auch bleiben. In Deutsch-
land soll das Marktvolumen der Energieeffizienz von 
2020 bis 2030 von 117 auf 266 Milliarden Euro anstei-
gen. Andere Bereiche holen jedoch auf und gewinnen 
zunehmend an Bedeutung. Starke Zuwächse werden 
etwa für die Leitmärkte Nachhaltige Mobilität sowie 
Umweltfreundliche Erzeugung, Speicherung und Ver-
teilung von Energie erwartet.

GreenTech „made in Germany“ genießt weltweit gro-
ßes Ansehen und begründet die starke Exportposition 
der deutschen Branche. Während Deutschlands Anteil 
an der globalen Wirtschaftsleistung bei rund drei Pro-
zent liegt, haben deutsche Unternehmen einen Anteil 
von 14 Prozent am Weltmarkt für Umwelttechnik und 
Ressourceneffizienz. Europa ist für deutsche Green-
Tech-Anbietende weiterhin der wichtigste Absatz-
markt. Doch neben den engen Handelskooperationen 
mit Russland und China werden auch Brasilien, Mexi-
ko, Kanada, Japan und Südkorea als nichteuropäische 
Exportländer immer wichtiger. Eine Herausforderung 
für deutsche Anbietende wird in den kommenden 
Jahren darin bestehen, die guten Marktpositionen zu 
halten und sich gegenüber wachsender Konkurrenz, 
insbesondere aus China und den USA, zu behaupten.57

4.1 Wirtschaft und Innovation | KLIMASCHUTZ IN ZAHLEN

 

Abbildung 45: Entkopplung von Wirtschafts-
wachstum und Treibhausgasemissionen in 
Deutschland
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Der Leitmarkt Nachhaltige Mobilität ist ein gutes Bei-
spiel dafür, wie sich die deutsche GreenTech- Branche 
erfolgreich als Vorreiterin beim Aufbau zukunftsorien-
tierter Wirtschaftsbereiche positioniert und damit 
Deutschlands Rolle als globaler Treiber für Innovation 
unterstreicht. Es sind zunehmend integrative und sys-
temische Lösungen gefordert, die mit ganzheitlichen 
Ansätzen von der Planung bis zur Umsetzung die Basis 
für erfolgreichen Wandel bilden. Genau diese Kompe-
tenzen zählen zu den anerkannten Stärken der deut-
schen GreenTech-Branche. Die Mobilität der Zukunft 
wird nicht mehr nur von etablierten Auto mobil- und 
Zulieferfirmen, sondern auch von neuen Akteur*innen 
des Leitmarktes Nachhaltige Mobilität gestaltet. Durch 
ihre Aktivitäten in den Bereichen Elektromobilität, 
autonomes Fahren, dynamische Routenplanung sowie 
digitale Geschäftsmodelle leisten sie einen wichtigen 
Beitrag zur ökologischen Transformation des Verkehrs-
sektors.

Die Nachfrage für ökologische Alternativen in der 
Wirtschaft wächst. Zunehmend suchen Unterneh-
men und Branchen nach nachhaltigen Alternativen 
zu konventionellen Produkten. Das betrifft die Che-
mie-, Automobil- und Zulieferbranche, aber auch die 

Bauwirtschaft. Immer mehr Unternehmen setzen sich 
zum Beispiel eigene Nachhaltigkeitsstandards für ihre 
Gebäude und fragen dafür nachhaltig produzierte Bau-
elemente und wiederverwendbare Baumaterialien an. 
Dies geschieht auch aus der Erkenntnis heraus, welches 
enorme wirtschaftliche und ökologische Potenzial 
in solchen Maßnahmen steckt. Damit leisten grüne 
Technologien einen wichtigen Beitrag, Ökonomie und 
Ökologie in Einklang zu bringen. 

Abbildung 46: Prognose zur Entwicklung des globalen und nationalen Marktvolumens für Umwelt-
technik und Ressourceneffizienz von 2020 bis 2030 (in Milliarden Euro)

„Eine moderne Umwelt- und Klimapoli-
tik macht Unternehmen innovativer und 
krisenfester. Darum ist es klug, die wirt-
schaftliche Erholung nach der Corona- Krise 
mit ökologischen und sozialen Konjunktur-
impulsen zu verstärken. Ein Fokus auf 
nachhaltig agierende Unternehmen mit 
robusten Geschäftsmodellen wie der 
Umwelttechnikbranche ist für den Stand-
ort Deutschland eine gute Strategie.“ 
Svenja Schulze, Bundesumweltministerin

Quelle: BMU (2021b)
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4.2 Arbeitsplätze 
und Strukturwandel

Klimaschutz ist nicht nur ein Wirtschaftsfaktor, 
sondern auch ein starker Motor für Beschäftigung. 
Von den rund 45 Millionen Erwerbstätigen in Deutsch-
land sind etwa 1,5 Millionen unmittelbar im Klima-
schutz tätig (Abbildung 47). Durch die Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen entstehen kontinuierlich 
mehr Arbeitsplätze im Klimaschutz. Dieser Wandel 
birgt enorme Chancen für den Standort Deutschland. 

Im Jahr 2018 waren 574.000 Menschen im Bereich der 
Klimaschutzdienstleistungen tätig. Hierzu zählen etwa 
Unternehmensdienstleistungen wie Architekt*innen 
oder Ingenieur*innen, die Anlagen zur Nutzung er-
neuerbarer Energien planen. Die Erneuerbare-Ener-
gien-Branche beschäftigte 305.000 Menschen. Hinzu 
kamen 79.000 Arbeitsplätze in der Produktion von 
Klimaschutzgütern. Hierzu gehören unter anderem 
Maschinenbau inklusive Reparaturen, Gummi- und 
Kunststoffwaren, Datenverarbeitung, chemische Er-
zeugnisse, Glas und Glaswaren sowie Metallerzeugnisse. 
Im Bereich der energetischen Gebäudesanierung arbei-
teten 522.000 Menschen. 

Investitionen in Klimaschutz setzen Impulse für neue 
Arbeitsplätze. Das Klimaschutzprogramm sowie das 
Zukunfts- und Konjunkturpaket der Bundesregierung 
zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie 
verknüpfen Investitionen mit Klimaschutz. In den 
relevanten Branchen wird daher für die kommenden 
Jahre ein durchschnittliches Wachstum der Beschäf-
tigtenzahl um 6,8 Prozent prognostiziert (Abbildung 
48). Auch der Europäische Grüne Deal, der langfris-
tige EU-Haushalt und das COVID-19-Aufbaupaket 
„Next Generation EU“ fördern mehr Beschäftigung im 
Klimaschutz. Zur Erreichung der Klimaneutralität bis 
2050 soll in den nächsten zehn Jahren im Rahmen des 
Europäischen Grünen Deals mindestens eine Billion 
Euro in umweltfreundliche Technologien, eine nach-
haltige Wirtschaft und nachhaltigen Verkehr investiert 
werden. Im Bereich der energetischen Gebäudesanie-
rung ist mit besonders hohem Beschäftigungszuwachs 
zu rechnen. Die EU-Investitionsstrategie hat eine 
Renovierungs welle angestoßen, wodurch die Quote 
der energetischen Gebäudesanierungen bis 2030 ver-
doppelt werden soll. Auch Deutschland fördert seit 
Januar 2020 noch stärker energieeffizientes Bauen und 

Sanieren. Diese Investitionen erklären teilweise den 
hohen erwarteten Beschäftigungszuwachs in der Ener-
gieeffizienz-Branche von 8,7 Prozent (Abbildung 48). 

Weltweit wachsen die Arbeitsplätze in der Erneuer­
bare­Energien­Branche kontinuierlich. Die Schaffung 
von Arbeitsplätzen ist nur einer von vielen Zusatznut-
zen von erneuerbaren Energien. Erneuerbare Energien 
werden kontinuierlich ausgebaut und ermöglichen 
immer mehr Arbeitsplätze. Diese verteilen sich unter 
anderem auf die Planung und Projektierung von Er-
neuerbare-Energien-Projekten, die Herstellung und 
Errichtung der Anlagen sowie den Betrieb und die War-
tung. Die Internationale Organisation für Erneuerbare 
Energien (International Renewable Energy Agency, 
IRENA) schätzt die weltweite Beschäftigung im Bereich 
der erneuerbaren Energieträger für 2019 auf 11,5 Mil-
lionen Jobs. Die größten Arbeitgebenden waren dabei 
die Branchen Photovoltaik, Bioenergie, Wasserkraft 
und Windkraft. Die Beschäftigungszahl ist seit Beginn 
der jährlichen Auswertung durch IRENA im Jahr 2012 
kontinuierlich gewachsen. 

Deutschland ist europäischer Spitzenreiter für 
Arbeitsplätze in der Erneuerbare­Energien­Branche. 
In der EU sind etwa 1,5 Millionen Menschen direkt 
oder indirekt in der Erneuerbare-Energien-Branche 
beschäftigt. Davon liegen 17 Prozent in Deutschland. 
In den Bereichen Windenergie und Photovoltaik ist 
Deutschland führend im europäischen Vergleich. In 
der Vergangenheit war die Arbeitsplatzentwicklung 

 

Abbildung 47: Arbeitsplätze im Klimaschutz 
(2018)

Quelle: UBA (2021e)
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in Deutschland mit Höhen und Tiefen konfrontiert. 
Während der Zubau von Windenergie auf See zulegte, 
konnten an Land frühere Ausbaurekorde nicht gehal-
ten werden. So verlor die Windenergiebranche 2018 
über 30.000 Arbeitsplätze. Eine transparente, kohärente 
und konsequente Energiewende-Politik kann Schwan-
kungen abfangen und das volle Potenzial ausschöpfen. 

Auch durch eine strategische Industriepolitik mit 
Fokus auf der Ansiedlung neuer grüner Industrien kön-
nen neue Arbeitsplätze entstehen. So konnte Deutsch-
land beispielsweise erfolgreich ein Tesla-Werk zur 
Produktion von Elektrofahrzeugen nach Brandenburg 
holen. Damit kann die neue Gigafabrik auf hochaus-
gebildete Arbeitskräfte und hohe Kaufkraft zurück-
greifen, während die Region von bis zu 13.000 neuen 
Arbeitsplätzen profitiert.

Der Kohleausstieg erfordert strukturpolitische Maß­
nahmen, um Arbeitsplätze in zukunftsgerichtete 
Branchen zu lenken. Spätestens seit der Entscheidung 
der Bundesregierung, aus der Kohleverstromung schritt-
weise auszusteigen, gibt es keine Zukunftsperspektive 
mehr für die mit der Kohle verbundenen Arbeitsplätze. 
Aktuell arbeiten noch gut 27.000 Menschen unmittelbar 
in den Stein- und Braunkohleindustrien. Mindestens 
die gleiche Anzahl an Beschäftigten ist darüber hinaus 
mittelbar tätig, zum Beispiel als Zuliefernde. Für das Ziel, 
aus den Kohleregionen Zukunftsregionen zu machen, 
will der Bund den Strukturwandel bis zum Jahr 2038 mit 
bis zu 40 Milliarden Euro unterstützen.

Zur Stärkung des positiven Wandels in den Kohle-
regionen und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
werden eine Vielzahl an zukunftsweisenden Vorhaben 
in den betroffenen Regionen in Brandenburg, Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt ange-
stoßen. Beispielsweise soll an einem neuen Institut des 
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt elek-
trisches Fliegen erforscht werden. An einem weiteren 
Institut wird an alternativen, insbesondere solaren 
Brenn stoffen geforscht.58 In der Lausitz arbeiten das 
BMU und das Land Brandenburg gemeinsam daran, 
eine industrielle Demonstrationsanlage zur Produktion 
synthetischer Treibstoffe für den Luft- und Seeverkehr 
zu errichten. Das „PtX Lab Lausitz - Praxislabor für 
Kraft- und Grundstoffe aus grünem Wasserstoff“ soll 
durch die innovativen Treibstoffe zur Dekarbonisie-
rung der Luftfahrt beitragen. So entstehen an tradi-
tionellen Energiestandorten in Deutschland durch 
Strukturwandel Forschung und Entwicklung für die 
Zukunft.

Zudem unterstützt das Förderprogramm „Kommu-
nale Modellvorhaben zur Umsetzung der ökologischen 
Nachhaltigkeitsziele in Strukturwandelregionen“ des 
BMU Kommunen und andere Akteur*innen wie etwa 
Hochschulen und Unternehmen in den Kohleregionen. 
Es sollen Pilotregionen entstehen, die auf vorbildliche 
Weise zu einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung 
beitragen. Schwerpunktmäßig werden investive Maß-
nahmen wie beispielsweise die naturnahe Gestaltung 
von Flächen und Gewässern gefördert. Auch Projekt-
ideen im Sinne eines nachhaltigen Tourismus werden 
durch das Förderprogramm unterstützt. Mit neuen 
touristischen Attraktionen entsteht ein neuer Wirt-
schaftssektor, welcher wiederum neue Arbeitsplätze in 
den betroffenen Regionen schafft.

 

Abbildung 48: Durchschnittliches erwartetes 
jährliches Wachstum der Beschäftigtenzahl 
der GreenTech-Leitmärkte von 2020 bis 2025

Quelle: BMU (2021b)
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4.3 Schaffung nachhaltiger 
Infrastrukturen

Die Schaffung nachhaltiger Infrastrukturen bildet eine 
Grundlage für die treibhausgasneutrale Gesellschaft. 
Mit Infrastruktur sind öffentlich nutzbare Einrichtun-
gen gemeint, die das Funktionieren von Wirtschaft und 
Gesellschaft ermöglichen. Hierzu gehören beispiels-
weise Energienetze, Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung, Verkehrswege sowie Informations- und 
Kommunikationsinfrastruktur. 

Klimafreundliche Technologien können die Anforde­
rungen an Infrastrukturen ändern. So beispielsweise 
im Bereich Mobilität: Elektrofahrzeuge benötigen 
keine Tankstellen entlang der Straßen, sondern Lade-
stationen. Mit der zunehmenden Elektrifizierung des 
Verkehrs gewinnt die Ladestationen-Infrastruktur in 
Deutschland an Bedeutung und Umfang (siehe Ab-
bildung 49). 

Der Umbau zu einer treibhausgasneutralen Energie-
versorgung erfordert ein modernes und bedarfs-
gerechtes Stromnetz. Um den Strom aus Windenergie 
über lange Strecken vom Norden Deutschlands zu den 
Verbrauchszentren in Mittel- und Süddeutschland zu 
transportieren, sollen allein in den nächsten Jahren über 
7.500 Kilometer an Stromleitungen im Übertragungs-
netz ergänzt werden.59 Das Verteilnetz, das den Strom 
zu den Endkund*innen transportiert, muss zudem für 
die zunehmende Anzahl an neuen Verbrauchsgerä-
ten wie Ladesäulen und Wärmepumpen fit gemacht 
werden. Immer mehr Haushalte haben erneuerbare 
Erzeugungsanlagen, mit denen sie auch in das Verteil-
netz einspeisen. Dieser zusätzliche Stromfluss erfordert 
ebenfalls einen Ausbau. Die flächendeckende Ein-
führung sogenannter Smart Meter (intelligente Mess-
geräte) kann zu einer verbesserten Integration dieser 
neuen Verbrauchsgeräte und Erzeugungsanlagen in das 
Energie versorgungssystem beitragen.

Die neue umweltpolitische Digitalagenda des BMU 
definiert Leitplanken für den Ausbau der Informati­
ons­ und Kommunikationsinfrastruktur. Geschäfts-
reisen werden, angetrieben durch die Corona-Pande-
mie, zunehmend durch Videokonferenzen ersetzt. Die 
Informations- und Kommunikationsinfrastruktur ge-
winnt daher signifikant an Bedeutung. Noch berichten 
viele Bürger*innen von unzureichender Verbindungs-

qualität. Die Digitalisierung benötigt daher einen 
Ausbau der Informations- und Kommunikations-
infrastruktur. Um Digitalisierung und Klimaschutz in 
Einklang zu bringen, hat das BMU ein umfangreiches 
Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht. Damit sollen 
der Ressourcenverbrauch digitaler Technologien redu-
ziert, Transparenz zu neuen Gestaltungs-, Steuerungs- 
und Handlungsmöglichkeiten geschaffen, Impulse für 
einen sozial-ökologischen Umbau gesetzt und eine 
Umweltpolitik 4.0 ermöglicht werden. 

Städte und Regionen auf dem Weg zur Klimaneutrali­
tät investieren in nachhaltige und resiliente Infra­
strukturen. Immer mehr Städte rufen den Klimanot-
stand aus und erarbeiten Pläne, wie sie klimaneutral 
werden können. Ein Hebel sind nachhaltige Infrastruk-
turen. Mit der Masterplan-Richtlinie fördert das BMU 
Kommunen, die bis 2050 ihre Treibhausgasemissionen 
um 95 Prozent gegenüber 1990 und den Endenergie-
verbrauch um 50 Prozent senken wollen. Im Zuge 
des 9. Europäischen Rahmenforschungsprogramms 
„Horizont Europa“ werden ab 2021 zahlreiche Vorha-
ben zur CO2-wirksamen Transformation von Städten 
finanziell durch die EU gefördert. 

Ziel der Bundesregierung ist es, dass in Deutschland bis 2030 
insgesamt eine Million Ladepunkte zur Verfügung stehen.
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Abbildung 49: Ausbau der Ladeinfrastruktur 
für Elektromobilität in Deutschland
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4.4 Nachhaltiger Konsum

Die Bevölkerung kann durch bewusste Konsum­
entscheidungen aktiv zum Klimaschutz beitragen. 
Der durchschnittliche Lebensstil in Deutschland verur-
sacht jährlich 11,17 Tonnen CO2-Äquivalente pro Kopf 
(Abbildung 50). Insgesamt entfallen 25 Prozent auf den 
Bereich Wohnen und Strom, 19 Prozent auf Mobilität, 
15 Prozent auf Ernährung und 8 Prozent auf öffentli-
che Infrastruktur und Verwaltung. Sonstiger Konsum, 
zu dem beispielsweise Bekleidung und Freizeitaktivitä-
ten zählen, macht die restlichen knapp 34 Prozent aus. 
Die jährliche Treibhausgasbilanz ist größer als die in 
Kapitel 1.3 genannten Pro-Kopf-Emissionen Deutsch-
lands, da sie auch die Emissionen berücksichtigt, die 
durch den Konsum im Ausland produzierter Produkte 
und durch In- und Auslandsflüge verursacht werden.

Mit dem CO2-Rechner des Umweltbundesamtes60 kann 
nachvollzogen werden, wie hoch der eigene Ausstoß 
schätzungsweise ist und wie Konsumentscheidungen 
die eigene Treibhausgasbilanz beeinflussen. Ein Portal 
des Umweltbundesamtes gibt darüber hinaus Tipps für 
den Alltag.61 Die Einkaufsformel „saisonal – regional – 
bio“ zusammen mit dem Verbrauch weniger tierischer 
Lebensmittel kann pro Person und Jahr bis zu 600 Kilo-
gramm Treibhausgase einsparen.62 Dadurch können 
die durch Ernährung verursachten Treibhausgase einer 
einzelnen Person um ein Drittel reduziert werden. 

Die Verantwortung eines jeden Einzelnen für Klima­
schutz steigt mit dem Einkommen. Ärmere Menschen 
leben tendenziell häufiger in einer stärker belasteten 
Umwelt als wohlhabendere Menschen. Gleichzeitig 
sind es besserverdienende Menschen, die durch einen 
ressourcen intensiveren Lebensstil und häufigere Flug-
reisen eine höhere Klimabilanz aufweisen. So verursa-
chen die reichsten zehn Prozent die Hälfte der weltwei-
ten Treibhausgase.63 Sie sind damit auch diejenigen, die 
eine besondere gesellschaftliche Verantwortung tragen 
und durch klimagerechtere Konsumentscheidungen 
bedeutsam zum Klimaschutz beitragen können.

Best­Practice­Beispiele und Leuchtturminitiativen 
zeigen Wege zu mehr nachhaltigem Konsum auf. 
Seit 2017 arbeitet die Bundesregierung im Kompetenz-
zentrum Nachhaltiger Konsum mit Netzwerk-
akteur*innen aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik, 
Handel, Medien, Bildungseinrichtungen und Zivil-
gesellschaft zusammen, um das Thema über Pilot-

projekte voranzubringen. Das Zentrum wurde für die 
Begleitung des Nationalen Programms für nachhalti-
gen Konsum (NPNK) ins Leben gerufen. Kernaufgabe 
des NPNK ist es, nachhaltigen Konsum im öffentlichen 
Bewusstsein zu verankern. Das Programm umfasst 
die sechs Konsumbereiche mit dem größten Poten-
zial für Umweltentlastungen: Mobilität, Ernährung, 
Wohnen und Haushalt, Arbeiten und Büro, Bekleidung 
sowie Freizeit und Tourismus. Darüber hinaus werden 
auch übergreifende Handlungsansätze dargestellt, 
unter anderem Bildung, Verbraucherinformation und 
Forschung. Gemeinsam mit den Netzwerkakteur*in-
nen wurden Pilotprojekte und Leuchtturminitiativen 
erarbeitet, die sich nun in der Umsetzung befinden. 

Das Pilotprojekt „Umwelt im Unterricht“ stellt alle zwei 
Wochen neue Hintergrundinformationen und Unter-
richtsmaterialien zu Themen mit Umweltbezug zur 
Verfügung. So wird sichergestellt, dass auch die nächste 
Generation ein Bewusstsein für klima freundliche Kon-
sumentscheidungen entwickelt.

 

Abbildung 50: Durchschnittliche jährliche 
Treibhausgasbilanz pro Person in Deutsch-
land in CO2-Äquivalenten

*Zum Beispiel Wasserver- und -entsorgung, Abfall-
beseitigung

**Zum Beispiel Bekleidung, Haushaltsgeräte und 
Freizeit aktivitäten 

Quelle: UBA (2021f)
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4.5  Nachhaltige Investitionen

Klimaschutz erfordert eine konsequente Ausrichtung 
der Finanzströme an den Klimazielen. Die Bedeutung 
von Klimaschutz für den Finanzsektor ist signifikant. 
Aktuell wird immer noch stark in Unternehmen in-
vestiert, deren Geschäftsmodelle nicht mit dem Pariser 
Abkommen kompatibel sind. Dazu zählen die Ge-
schäftsmodelle von Kohle-, Öl- und Gasunternehmen. 
Diese Investitionen werden jedoch perspektivisch zu 
„stranded assets“, also zu Vermögenswerten, die vor 
Ende ihrer geplanten wirtschaftlichen Nutzungs-
dauer aufgegeben werden, da sie in einer zukünftig auf 
Klimaneutralität ausgerichteten Wirtschaft nicht mehr 
profitabel sind. Finanzmärkte arbeiten daran, lang-
fristige Klima risiken systematisch und frühzeitig zu 
identifizieren und ihre Anlagestrategie entsprechend 
anzupassen. Dabei steht der Abzug von Kapital aus 
Unternehmen, deren Geschäftskonzept auf fossilen 
Ressourcen basiert, im Vordergrund (Divestment).

Ein 2018 von der Europäischen Kommission veröf­
fentlichter Aktionsplan schafft die Rahmenbedingun­
gen für ein nachhaltiges Finanzwesen. Maßnahmen 
des Aktionsplans umfassen unter anderem ein einheit-
liches EU-Klassifikationssystem für ein nachhaltiges 
Finanzwesen (EU-Taxonomie), die Schaffung eines 
EU-Kennzeichens für nachhaltige Finanzprodukte 
sowie die Verpflichtung von Vermögensverwaltenden 
und institutionellen Anlegenden, das Kriterium der 
Nachhaltigkeit bei den Investitionsabläufen zu berück-
sichtigen und transparent zu machen. 

Die europaweite Klassifizierung von Klimakriterien 
für Investitionen und Anlagen hilft dabei, Wirtschafts-
aktivitäten für Klimaschutz zu kennzeichnen. Klima-
schutz und fünf weitere Ziele bilden zusammen die 
Umweltziele der EU-Sustainable-Finance-Taxonomie 
(Abbildung 51). Um gemäß der EU-Taxonomie als 
ökologisch nachhaltig eingestuft zu werden, müssen 
Wirtschaftsaktivitäten die folgenden drei Anforderun-
gen erfüllen: Investitionen müssen einen wesentlichen 
Beitrag zu mindestens einem Umweltziel leisten. Die 
Zielerreichung darf dabei nicht anderen Zielen zu-
widerlaufen („do no harm principle“). Die Investition 
muss bestimmte Mindestanforderungen, beispielsweise 
in Bezug auf Soziales und Menschenrechte, erfüllen. 

Die Taxonomie-Bewertungskriterien für das Ziel Klima-
schutz wurden bereits konkretisiert. Eine Aktivität gilt 

dann als konform, wenn sie selbst sehr niedrige oder 
keine Treibhausgasemissionen verursacht. Ebenso als 
konform gilt, wenn die Aktivität den Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft bis zum Jahr 2050 unter-
stützt. Eine Aktivität kann auch dann einen Beitrag zum 
Klimaschutz leisten, wenn sie andere Wirtschaftsaktivi-
täten zum Umweltschutz befähigt. Dies gilt beispiels-
weise für die Produktion von Windrädern, welche 
letztlich erneuerbare Stromerzeugung ermöglichen.

Bislang haben Wirtschaftsaktivitäten nur eine geringe 
Taxonomie-Konformität. Die erste Studie zur Anwen-
dung der EU-Taxonomie ermittelte 2020, dass nur zwei 
Prozent der Umsätze von börsennotierten Unter-
nehmen taxonomiekonform sind.64 Viele Aktivitäten 
erfüllen noch nicht die Klimaschutzkriterien. 

Die Bundesregierung ruft daher europäische Unter­
nehmen zu nachhaltigen Investitionen auf und 
geht selbst mit gutem Beispiel voran. Mit dem 
Rahmenwerk für Grüne Bundeswertpapiere stärkt die 
Bundes regierung den Sustainable-Finance-Standort 
Deutschland. In dem Rahmenwerk werden die Kate-
gorien grüner Ausgaben aus sieben Bundesministerien 
transparent dargestellt. Die Ausgaben in Höhe von gut 
12,7 Milliarden Euro verteilen sich auf fünf Sektoren: 
1) Verkehr, 2) internationale Zusammenarbeit, 3) For-
schung, Innovation und Information, 4) Energie und 
Industrie sowie 5) Land- und Forstwirtschaft und 

 

Abbildung 51: Ziele der EU-Sustainable-
Finance-Taxonomie

Quelle: BMWi (2020e)
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des nachhaltigen Anlagevolumens an den Gesamt-
investitionen weiter an (Abbildung 52). Seit 2016 hat er 
sich von 2,8 Prozent auf nun 6,1 Prozent mehr als ver-
doppelt. Während die Trendrichtung positiv ist, zeigt 
der trotzdem noch geringe Anteil am gesamten Anlage-
volumen, dass weiterhin erheblicher Handlungsbedarf 
bei der Identifizierung von nachhaltigen Finanzpro-
dukten und der Umleitung von Finanzströmen hin zu 
klimakompatiblen Anlagemöglichkeiten besteht. Hier 
kann die EU-Taxonomie eine bedeutende Rolle spielen.

Ebenfalls eine wichtige Rolle spielen grüne Anleihen 
für umwelt- und klimarelevante Zwecke, sogenannte 
Green Bonds. Sie tragen dazu bei, ökologische Nach-
haltigkeit als Faktor in Entscheidungsprozessen des 
Finanzsektors stärker zu verankern. Die KfW ist seit 
2015 im Auftrag des BMU eine der größten Emit-
tent*innen von grünen Anleihen. Das ursprüngliche 
Zielvolumen des Green-Bond-Portfolios von 2 Mil-
liarden Euro wurde im Februar 2021 erreicht. Das 
Portfolio volumen wird nun auf einem Niveau von 2 bis 
2,5 Milliarden Euro verstetigt.

Im Jahr 2020 nahm die KfW durch die grünen An-
leihen 8,4 Milliarden Euro ein. Knapp 80 Prozent 
davon wurden für Förderdarlehen an Unternehmen 
und Haus halte im Bereich Energieeffizienz vergeben. 
Die restlichen 20 Prozent wurden für die Förderung 
erneuerbarer Energien eingesetzt. Die KfW schätzt, dass 
dadurch eine Verminderung der Treibhausgasemissio-
nen um etwa 1,5 Millionen Tonnen pro Jahr erreicht 
wird.65 

Naturlandschaften. Gezählt werden Ausgaben für Sach-
werte wie Infrastruktur, Gebäude, Landschaften und 
Wälder, aber auch immaterielle Vermögenswerte wie 
individuelle und institutionelle Fähigkeiten, Forschung, 
Innovation und wissenschaftliche Erkenntnisse. 

Auch globale Finanzinstitutionen arbeiten daran, 
die Klimabilanz von Investitionen transparent zu 
machen. Seit 2015 hat die Partnerschaft zur Kohlen-
stoffbuchhaltung (Partnership for Carbon Accounting 
Financials) einen Standard entwickelt, wie finanzierte 
Emissionen von Finanzdienstleistenden gemessen wer-
den können. Der harmonisierte Bilanzierungs ansatz 
ermöglicht es Finanzinstitutionen, wissenschaftlich 
fundierte Ziele zu setzen und ihr Portfolio mit dem 
Pariser Abkommen in Einklang zu bringen. 

Das nachhaltige Anlagevolumen in Deutschland 
wächst stetig. Die öffentlichen und privaten Initiativen 
für den Sustainable-Finance-Standort Deutschland 
zeigen ihre Wirkung. Auch im Jahr 2020 stieg der Anteil 

 

Abbildung 52: Anteil nachhaltiger Finanzpro- 
dukte am gesamten deutschen Anlagevolumen
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CO2­Äquivalente
Einheit für das Treibhauspotenzial eines Gases, um 
eine Vergleichbarkeit zu ermöglichen. CO2-Äquiva-
lente geben an, welche Menge eines Gases in einem 
Betrachtungszeitraum von 100 Jahren die gleiche 
Treibhauswirkung entfalten würde wie CO2. 

Effort Sharing 
Effort Sharing hat eine gerechte Lastenteilung bei 
der Reduktion von Treibhausgasen in der euro-
päischen Klimapolitik zum Ziel und teilt dem-
entsprechend jedem Mitgliedstaat jährlich ein 
Emissionsbudget zu, welches sich auf Grundlage 
des Pro-Kopf-Einkommens des Mitgliedstaats 
berechnet. Die EU-Klimaschutzverordnung (Effort 
Sharing Regulation, ESR) schreibt in diesem Sinne 
für den Zeitraum bis 2030 verbindliche Emissions-
reduktionsziele für jeden EU-Mitgliedstaat vor.

Emissionshandelssystem EU­ETS
Das EU-ETS ist ein Handelssystem mit festen 
Obergrenzen, die das Gesamtvolumen der Emis-
sionen bestimmter Treibhausgase begrenzt, die 
unter das EU-ETS fallende Anlagen ausstoßen 
dürfen. Die Obergrenze wird im Laufe der Zeit 
verringert, sodass die Gesamtemissionen zurück-
gehen. Innerhalb dieser Obergrenzen erhalten 
oder erwerben Unternehmen Emissionszertifi-
kate (durch Versteigerungen), mit denen sie nach 
Bedarf handeln können. Jedes Unternehmen ist 
verpflichtet, am Jahresende genügend Zertifikate 
für seine gesamten Emissionen vorzulegen. An-
derenfalls drohen hohe Strafgebühren. 

Endenergie
Als Endenergie bezeichnet man denjenigen Teil 
der Primärenergie, die die Verbraucher*innen 
nach Abzug von Transport- und Umwandlungs-
verlusten erreicht, zum Beispiel in Form von 
Brennstoffen, Kraftstoffen oder elektrischer 
Energie, also als Fernwärme, Strom, Benzin, Heiz-
öl, Erdgas, Biogas und Wasserstoff. 

Expertenrat für Klimafragen 
Der Expertenrat für Klimafragen besteht aus 
fünf renommierten Wissenschaftler*innen, die 
von der Bundesregierung berufen wurden, um 
sie bei der Anwendung des Klimaschutzgesetzes 
zu unterstützen. Die Aufgaben des Expertenrats 
sind ebenfalls im Klimaschutzgesetz festgelegt: 
Der Rat nimmt Stellung, wenn die Bundes-
regierung die zulässigen Jahresemissionsmengen 
im Klimaschutzgesetz ändert, den Klimaschutz-
plan fortschreibt und weitere Klimaschutzpro-
gramme beschließt. Darüber hinaus können der 
Deutsche Bundestag oder die Bundesregierung 
den Rat mit der Erstellung von Sondergutachten 
beauftragen.

Kreislaufwirtschaft
Die Kreislaufwirtschaft ist ein Modell der Pro-
duktion und des Verbrauchs, bei dem bestehende 
Materialien und Produkte so lange wie möglich 
geteilt, wiederverwendet, repariert, aufgearbeitet 
und recycelt werden. Auf diese Weise wird der 
Lebenszyklus der Produkte verlängert und Abfälle 
werden auf ein Minimum reduziert. Die Kreislauf-
wirtschaft steht im Gegensatz zum traditionellen, 
linearen Wirtschaftsmodell („Wegwerfwirtschaft“).

Energieproduktivität
Die Energieproduktivität gibt das Verhältnis von 
Bruttoinlandsprodukt und Energieverbrauch, also 
der aufgewendeten Energie, wieder (Kehrwert der 
Energieintensität). Sie kann als Maßstab für die Ef-
fizienz im Umgang mit Energieressourcen dienen.

Bruttoendenergieverbrauch
Der Bruttoendenergieverbrauch berücksichtigt 
zusätzlich zum Endenergieverbrauch auch die 
Eigenverbräuche der Erzeugungsanlagen und 
die Übertragungsverluste. Er ist die Bezugsgröße 
für die Berechnung des Anteils der erneuerbaren 
Energien nach EG-Richtlinie 2009/28/EG zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuer-
baren Quellen.

5. Glossar
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Primärenergieverbrauch
Rechnerisch genutzter Energiegehalt eines natür-
lich vorkommenden Energieträgers, bevor er in 
eine andere Energieform, in sogenannte Sekun-
därenergieträger, umgewandelt wird. Primärener-
gieverbrauch ist also der Verbrauch der Energie, 
die direkt in den Energiequellen vorhanden ist.

Senke
Eine Senke (auch Kohlenstoffsenke) ist ein Reser-
voir, das zeitweilig oder dauerhaft Kohlenstoff 
aufnimmt und speichert. Bedeutende Senken 
sind Wälder und Ozeane.

Treibhausgasneutralität
Wird erreicht, wenn die Summe des menschen-
gemachten Treibhausgasausstoßes (zum Beispiel 
durch Verbrennung von Brennstoffen) und der 
Treibhausgasabsorption (zum Beispiel durch 
natürliche Senken, zukünftige Technologien) von 
menschengemachten Treibhausgasemissionen 
null ergibt.

Wasserstoff
Wasserstoff ist ein Gas und auf der Erde reich-
lich vorhanden, allerdings fast ausschließlich 
in chemischen Verbindungen (zum Beispiel in 
Wasser, vielen Säuren und Kohlenwasserstoffen). 
Wasserstoff wird gewonnen, indem Wasser (H2O) 
in Sauerstoff (O) und Wasserstoff (H2) aufgespaltet 
wird. Wasserstoff ist, wenn er unter Zuhilfenah-
me erneuerbarer Energien hergestellt wird, ein 
nachhaltiger, flexibel einsetzbarer, leicht trans-
portierbarer und deswegen vielversprechender 
Energieträger für die Energiewende.
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6. Abkürzungsverzeichnis
APA Aktionsplan Anpassung 
BMEL Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
C Kohlenstoff
CCS Kohlenstoffabscheidung und -speicherung (Englisch: Carbon Capture and Storage) 
CCU Kohlenstoffabscheidung und -nutzung (Englisch: Carbon Capture and Use)
CH4 Methan
cm Zentimeter
CO2 Kohlendioxid 
DAS Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel
EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz
ESR EU-Klimaschutzverordnung (Englisch: Effort Sharing Regulation)
etc. et cetera
EU Europäische Union
EU-27 27 Mitgliedstaaten der EU
EU-28 27 Mitgliedstaaten der EU und Großbritannien, das im Januar 2020 aus der EU austrat
EU-ETS EU-Emissionshandelssystem (Englisch: EU Emissions Trading System)
FKW Perfluorierte Kohlenwasserstoffe
GAP Gemeinsame Agrarpolitik
Gt Gigatonnen
GW Gigawatt
GWel Gigawatt elektrische Leistung
HFKW Wasserstoffhaltige Fluorkohlenwasserstoffe
IKI Internationale Klimaschutzinitiative
IPCC Weltklimarat (Englisch: Intergovernmental Panel on Climate Change)
IRENA Internationale Organisation für Erneuerbare Energien (Englisch: International Renewable Energy Agency)
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
Kfz Kraftfahrzeug
Lkw Lastkraftwagen
LULUCF Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (Englisch: Land Use, Land-Use Change and Forestry)
min. mindestens
mm Millimeter
MWel Megawatt elektrisch
N2O Lachgas (Distickstoffoxid)
NDCs National festgelegte Beiträge (Englisch: Nationally Determined Contributions) 
NF3 Stickstofftrifluorid
NKI Nationale Klimaschutzinitiative
NPNK Nationales Programm für nachhaltigen Konsum
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr
Pkw Personenkraftwagen
ppm Anteile pro Million (Englisch: parts per million)
SF6 Schwefelhexafluorid
t Tonne(n)
TWh Terawattstunden
UBA Umweltbundesamt
UNFCCC Klimarahmenkonvention (Englisch: United Nations Framework Convention on Climate Change)
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7. Endnoten
1. NOAA (2021a)
2. BMU (2014)
3. WMO (2021), bei dem genannten Wert handelt es sich um die Abweichung der globalen Durchschnittstempe-

ratur im Jahr 2020 gegenüber dem vorindustriellen Niveau. Der Wert stellt also keinen linearen Trend dar. Der 
Datensatz der WMO basiert auf fünf globalen Temperaturdatensätzen. Die Streubreite der fünf Schätzungen des 
globalen Jahresmittels für 2020 liegt zwischen 1,15 °C und 1,28 °C über dem vorindustriellen Niveau.

4. DKK, DMG, DWD, ExtremWetterKongress, Helmholtz-Klima-Initiative, klimafakten.de (2020)
5. NOAA (2021b)
6. DKK, DMG, DWD, ExtremWetterKongress, Helmholtz-Klima-Initiative, klimafakten.de (2020)
7. IPCC (2018)
8. Nature Climate Change (2015)
9. IPCC (2019)
10. DWD (2020a)
11. UBA (2019a) 
12. Friedlingstein Pierre et al. (2020)
13. DWD (2021b), der Anstieg der Jahresdurchschnittstemperatur in Deutschland um 1,6 °C stellt den linearen 

Trend für den Zeitraum von 1881 bis 2020 dar.
14. UBA (2020a)
15. UBA (2019b)
16. BMU (2020a)
17. Der Betrag 2.482 Gigatonnen CO2-Äquivalente ergibt sich aus der Summe der jährlichen globalen Treibhausgas-
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https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland/emissionen-der-landnutzung-aenderung#bedeutung-von-landnutzung-und-forstwirtschaft
https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/energieproduktivitaet#textpart-1
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/361/dokumente/2021_03_10_trendtabellen_thg_nach_sektoren_v1.0.xlsx
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/treibhausgasemissionen-sinken-2020-um-87-prozent
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundlich-mobil
https://www.umweltbundesamt.de/daten/verkehr/fahrleistungen-verkehrsaufwand-modal-split#guterverkehr
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umwelt-wirtschaft/beschaeftigung-umweltschutz#textpart-1
https://uba.co2-rechner.de/de_DE
https://www.umweltbundesamt.de/umwelttipps-fuer-den-alltag
https://www.unenvironment.org/emissions-gap-report-2020
https://databank.worldbank.org/reports.aspx?source=2&series=SP.POP.TOTL&country=
https://library.wmo.int/doc_num.php?explnum_id=10618
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Datenanhang zu Abbildung 15: Entwicklung der Treibhausgase und vorgesehene Jahresemissionsmen-
gen nach Sektoren in Millionen Tonnen CO2-Äquivalente

Entwicklung der Treibhausgase nach Sektoren

Sektor 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2019 2020

Energiewirtschaft 466 400 385 397 368 347 258 221

Industrie 284 244 208 191 188 188 187 178

Verkehr 164 176 181 160 153 162 164 146

Gebäude 210 188 167 154 149 124 123 120

Landwirtschaft 87 74 72 69 69 72 68 66

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 38 38 28 21 15 11 9 9

Quellen: UBA (2021a), UBA (2021b), Bundesregierung (2021)

Vorgesehene Jahresemissionsmengen nach Anlage 2 des Klimaschutzgesetzes

Sektor 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Energiewirtschaft 280 257 108

Industrie 186 182 177 172 165 157 149 140 132 125 118

Verkehr 150 145 139 134 128 123 117 112 105 96 85

Gebäude 118 113 108 102 97 92 87 82 77 72 67

Landwirtschaft 70 68 67 66 65 63 62 61 59 57 56

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 9 9 8 8 7 7 6 6 5 5 4
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Anlagenbetreiber Kraftwerk Bundesland Nettonenn-
leistung (MWel)

Endgültiges 
Still legungsdatum

RWE Power Niederaußem C Nordrhein-Westfalen 295 31.12.2021

RWE Power Neurath B Nordrhein-Westfalen 294 31.12.2021

RWE Power Weisweiler E oder F* Nordrhein-Westfalen 321 31.12.2021

RWE Power Neurath A Nordrhein-Westfalen 294 01.04.2022

RWE Power Neurath D Nordrhein-Westfalen 607 31.12.2022

RWE Power Neurath E Nordrhein-Westfalen 604 31.12.2022

RWE Power Frechen/Wachtberg Nordrhein-Westfalen 120 31.12.2022

RWE Power Weisweiler F oder E* Nordrhein-Westfalen 321 01.01.2025

RWE Power Weisweiler G oder H* Nordrhein-Westfalen 663 oder 656 01.04.2028

LEAG KW Jänschwalde A Brandenburg 465 31.12.2028

LEAG KW Jänschwalde B Brandenburg 465 31.12.2028

LEAG KW Jänschwalde C Brandenburg 465 31.12.2028

LEAG KW Jänschwalde D Brandenburg 465 31.12.2028

RWE Power Weisweiler H oder G* Nordrhein-Westfalen 656 oder 663 01.04.2029

LEAG KW Boxberg N Sachsen 465 31.12.2029

LEAG KW Boxberg P Sachsen 465 31.12.2029

RWE Power Niederaußem G oder H* Nordrhein-Westfalen 628 oder 648 31.12.2029

RWE Power Niederaußem H oder G* Nordrhein-Westfalen 648 oder 628 01.01.2033

Saale Energie Schkopau A Sachsen-Anhalt 450 31.12.2034

Saale Energie Schkopau B Sachsen-Anhalt 450 31.12.2034

LEAG KW Lippendorf R Sachsen 875 31.12.2035

LEAG KW Lippendorf S Sachsen 875 31.12.2035

RWE Power Niederaußem K Nordrhein-Westfalen 944 31.12.2038

RWE Power Neurath F (BoA 2) Nordrhein-Westfalen 1.060 31.12.2038

RWE Power Neurath G (BoA 3) Nordrhein-Westfalen 1.060 31.12.2038

LEAG KW Schwarze Pumpe A Brandenburg 750 31.12.2038

LEAG KW Schwarze Pumpe B Brandenburg 750 31.12.2038

LEAG KW Boxberg R Sachsen 640 31.12.2038

LEAG KW Boxberg Q Sachsen 857 31.12.2038

*In diesen Fällen hat der jeweilige Anlagenbetreiber ein Wahlrecht jeweils zwischen den zwei genannten Braunkohleanlagen am 
selben Standort.

Quelle: Bundesregierung (2020c) 

Datenanhang zu Abbildung 20: Fahrplan für die Stilllegung der deutschen Braunkohlekraftwerke bis 2038
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